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A Einleitung 

„Straftaten lohnen sich nicht!“ 

 

Eine nach heutigen Maßstäben effiziente Strafverfolgung hat nicht nur die Auf-

gabe, den Schuldigen1 formell zu bestrafen, sondern auch, angelehnt an die-

sen fast schon biblischen2 Grundsatz, die Güterordnung soweit möglich wieder 

in den Zustand vor der Straftat zu versetzen.3 Diese Teilaufgabe wird im deut-

schen Recht als Vermögensabschöpfung bezeichnet, worunter man die Ent-

ziehung des vom Täter einer Straftat erlangten Vermögensvorteils zugunsten 

des Verletzten oder des Staates versteht.4 Unter kriminalstrategischen Aspek-

ten etwas weiter gefasst, kann man Vermögensabschöpfung auch als alle 

„Maßnahmen des Aufspürens, der Sicherung und Rückführung von Vermö-

genswerten zu Gunsten Verletzter oder des Staates“5 bezeichnen. Geregelt 

ist die (strafrechtliche) Vermögensabschöpfung materiell-rechtlich in den 

§§ 73 ff. StGB sowie prozess-rechtlich (vornehmlich) in den §§ 111b ff. StPO. 

 

Durch eine effiziente Vermögensabschöpfung soll, dem obigem Grundsatz fol-

gend, zum einen dem Straftäter der finanzielle Anreiz sowie die finanzielle Ba-

sis für zukünftige Straftaten genommen, zum anderen aber auch die legale 

Wirtschaft vor einer kriminellen Unterwanderung geschützt werden; ferner soll 

das Vertrauen der Bevölkerung in die Unverbrüchlichkeit der Rechtsordnung 

gestärkt werden, auch um das Rechtsbewusstsein und die Rechtstreue zu be-

wahren, da andererseits von staatlicher Seite der Anreiz gesetzt würde, ge-

winnorientierte Straftaten zu begehen.6 Diese Ziele sind zwar nicht belegt und 

gründen eher auf rechtspolitischen Hoffnungen, kriminologischen Thesen und 

Anekdoten,7 dürften jedoch davon unabhängig weitgehend unbestritten sein. 

                                            
1  Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird in der vorliegenden Masterarbeit ausschließ-

lich die männliche Sprachform bei personenbezogenen Substantiven und Pronomen ver-
wendet. Dies impliziert keine Benachteiligung des weiblichen Geschlechts, sondern soll 
im Sinne der sprachlichen Vereinfachung als geschlechtsneutral zu verstehen sein. 

2  Vgl. Herzog, FS Lüderssen, S. 241. 
3  Vgl. Bittmann, ZInsO 2015, 1758 f. 
4  Vgl. Studienlexikon Recht zu „Gewinnabschöpfung, Vermögensabschöpfung“. 
5  Vgl. Berthel, Kriminalistik 2002, 28 (29). 
6  Vgl. ausführlich schon Kaiser, FS Tröndle, S. 685 (686, 689, 693 f.); ebenso Meyer, ZStW 

127 (2015), 241 (243 f.); auch BVerfG, NJW 2004, 2073 (2078). 
7  Vgl. Meyer, ZRP 2015, 244; zur fehlenden kriminologischen Forschung schon Kaiser, FS 

Tröndle, S. 685 (687 f.). 
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Zudem kann man auch das Legalitätsprinzip heranziehen, welches die Pflicht 

begründet, gesetzlich vorgesehene Rechtsfolgen zu verwirklichen, mithin also 

bei deliktisch begründeten Vermögensverschiebungen die Revidierung dieser 

Verschiebung durch Vermögensabschöpfung zu erreichen.8 Dass sich Straf-

täter nicht auf Kosten anderer bereichern dürfen, ist zuletzt auch ein Gebot der 

sozialen Gerechtigkeit.9  

 

Die für eine Vermögensabschöpfung in Frage kommende Dimension ist im-

mens. Durch Straftaten entsteht jedes Jahr ein Schaden in Höhe von mehre-

ren Milliarden Euro.10 Allein im Jahr 2017 wurde in der Polizeilichen Kriminal-

statistik (PKS) bei über 2,8 Millionen Delikten eine Schadenssumme (im Sinne 

von Beute- und Vermögensschaden) von ca. 7,4 Milliarden Euro erfasst.11 3,7 

Milliarden Euro davon, also ca. 50% des Gesamtschadens, wurde durch Wirt-

schaftskriminalität verursacht, obwohl der Anteil der Wirtschaftskriminalität an 

der Gesamtkriminalität nur 1,3 % ausmachte.12 Berücksichtigt man, dass die 

PKS bei weitem nicht sämtliche Kriminalität erfasst und gerade bei der Dar-

stellung des Schadens teilweise große Schwierigkeiten bestehen, dürfte es 

sich tatsächlich nur um einen Bruchteil des tatsächlichen Schadens handeln.13 

Wirft man jedoch einen Blick auf die Anzahl der Fälle, in denen der Verfall von 

Vermögensvorteilen angeordnet wurde, könnte man zu der Auffassung gelan-

gen, Straftaten lohnen sich durchaus: Im Jahr 2017 wurden lediglich in 8.741 

Fällen Verfallsanordnungen getroffen.14 Die Summe der vorläufigen Siche-

rungsmaßnahmen fällt ebenfalls ernüchternd aus; im Jahr 2017 wurden bun-

desweit nur 497 Millionen Euro vorläufig gesichert.15 Auch wenn diese Zahlen 

nicht miteinander vergleichbar sind und keine einheitliche Gesamtstatistik 

existiert, zeugt allein diese Diskrepanz von einer nicht unerheblichen Ineffek-

tivität der Vermögensabschöpfung.16 Angesichts dessen ist es zumindest im 

                                            
8  So z.B. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (218) m.w.N. 
9  Vgl. Hetzer, Kriminalistik 2015, 26 (32). 
10  Vgl. hierzu schon Eberbach, NStZ 1987, 486 f. mit zahlreichen Beispielen. 
11  So PKS Jahrbuch 2017, Band 1, S. 43. 
12  Vgl. PKS Jahrbuch 2017, Band 4, S. 167, 171. 
13  Vgl. Hetzer, Kriminalistik 2015, 26 f. 
14  Vgl. Strafverfolgungsstatistik 2017, S. 375; dort wird trotz Reform noch einheitlich von Ver-

fall gesprochen. 
15  BT-Drs. 19/4173, S. 39. 
16  Vgl. Meyer, ZStW 127 (2015), 241 (242), noch zu den insoweit ähnlichen Zahlen 2013. 
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Ansatz erklärlich, warum der Vorwurf besteht, dass es in Deutschland schon 

an einer Wahrnehmung fehle, wie hoch der schädliche Einfluss kriminell er-

langten Vermögens auf die Legalwirtschaft, die Marktmechanismen und das 

allgemeine gesellschaftliche Leben ist. Damit verbunden fehle es auch an der 

Anerkennung der gesellschaftlichen und sozialpolitischen Relevanz der Ver-

mögensabschöpfung, was wiederum in einem einhaltenden Desinteresse von 

Politik und Strafrechtspflege resultiere.17 

 

Die Vermögensabschöpfung fristete schon seit Beginn an ein Schattendasein 

und wurde seit Einführung des Verfalls in das StGB mit Wirkung zum 1. Okto-

ber 1973 durch das „Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts“18 vom 4. Juli 

1969 jedenfalls bis Anfang/Mitte der 1990er Jahre nur sehr sporadisch einge-

setzt,19 was auf verschiedene rechtliche und praktische Probleme zurückzu-

führen war, an deren Korrektur sich zwar im Laufe der Jahre versucht wurde, 

an dem grundsätzlichen Problem jedoch nichts geändert hat.20 Die Normen 

der Vermögensabschöpfung galten in ihrer Gesamtheit als äußerst komplex 

und unübersichtlich und führten eher ein Dasein als strafrechtliches Nischen-

produkt, das nur selten zur Anwendung gelangte.21 Unstreitig war daher so-

wohl seitens der Justiz und der Strafverteidiger als auch in der Literatur ein 

(umfassender) Überarbeitungsbedarf anerkannt.22 Nachdem eine weitrei-

chende Reform der Vermögensabschöpfung im Jahr 1998 mit dem Entwurf 

eines Gesetzes zur verbesserten Abschöpfung von Vermögensvorteilen aus 

Straftaten23 nach dem Regierungswechsel in Vergessenheit geriet,24 wurde 

schließlich im Koalitionsvertrag der 18. Legislaturperiode zwischen CDU, CSU 

und SPD die Vereinfachung des Rechts der Vermögensabschöpfung, eine Er-

leichterung der vorläufigen Sicherung und die Möglichkeit der nachträglichen 

                                            
17  Vgl. Meyer, StV 2017, 343; speziell zur stiefmütterlichen Behandlung im Bereich der Um-

weltkriminalität schon Eberbach, NStZ 1987, 486 (487). 
18  BGBl. 1969 I, S. 717 (734 f.). 
19  Vgl. Kaiser, FS Tröndle, S. 685 (692); ebenso Trüg, NJW 2017, 1913; zum schwierigen 

Verständnis und mangelnder Praktikabilität schon Eberbach, NStZ 1987, 486 (490). 
20  Vgl. zu den verschiedenen Reformen Rönnau 2015, S. 2; zur bleibenden Anwenderun-

freundlichkeit ders., ZRP 2004, 191 (195). 
21  Vgl. Trüg, NJW 2017, 1913 m.w.N.; auch Rettke, Die Kriminalpolizei 6/2018, 13. 
22  So Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179; auch Holznagel, Stellungnahme, S. 9, die 

betont, dass es nicht an der Motivation der Praxis, sondern allein an umsetzbaren Vor-
schriften mangelte. 

23  BT-Drs. 13/9742. 
24  Vgl. Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 (42); auch Saliger, ZStW 127 (2017), 995. 
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Vermögensabschöpfung sowie die Einführung einer verfassungskonformen 

Beweislastumkehr bei Vermögen unklarer Herkunft angekündigt.25 

 

Die Notwendigkeit einer effizienten Vermögensabschöpfung erkannte man 

aber nicht nur in Deutschland, sondern auch auf europäischer Ebene. Basie-

rend auf dem „Übereinkommen vom 8. November 1990 über Geldwäsche so-

wie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten“ 

(sog. Straßburger Übereinkommen, in Kraft seit 1. September 1993) verkün-

dete die Europäische Kommission am 22. November 2010 im Rahmen einer 

„EU-Strategie der inneren Sicherheit“ unter anderem die Maßgabe, dass kri-

minellen Netzwerken der finanzielle Anreiz genommen werden müsse,26 und 

legte hierzu am 12. März 2012 einen zum Teil sehr weitgehenden Vorschlag 

für eine Richtlinie „Vermögensabschöpfung in der Europäischen Union“27 

vor.28 Die letztlich verabschiedete „Richtlinie des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 3. April 2014 über die  Sicherstellung und Einziehung von 

Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straftaten in der Europäischen Union“ 29 (im 

Folgenden: RL 2014/42/EU) blieb teilweise weit hinter dem Vorschlag der Eu-

ropäischen Kommission zurück und enthält Mindeststandards für die nationa-

len Gesetzgeber, um die maßgeblichen Normen innerhalb der EU anzupassen 

und durch diese Vereinheitlichung die gegenseitige Anerkennung justizieller 

Entscheidungen zum Verfall beziehungsweise zur Einziehung zu fördern.30 

 

Der deutsche Gesetzgeber nahm schließlich sowohl die RL 2014/42/EU als 

auch den erkannten Reformbedarf am bisherigen Recht zum Anlass, die Ver-

mögensabschöpfung umfassend zu reformieren und setzte sich mit dem „Ge-

setz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung“31 vom 13. April 

2017 (in Kraft getreten am 1. Juli 2017) das Ziel, die als äußerst komplex, 

unzweckmäßig sowie unübersichtlich erachteten Regelungen zu vereinfa-

chen, unvertretbare Abschöpfungslücken zu schließen und dadurch der hohen 

                                            
25  Siehe Koalitionsvertrag, S. 101. 
26  KOM (2010) 673, S. 7. 
27  KOM (2012) 85. 
28  Vgl. zur Historie ausführlich Zeizinger, Kriminalistik 2015, 182 (183). 
29  Abl. EU 2014, L 127/39. 
30  Vgl. Rhode, Der Kriminalist 5/2015, 16 (21). 
31  BGBl. 2017 I, S. 872 ff. 
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kriminalpolitischen Bedeutung der Vermögensabschöpfung gerecht zu wer-

den.32 Im Prinzip wurde die bisherige Regelungslage grundlegend geändert 

und auch erheblich ausgeweitet. Zunächst erfolgt eine begrifflichen Änderung 

- der (frühere) Begriff „Verfall“ wird gestrichen und durch den (einheitlichen, da 

nach wie vor auch die Maßnahmen des §§ 74 ff. StGB umfassenden) interna-

tional gebräuchlichen Begriff der „Einziehung“ („confiscation“) ersetzt.33 Die in-

haltlichen Kernpunkte der Reform liegen in der Überarbeitung des Brutto-Prin-

zips, einer grundlegenden Überarbeitung der Opferentschädigung inklusive 

Neuregelung des Verteilungs- und Auskehrungsverfahrens, einer Änderung 

der strafprozessualen Regelung sowie in der Ausdehnung der erweiterten Ein-

ziehung; schließlich wurde mit der selbständigen, verurteilungsunabhängigen 

Einziehung ein neues Abschöpfungsinstrument für Vermögen unklarer Her-

kunft eingeführt.34 

 

Die Reform wurde seit Vorliegen des Referentenentwurfes intensiv diskutiert. 

So heterogen die Stellungnahmen der juristischen Berufsverbände ausfielen 

(von grundsätzlich zustimmend35 über praxisuntauglich36 bis teilweise verfas-

sungswidrig37), schwankten auch die in der Literatur vertretenen Auffassungen 

von „gut durchdacht“38 bis hin zu „Mogelpackung, die den Verletzten Steine 

statt Brot“39 gibt. Es stellt sich damit die Frage, ob diese Reform tatsächlich 

geeignet ist, die unübersehbar niedrigen Abschöpfungszahlen zu steigern und 

der Vermögensabschöpfung damit die Relevanz und Anerkennung zuzu-

schreiben, die ihr zugeschrieben wird, oder ob es sich vielmehr um einen „pra-

xisuntauglichen“40 Versuch handelt, der nicht geeignet ist, die Vermögensab-

schöpfung aus ihrem (vermeintlichen) Schattendasein herauszuholen. Sollte 

letzteres zutreffen, muss möglicherweise weiterhin stattdessen, auch um sich 

                                            
32  BT-Drs. 18/9525, S. 1 f. 
33  Vgl. Holznagel, Stellungnahme, S. 3; ebenso Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (132), mit dem 

ergänzenden Hinweis auf die weiter bestehende inhaltliche Differenzierung zwischen Ein-
ziehung gem. §§ 73 ff. StGB und Einziehung gem. §§ 74 ff. StGB. 

34  Vgl. zur Übersicht Trüg, NJW 2017, 1913 f. 
35  So z.B. DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 36. 
36  So z.B. DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 1. 
37  So z.B. BRAK, Stellungnahme Nr. 39/2016, S. 4 f. 
38  Vgl. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (136); ders., ZInsO 2016, 873 (890), der von einem „sel-

tenen Schatz aktueller Gesetzgebungskultur“ spricht. 
39  So Dierlamm, StV 2016, Editorial Heft 8, I. 
40  Vgl. DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 1. 
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trotz der Schwächen der Vermögensabschöpfung einer entsprechenden Not-

wendigkeit zu versichern, eher der Imperativ „Straftaten dürfen sich nicht loh-

nen!“41 verwendet werden. 

 

Die vorliegende Masterarbeit betrachtet anhand dieser Fragestellungen aus-

gewählte Aspekte der Reform und geht dabei insbesondere auf die zum Teil 

erhebliche Kritik der Literatur sowie der Praxis ein, die schon im Laufe des 

Gesetzgebungsverfahrens der Reform entgegengebracht wurde. Nachdem 

ausweislich der Gesetzesbegründung die Reformerwägungen zum einen auf-

grund der Unzulänglichkeiten der alten Vorschriften und zum anderen auf-

grund der Umsetzung der RL 2014/42/EU erforderlich waren, fließen diese 

beiden Aspekte ebenfalls in die Analyse ein. Aufgrund des Umfangs der Re-

form und der damit verbundenen Unmöglichkeit, alle Problemstellungen zu 

thematisieren, werden zunächst vier wesentliche Kernpunkte der Reform, die 

erhebliche Neuerungen mit sich bringen, jeweils im Vergleich mit der alten Re-

gelung vorgestellt und hinsichtlich Pro und Contra abgewogen (unter B). Daran 

anschließend wird mit der selbständigen, verurteilungsunabhängigen Einzie-

hung gem. § 76a Abs. 4 StGB ein gänzlich neues Instrument der Vermögens-

abschöpfung, welchem eine Vielzahl an (verfassungs-)rechtlicher Kritik entge-

gengebracht wurde, einer vertieften Betrachtung unterzogen (unter C). Am 

Ende wird ein Resümee gezogen, ob mit der Neuregelung tatsächlich das er-

klärte Ziel „Straftaten lohnen sich nicht“ erreicht werden kann, mittels rechts-

staatlichen Mitteln, den kriminalpolitischen Anforderungen gerecht werdend, 

aber auch für die Praxis handhabbar – oder ob es vielmehr weiterhin lediglich 

heißt „Straftaten dürfen sich nicht lohnen“ (unter D). 

 

 

 

 

 

 

                                            
41  So Heger, Stellungnahme, S. 1; bezüglich des Imperativs (und rekurrierend auf den bibli-

schen Ursprung) angelehnt an Eberbach, NZStZ 1987, 486, „Unrecht Gut darf nicht ge-
deihen!“. 



7 
 

B Kernpunkte der Reform 

Die folgende Analyse beschränkt sich wie angedeutet auf vier wesentliche 

Kernpunkte der Reform: Die Neugestaltung des Brutto-Prinzips (unter I), den 

Wegfall der Rückgewinnungshilfe (unter II), die Neuerungen im Strafprozess-

recht (unter III) sowie die Ausweitung der erweiterten Einziehung (unter IV).  

 

I Die Neugestaltung des Brutto-Prinzips 

Die Abschöpfung von deliktisch erlangtem Vermögen orientiert sich stets an-

hand von beziehungsweise zwischen zwei Prinzipien: Dem Netto-Prinzip, bei 

dem allein der Tatgewinn abgeschöpft wird (sog. Gewinnabschöpfung), oder 

dem Brutto-Prinzip, bei dem der gesamte Erlös ohne Abzug von Aufwendun-

gen und Gegenleistungen entzogen wird (sog. Vermögensabschöpfung).42 

 

1 Alte Regelung 

Ist eine rechtswidrige Tat begangen worden und hat der Täter oder Teilnehmer 

für die Tat oder aus der Tat etwas erlangt, ordnete das Gericht gem. § 73 Abs. 

1 S. 1 StGB a.F. dessen Verfall an; war das gegenständlich Erlangte nicht 

mehr vorhanden, wurde gem. § 73a StGB a.F. der Wert des Erlangten für ver-

fallen erklärt. Die Bestimmung des Erlangten beziehungsweise dessen Wertes 

orientierte sich seit dem 7. März 1992 an dem Brutto-Prinzip, das heißt, grund-

sätzlich wurde die Gesamtheit des Erlangten für verfallen erklärt, ohne dass 

Aufwendungen des Täters berücksichtigt wurden. Die Umstellung vom Netto- 

auf das Brutto-Prinzip durch das „Gesetz zur Änderung des Außenwirtschafts-

gesetzes, des Strafgesetzbuches und anderer Gesetze“43 vom 28. Februar 

1992 erfolgte, um den Strafverfolgungsbehörden und den Gerichten die mit-

unter aufwendige Berechnung des Nettogewinnes zu ersparen, um mit Blick 

auf § 817 S. 2 BGB eine gewisse Einheitlichkeit der Rechtsordnung herzustel-

len und schließlich um kriminalpolitisch deutlich zu machen, dass nicht allein 

der Entzug des Tatgewinnes droht, sondern das gesamte Investierte verloren 

gehen kann.44 

 

                                            
42  Exemplarisch Rönnau 2015, S. 30. 
43  BGBl. 1992 I, S. 372 (374). 
44  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1010 f.) m.w.N.; zu den Schwierigkeiten bei der Be-

rechnung schon Eberbach, NStZ 1987, 486 (491) m.w.N.; auch Hohn, wistra 2003, 321 f. 
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2 Reformerwägungen 

a Vorgebrachte Kritik an der alten Regelung 

Auch wenn die Umstellung vom Netto- auf das Brutto-Prinzip aufwendige Be-

rechnungen ersparen sollte, zeigte sich, dass die Bestimmung des Erlangten 

beziehungsweise dessen Wertes der Praxis weiterhin erhebliche Schwierig-

keiten bereitete, die zu einer unterschiedlichen Auslegung zwischen den Straf-

senaten des BGH führten, insbesondere hinsichtlich der Frage, zu welchem 

Zeitpunkt das Brutto-Prinzip konkret greift.45 Die Folgen dieser unterschiedli-

chen Auslegung, nämlich zum Teil erheblich differierende Abschöpfungshö-

hen, zeigten sich regelmäßig in Fallkonstellationen, in denen ein Vertrag durch 

die Begehung einer Straftat (zum Beispiel durch Betrug, Insiderhandel oder 

Bestechung) zustande kam.46 Der 1. Senat legte ein wörtliches Verständnis 

des erlangten Etwas zugrunde und erklärte alle kausal zugeflossenen Vermö-

genswerte ohne Einschränkung für verfallen, d.h. schon bei der Frage nach 

dem Umfang des Erlangten wendete er das Brutto-Prinzip an; unbillige Härten 

wurden allein über die Härtefallklausel des § 73c Abs. 1 StGB a.F. korrigiert. 

Bei täuschungsbedingt abgeschlossenen Verträgen unterlag also mit Verweis 

auf das vom Gesetzgeber gewollte Brutto-Prinzip, mit welchem eine schwie-

rige Berechnung der Gegenleistung vermieden und der Präventionseffekt, al-

les in Straftaten Investierte unwiederbringlich für verloren zu erklären, erreicht 

werden soll, der gesamte Verkaufserlös dem Verfall.47 

 

Demgegenüber legten zuerst der 5. Senat und in der Folge auch der 3. Senat 

ein engeres Verständnis des erlangten Etwas zugrunde, indem sie einen Un-

mittelbarkeitszusammenhang zwischen der rechtswidrigen Tat und dem Ver-

mögenszufluss verlangten. Erst wenn, orientiert an der Frage, was genau 

strafbewehrt ist, feststand, worin genau der unmittelbar erlangte Vorteil be-

stand, konnte bei der Frage nach der Höhe dieses tatsächlich Erlangten das 

Brutto-Prinzip (und damit das grundsätzliche Verbot der Berücksichtigung von 

Aufwendungen) zum Tragen kommen. Bei einem durch Korruption erlangten 

Auftrag wurde also nicht der gesamte Umsatz, sondern allein der kalkulierte 

                                            
45  So Heine, NStZ 2015, 127. 
46  Vgl. ausführlich Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255, sowie Schmidt, NZWiSt 2015, 401 f. 
47  BGH, NStZ 2011, 83 (85); zustimmend Schmidt, NZWiSt 2018, 401 (402 f.); a.A. Bauer, 

NStZ 2011, 396, der dieses rigorose Brutto-Prinzip als „Holzhammermethode“ kritisiert. 
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Gewinn als erlangtes Etwas für verfallen erklärt, weil der strafrechtliche Makel 

allein in der Art und Weise der Erlangung des Auftrages (nämlich durch Beste-

chung) und nicht in der Durchführung desselben lag.48 Genauso war bei einem 

Insiderhandel nicht der gesamte Erlös, sondern nur der Wert der durch das 

Sonderwissen erlangten unzulässigen Sonderchance abzuschöpfen, da nicht 

– wie etwa bei einem Rauschgiftgeschäft – das gesamte Geschäft (der Ver-

kauf von Wertpapieren) bemakelt war, sondern nur die Art und Weise der Aus-

führung (hier das Ausnutzen einer Insidertatsache).49 Unter Zugrundelegung 

der oben dargestellten Rechtsprechung des 1. Senats wäre hingegen in bei-

den Fällen der Gesamtumsatz/-erlös für verfallen zu erklären.50 

 

Die heterogene Auslegung des Brutto-Prinzips durch die einzelnen Senate des 

BGH und damit eine erhebliche Rechtsunsicherheit bestanden bis zuletzt fort, 

auch da keine Vorlage an den Großen Senat erfolgte.51 

 

b Vorgaben aus der RL 2014/42/EU 

In Art. 4 Abs. 1 RL 2014/42/EU wird vorgegeben, dass der Ertrag eingezogen 

werden muss. Der Ertrag besteht gem. Art. 2 Nr. 1 RL 2014/42/EU aus jedem 

wirtschaftlichen Vorteil, der direkt oder indirekt durch eine Straftat erlangt 

wurde. Teilweise wird deshalb vertreten, dass durch diese Definition des Er-

trags eine Brutto-Abschöpfung erforderlich sei.52 Dagegen spricht allerdings, 

dass „Ertrag“ schon vom Wortlaut her als Gewinn verstanden werden kann; 

zudem wird in Erwägungsgrund 1 der RL 2014/42/EU die „Neutralisierung der 

Erträge“ vorgegeben, was auch wiederum als Entzug des (bloßen) Gewinnes 

(und damit als Netto-Abschöpfung) verstanden werden kann. Zuletzt kann vor 

dem Hintergrund, dass ausweislich des Erwägungsgrundes 5 der RL 

2014/42/EU nur Mindeststandards vorgegeben werden, sowie der Tatsache, 

dass in anderen EU-Ländern eine Brutto-Abschöpfung nicht anerkannt ist, nur 

eine Auslegung dahingehend erfolgen, dass lediglich eine Netto-Abschöpfung 

                                            
48  BGH, NJW 2006, 925 (929 f.); zustimmend Trüg, NZG 2016, 459 f. 
49  BGH, NJW 2010, 882 (884), bestätigend NJW 2014, 1399 (1402 f.); zustimmend wiede-

rum Trüg, NZG 2016, 459 f.; vgl. hierzu auch ausführlich Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255. 
50  So Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255. 
51  Vgl. ausführlich Heine, NStZ 2015, 127 (130 f.); auch Saliger, ZStW 129 (2017), 995 

(1011); a.A. Gericke, Stellungnahme, S. 2, der hingegen bezweifelt, dass überhaupt An-
lass für eine Divergenzvorlage gem. § 132 GVG bestanden hat. 

52  So Heine, NStZ 2015, 127 (136); wohl auch Rhode, Der Kriminalist 4/2015, 16 (21). 
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vorgegeben wird.53 Aufgrund der RL 2014/42/EU ist also eine Regelung, die 

(lediglich) den Gewinn abschöpft, ausreichend. 

 

3 Neue Regelung 

Gem. § 73 Abs. 1 StGB ordnet das Gericht die Einziehung dessen an, was der 

Täter durch die Tat oder für die Tat erlangt hat. Indem die frühere Formulierung 

„aus der Tat“ durch die Formulierung „durch die Tat“ ersetzt wurde, sollen alle 

Vermögensgegenstände, die einem Tatbeteiligten aus der Verwirklichung des 

Tatbestandes in irgendeiner Tatphase zugeflossen sind, in ihrer Gesamtheit 

eingezogen werden. In einer ersten Stufe soll eine rein kausale, allein nach 

bereicherungsrechtlichen Vorschriften gerichtete Betrachtungsweise angelegt 

werden, um festzustellen, was erlangt wurde; der vom 3. und 5. BGH-Senat 

geforderte Unmittelbarkeitszusammenhang zwischen Tat und Vorteil soll weg-

fallen.54 In einer zweiten Stufe werden dann anhand der Regelungen des 

§ 73d Abs. 1 StGB (wertende) Überlegungen zur Abzugsfähigkeit von Aufwen-

dungen des Täters angestellt, um zum Wert des vorher festgestellten erlang-

ten Etwas zu kommen (also das, was dann konkret abgeschöpft wird).55 Gem. 

§ 73d Abs. 1 S. 1 StGB gilt dabei der Grundsatz, dass Aufwendungen des 

Täters abzuziehen sind. § 73d Abs. 1 S. 2 StGB macht hiervon eine (allerdings 

in vielen Fällen weitgehende) Ausnahme und legt fest, dass Aufwendungen, 

die der Täter (nach der Gesetzesbegründung willentlich und bewusst) für die 

Tatbegehung oder für deren Vorbereitung aufgewandt beziehungsweise ein-

gesetzt hat, nicht berücksichtigt werden, es sei denn (also eine „Rückaus-

nahme“), es handelt sich um Leistungen zur Erfüllung einer Verbindlichkeit ge-

genüber dem Verletzten der Tat.56 Während der Gesetzgeber in der ersten 

Stufe eine Stärkung des Brutto-Prinzips erblickt, stellt die zweite Stufe für ihn 

eine Konkretisierung dar.57  

                                            
53  Vgl. hierzu ausführlich Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255 (257 ff.) m.w.N.; auch Saliger, ZStW 

129 (2017), 995 (1015). 
54  Vgl. BT-Drs. 18/9525, S. 55; Köhler, NStZ 2017, 497 (502). 
55  Vgl. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (132 f.), mit Hinweis darauf, dass dies im Fall der Teil-

barkeit des Erlangten auch für die Original-Einziehung gilt; a.A. Reitemeier, ZJJ 2017, 354 
(357), die § 73d StGB mit dem Wortlaut nur auf die Wertersatzeinziehung bezieht. 

56  Vgl. zu § 73d Abs. 1 StGB ausführlich Köhler, NStZ 2017, 497 (504 ff.); zum subjektiven 
Merkmal siehe BT-Drs. 18/9525, S. 55. 

57  Vgl. BT-Drs. 18/9525, S. 55; zur überblicksartigen Darstellung der Zweistufigkeit siehe 
auch Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1011 f.); Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255 (256). 
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a Argumente für die Reform 

Für die Reform wird zunächst angeführt, dass damit der Auslegungsstreit zwi-

schen den BGH-Senaten beendet werde.58 Im ersten Schritt, bei der Betrach-

tung des reinen Zuflusses, folge die Neuregelung (auch durch die neue For-

mulierung „durch die Tat“) dem 1. Senat und lehne an dieser Stelle das vom 

3. und 5. Senat geforderte Unmittelbarkeitskriterium ab; betroffen sei jede kau-

sale Bereicherung, damit handele es sich um das Brutto-Prinzip in Reinkul-

tur.59 Hierdurch werde auch der RL 2014/42/EU Genüge getan, wonach auch 

„indirekt“ durch eine Straftat erlangte wirtschaftliche Vorteile einzuziehen 

seien.60 Durch die Möglichkeit des Abzugs von nicht tatbezogenen Aufwen-

dungen gem. § 73d Abs. 1 S. 1 StGB werde im zweiten Schritt allerdings wie-

derum (zumindest im Ergebnis) der moderaten Lösung des 3. und 5. Senats 

gefolgt.61 So bestehe in Fällen der Korruption das Abzuschöpfende nunmehr 

nach dem eindeutigen Willen des Gesetzgebers allein in den etwaigen zuge-

flossenen Gewinnen; auch bei Betrugsgeschäften können – zumindest so-

lange das Geschäft nicht angefochten wird – synallagmatische Aufwendungen 

gem. § 73d Abs. 1 S. 1 StGB in Abzug gebracht werden. Damit stelle die Neu-

regelung im Kern regelmäßig eine Gewinnabschöpfung dar.62 Die hiermit er-

folgte Konkretisierung des Brutto-Prinzips trage zudem auch zur Vereinheitli-

chung der Rechtsprechung und damit im Ergebnis zu einer einfacheren und 

effektiveren Abschöpfung bei.63 

 

Die Bestimmung des Wertes des erlangten Etwas in zwei Stufen führe ferner 

zu einem Gleichklang mit dem Bereicherungsrecht und betone damit auch den 

quasi-kondiktionellen Charakter.64 Dies gelte zum einen, da durch die neue 

Formulierung „durch die Tat“ die Formulierung des bereicherungsrechtlichen 

Anspruchs gem. § 812 Abs. 1 S. 1 BGB aufgegriffen werde,65 und zum ande-

ren dadurch, dass die Abzugsfähigkeit der getätigten Aufwendungen subjektiv 

                                            
58  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1013); Gericke, Stellungnahme, S. 3. 
59  Vgl. Heger, Stellungnahme, S. 2 f. 
60  BT-Drs. 18/9525, S: 55; zustimmend Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (355); ebenso Rüben-

stahl, NZWiSt 2018, 255 (257). 
61  Vgl. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (133); WisteV, Stellungnahme, S. 3. 
62  Vgl. Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255 (256) m.w.N. 
63  Vgl. BT-Drs. 18/9525, S. 56; zustimmend Gericke, Stellungnahme, S. 2. 
64  So Gericke, Stellungnahme, S. 3 f. 
65  Ders., Stellungnahme, S. 3. 
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verlangt, ob der Täter bewusst und willentlich in das verbotene Geschäft in-

vestiert. Denn auch der Entreicherungseinwand nach §§ 819 Abs. 1 i.V.m. 818 

Abs. 3, 4 BGB sowie die Rückforderungssperre nach § 817 S. 2 BGB verlan-

gen eine positive Kenntnis.66 Indem sich (auf der zweiten Stufe) die Bestim-

mung des Wertes des erlangten Etwas gem. § 73d Abs. 1 StGB – wie aufge-

zeigt – nach den Wertungen des Bereicherungsrechts und dem Gedanken des 

Schadensausgleichs richte, werde zudem eine strafähnliche Wirkung der Ver-

mögensabschöpfung vermieden.67 Da damit zumindest teilweise zu der frühe-

ren Rechtslage (vor 1992) zurückgekehrt werde, entkräfte der Gesetzgeber 

gleichzeitig auch den Vorwurf gegen das Brutto-Prinzip, die Einziehung habe 

strafähnlichen Charakter. Sinn und Zweck der Einziehungsvorschriften sei es, 

auf vermögensrechtlichem Gebiet die verletzte Rechtsordnung wiederherzu-

stellen, indem widerrechtliche Vermögenszuwächse rückgängig gemacht wer-

den; eine darüber hinausgehende Abschöpfung sei hierfür nicht erforderlich.68 

Gerade bei Korruptionsdelikten würde beispielsweise eine uneingeschränkte 

Brutto-Abschöpfung aller Wahrscheinlichkeit nach zur Insolvenz des/der be-

troffenen Unternehmen führen und hätte damit auch weitreichende Folgen für 

die (regionale) Wirtschaft, zum Beispiel aufgrund des Wegfalls von Arbeits-

plätzen.69 Insgesamt werde die Bestimmung des Erlangten keine Schwierig-

keiten mehr bereiten.70 Ebenso sei damit regelmäßig kein Mehraufwand für 

die Strafverfolgungsbehörden verbunden, da auch vor der Reform der verfal-

lende Ertrag genau bestimmt oder (für den Fall, dass keine Maßnahmen der 

Vermögensabschöpfung betrieben wurden) der Schaden und/oder der Ge-

winn für die Strafzumessung ermittelt werden musste.71 Damit dürfte die Re-

form auch die Akzeptanz der Einziehung in der Praxis erhöhen,72 was zumin-

dest hinsichtlich der Justiz entscheidend für eine (vermehrte) Anwendung 

sei.73 

                                            
66  Hierzu ausführlich Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1014 f.) m.w.N. 
67  So Köhler, NStZ 2017, 497 (502). 
68  Vgl. Trüg, NZG 2016, 459 (460), anlässlich der Rechtsprechung des 5. BGH-Senats. 
69  Vgl. Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255 (259). 
70  So wohl Korte, NZWiSt 2018, 231 (234 f.), wenn er die unterschiedliche Auffassung der 

BGH-Senate nunmehr durch den Gesetzgeber geklärt sieht. 
71  Vgl. Rettke, Die Kriminalpolizei 6/2018, 13 (14), mit Verweis auf die Möglichkeit der Schät-

zung gem. § 73d Abs. 2 StGB. 
72  So Heger, Stellungnahme, S. 3. 
73  So Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 (42). 
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b Argumente gegen die Neuregelung 

Gegen die Neuregelung wird angeführt, dass sie gerade nicht zu einer Klar-

stellung beitrage; die Frage, was der Täter „durch“ die Tat erlangt hat, sei keine 

Frage der Kausalität, sondern eine der Unmittelbarkeit.74 Dabei helfe weder 

ein Verweis auf das zivilrechtliche Bereicherungsrecht, weil die Vermögens-

abschöpfung nicht (nur) auf Beziehungen zwischen zwei Parteien abstellt, 

sondern auch auf Fälle, in denen das Geschäft von beiden gewollt war (zum 

Beispiel Betäubungsmittelhandel); genauso wenig helfe aber auch § 73d Abs. 

1 StGB, weil vor der Frage, welche Aufwendungen abgezogen werden kön-

nen, erst einmal ermittelt werden müsse, was das Erlangte sei.75 Weiter wird 

kritisiert, dass die Vorteile, die der Gesetzgeber mit dem Bruttoprinzip errei-

chen wollte, nämlich umfangreiche Berechnungen erbrachter Gegenleistun-

gen zu vermeiden und alle in Straftaten getätigte Investitionen schon aus Prä-

ventionsgründen als unwiederbringlich verloren zu erklären, nicht mehr in die-

ser Absolutheit gelten werden.76 Gerade bei Betrugsdelikten werde es zu in-

tensiven Diskussionen über die Anrechnung von durch den Täter getätigten 

Gegenleistungen und damit in der Folge zu Verfahrensabsprachen, formlosen 

Einziehungsentscheidungen und im Ergebnis zu einer insgesamt niedrigeren 

Abschöpfung kommen.77 Daraus folge insgesamt eine weitgehende Abkehr 

vom Brutto-Prinzip, wodurch die Folgen und damit auch die Risiken für den 

Straftäter minimiert werden.78 

 

Weitere Kritik richtet sich gegen § 73d Abs. 1 StGB. So finde sich die vom 

Gesetzgeber wohl intendierte Voraussetzung der „willentlichen und bewuss-

ten“79 Tätigung von Aufwendungen (was wohl auch nur indiziell feststellbar sei 

und zudem gerade in Grenzfällen zu Abgrenzungsschwierigkeiten führen 

                                            
74  So Deutscher, ZAP 2018, 301 (309). 
75  Vgl. DRiB, Stellungnahme Nr. 19/16, S. 4. 
76  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (217) m.w.N.; hinsichtlich der aufwändigen Er-

mittlung eventuell zu berücksichtigender Aufwendungen auch Gebauer, ZRP 2016, 101 
(103). 

77  Vgl. ausführlich Holznagel, Stellungnahme, S. 10 f., die „massiven und sehr schädliche 
Auswirkungen für alle Betrugssachverhalte“ prognostiziert. 

78  So etwa Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (217); auch DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, 
S. 4; a.A. Gericke, Stellungnahme, S. 4 ff., der auch vor dem Hintergrund der drohenden 
Bestrafung aus dem zugrundeliegenden Delikt keine generalpräventiven Lücken erkennen 
kann. 

79  BT-Drs. 18/9525, S. 55. 
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könne) nicht im Gesetzestext wieder.80 Der Gesetzestext knüpfe allein an die 

Begehung der Tat an und nehme damit Vorbereitungshandlungen (zum Bei-

spiel Knüpfen eines Teppichs, um diesen irgendwann betrügerisch zu verkau-

fen) von den nicht abzugsfähigen Aufwendungen des § 73d Abs. 1 S. 2 StGB 

aus.81 Auch könne der Täter in Betrugsfällen entgegen der bisherigen Recht-

sprechung seine wirksame Gegenleistung an das Opfer abziehen, was einen 

Widerspruch darstelle zum Abzugsverbot für Investitionen für die Vorbereitung 

oder Begehung der Tat; es dürfe auch aus generalpräventiven Aspekten kei-

nen Unterschied machen, ob Investitionen in verbotene (dann Abzugsverbot) 

oder bloß anfechtbare Geschäfte (dann kein Abzugsverbot) getätigt werden.82 

Zudem ermögliche eine am Tatmittel orientierten Frage der Abzugsfähigkeit 

von Aufwendungen nach wie vor keine gerechte Bestimmung des erlangten 

Etwas: Während bei Kapitalmarktdelikten meist eigenes legales Vermögen 

eingesetzt wird, welches nicht abzugsfähig sein soll und damit abgeschöpft 

werde, setzt zum Beispiel der Räuber kein eigenes Vermögen ein, welches 

ihm damit auch nicht entzogen werden könne; eine am Schutzzweck der je-

weiligen Norm orientierte Betrachtung wäre sachgerechter.83 Durch die Nicht-

berücksichtigung bestimmter (tatbezogenen) Aufwendungen gem. § 73d Abs. 

1 S. 2 StGB werde zudem nicht immer die vorherige Vermögenslage wieder 

hergestellt, sondern es könne zu einem Minus im Vermögen des Täters bezie-

hungsweise Tatbeteiligten kommen, was im Ergebnis zu einem bestrafenden 

Charakter der Abschöpfung führe, welcher nur dann gerechtfertigt sei, wenn 

die Schuld des Jeweiligen vorliege und der (überschießende) Betrag im Rah-

men der Strafzumessung berücksichtigt werde.84  

 

Gegen den mit der Reform zu erreichenden Gleichklang mit dem Bereiche-

rungsrecht wird schließlich angeführt, dass der (hierfür herangezogene) § 817 

S. 2 BGB gar keinen allgemeinen Rechtsgedanken dergestalt, in Verbotenes 

Investierte müsse unwiederbringlich verloren sein, enthalte, so dass (zumal für 

                                            
80  Vgl. Rübenstahl, NZWiSt 2018, 255 (259 f.); auch WisteV, Stellungnahme, S. 3. 
81  DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 3 f. 
82  Vgl. BT-Drs. 18/10146, S. 2; dagegen Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1013 f.) m.w.N. 
83  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (103) m.w.N.; zustimmend Saliger, ZStW 129 (2017), 995 

(1014). 
84  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (102 f.), noch zum Referentenentwurf; zum eher pönalen 

Charakter (des insoweit vergleichbaren österreichischen Rechts) auch Schumann, 
NZWiSt 2018, 441 (448). 
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unterschiedliche Rechtsgebiete) auch kein Wertungswiderspruch vorliegen 

könne.85 Zudem sei die Interessenlage zwischen zivilrechtlichem Bereiche-

rungsrecht und Strafrecht grundverschieden. Während § 817 S. 2 BGB zwei 

Rechtsträger im Blick habe, die beide gegen ein gesetzliches Verbot versto-

ßen haben, verhalte sich im Fall der Vermögensabschöpfung allein der Täter 

(und nicht auch der Staat) rechtswidrig.86 In großen Teilen (zum Beispiel ins-

besondere im Betäubungsmittelhandel) diene die Vermögensabschöpfung ge-

rade nicht dazu, ungerechtfertigte Bereicherungen auszugleichen, sondern 

dazu, den Einsatz eines verbotenen Geschäftes einzuziehen.87 

 

4 Stellungnahme 

Zunächst kann festgehalten werden, dass die Neuregelung jedenfalls der RL 

2014/42/EU entspricht, da unstreitig zumindest das Netto-Prinzip vorgegeben 

ist. Das mit der Reform einhergehende Ziel, die Vermögensabschöpfung zu 

vereinfachen, ist jedoch keineswegs erreicht worden. Die intendierte zweistu-

fige Bestimmung, verbunden mit einer vermeintlichen Stärkung und einer da-

nach folgenden vermeintlichen Konkretisierung des Brutto-Prinzips, ist schon 

gekünstelt und wird auch dem Begriff nicht gerecht. Denn wenn das Brutto-

Prinzip aussagt, dass der gesamte Erlös ohne Abzug von Aufwendungen ab-

geschöpft wird, kann damit nur das Endergebnis gemeint sein. Die Frage, ob 

das Brutto- oder das Netto-Prinzip angewandt wird, stellt sich somit erst dann, 

wenn es um die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen geht, und nicht vorher. 

Warum der Gesetzgeber in der ersten Stufe das Brutto-Prinzip anwenden will, 

obwohl er selbst auf dieser Stufe die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen gar 

nicht thematisiert, bleibt rätselhaft. 

 

Damit kann das Brutto-Prinzip bei der Bestimmung des Erlangten nicht helfen, 

weil diese Bestimmung schon logisch stets vor der Prüfung des Abzugs etwa-

iger Aufwendungen erfolgen muss. Wenn man nicht weiß, was erlangt wurde, 

indem man den konkreten Einziehungsgegenstand bestimmt, kann man auch 

nicht prüfen, ob Aufwendungen für diesen abgezogen werden müssen oder 

                                            
85  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (102) m.w.N. 
86  DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 4. 
87  So DRiB, Stellungnahme Nr. 19/16, S. 3. 
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nicht. Und auch die neue Formulierung des § 73 Abs. 1 StGB bringt keine 

Klarheit bei der Bestimmung des Erlangten. Denn sowohl „aus“ als auch 

„durch“ eine Straftat wird nur das erlangt, was dem Unrechtsgehalt der jewei-

ligen Straftat entspricht. Man kommt also nicht umhin, schon bei der Bestim-

mung des konkret Erlangten zu fragen, worin der strafrechtliche Makel der Tat 

besteht. Das dieses Unmittelbarkeitserfordernis von der Gesetzesbegründung 

ausdrücklich verworfen wird, ist nicht nachvollziehbar. 

 

Inwieweit die Neuregelung einen Gewinn an Rechtssicherheit bieten, zu einer 

Vereinheitlichung der Rechtsprechung beitragen und insgesamt zu einer Er-

höhung der Akzeptanz der Vermögensabschöpfung führen soll, ist nicht er-

sichtlich. Die neuen Regelungen folgen weder irgendeiner bisherigen BGH-

Rechtsprechung, noch schließen sie Wertungswidersprüche aus: Auf der ers-

ten Stufe soll (noch) der Auffassung des 1. Senats gefolgt werden, indem das 

Brutto-Prinzip angewendet wird (was wie oben aufgezeigt auf dieser Stufe gar 

nichts beitragen kann). Nachdem das Brutto-Prinzip dann aber im zweiten 

Schritt eingeschränkt wird, da Aufwendungen grundsätzlich zu berücksichti-

gen sind, wird der Rechtsprechung des 1. Senats explizit nicht gefolgt. Hierin 

könnte man im Ergebnis eine Zustimmung zur Auffassung des 3. und 5. Se-

nats sehen, was aber bei genauer Betrachtung ebenfalls nicht zutreffend ist. 

Denn der Abzug über § 73d Abs. 1 S. 1 StGB ist davon abhängig, ob die Auf-

wendungen in einem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit der Straf-

tat stehen. Damit sind im Bestechungsfall die Baukosten abzugsfähig, was im 

Ergebnis der bisherigen Rechtsprechung der beiden Senate entspricht, indem 

nur der Sondervorteil abgeschöpft wird. Hingegen können beim Insiderhandel 

die Kosten für einen zeitlich weit vorgelagerten Erwerb der Aktien mangels 

zeitlichen Zusammenhangs nicht abgezogen werden, was der bisherigen 

Rechtsprechung der beiden Senate gerade nicht entspricht.88 Ob der Wer-

tungswiderspruch, einmal nur den Sondervorteil abzuschöpfen, einmal jedoch 

alles kausal Zugeflossene, tatsächlich von allen BGH-Senaten geteilt wird, 

bleibt abzuwarten, kann aber wohl bezweifelt werden. 

 

                                            
88  Zu den beiden Lösungen nach neuem Recht vgl. Köhler, NStZ 2017, 497 (507). 
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Hieran schließt sich auch die teilweise berechtigte Kritik am § 73d Abs. 1 StGB 

an. Die vom Gesetzgeber ausweislich der Gesetzesbegründung gewollte sub-

jektive Komponente würde zwar zu einem Gleichklang (so denn ein solcher 

überhaupt erforderlich ist) mit dem Bereicherungsrecht führen, doch findet sich 

dort die subjektive Einschränkung zumindest teilweise im Gesetzestext wieder 

(vgl. § 819 Abs. 1 BGB), was bei § 73d Abs. 1 StGB hingegen gerade nicht 

der Fall ist. Zu dieser sowie zu den unter Umständen aufgrund des geforderten 

zeitlichen Zusammenhangs auftretenden Schwierigkeiten würde man indes 

vielfach gar nicht kommen, wenn man (wie bereits ausgeführt) schon bei der 

Frage nach dem konkret Erlangten auf das strafbare Unrecht abstellt. Nicht 

ganz schlüssig ist hingegen die angeführte Kritik aufgrund der vermeintlich un-

gerechten Orientierung der Abzugsfähigkeit am Tatmittel. Die Tatsache, dass 

einige Delikte keinerlei monetäres Tatmittel erfordern (wie der Räuber, der 

seine Fäuste einsetzt), lässt nicht den Schluss zu, dass damit bei keinerlei 

Delikten das Tatmittel unberücksichtigt bleiben muss.  

 

Gänzlich nicht zu folgen ist schließlich dem Vorwurf, die Neuregelung führe zu 

einer nur eingeschränkten Brutto-Abschöpfung, teilweise auch lediglich zu ei-

ner Netto-Abschöpfung und bringe damit umfangreiche Diskussionen hinsicht-

lich der abzuziehenden Aufwendungen mit sich. Zunächst stellt die Neurege-

lung in diesem Aspekt schon gar keine Neuerung dar, denn eine Brutto-Ab-

schöpfung in Reinkultur wurde schon beim alten Recht lediglich vereinzelt ge-

fordert; eine solche ist zudem in den diskutierten Fällen, zum Beispiel bei Kor-

ruptionsdelikten, auch nicht sachgerecht, sondern würde vielmehr zu aus-

ufernden und damit existenzbedrohenden Abschöpfungshöhen führen. Die 

Neuregelung führt auch nicht zu einem Berechnungsmehraufwand, dieser 

bleibt allenfalls gleich und ist im Übrigen auch hinzunehmen. Zum anderen 

steht die Neuregelung auch in gegensätzlicher Kritik, wenn ihr vorgeworfen 

wird, dass aufgrund des § 73d Abs. 1 StGB im Einzelfall auch zu viel abge-

schöpft werde – jedem Recht zu machen vermag es keine Variante. Die An-

wendung eines eingeschränkten Brutto-Prinzips ist damit zumindest im Ergeb-

nis begrüßenswert – der vom Gesetzgeber intendierte Weg hingegen aufgrund 

dessen Widersprüchlichkeit und unnötiger Komplexität abzulehnen. 
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II Wegfall der Rückgewinnungshilfe 

Die Vermögensabschöpfung beschränkt sich (zumindest nach deutschem 

Rechtsverständnis) nicht allein auf die Wegnahme des Taterlangten beim Tä-

ter, sondern beinhaltet ebenso die Befriedigung des durch die Straftat Verletz-

ten, sofern diesem ein entsprechender Anspruch aus der Tat erwachsen ist. 

 

1 Alte Regelung 

Vor der Reform war die Anordnung des Verfalls gem. § 73 Abs. 1 S. 1 StGB 

nur bei Taten ohne individuellen Verletzten möglich; gab es einen Verletzten, 

dem aus der Tat ein Anspruch erwachsen ist, war die Anordnung des Verfalls 

gem. § 73 Abs. 1 S. 2 StGB a.F. ausgeschlossen.89 Dieser als Rückgewin-

nungshilfe bezeichnete Ausschluss des Verfalls, sobald ein Anspruch eines 

individuell Verletzten existierte, verfolgte den Zweck, den Täter vor einer dop-

pelten Inanspruchnahme zu schützen; zudem sollten ihm Mittel verbleiben, um 

die Ansprüche des Verletzten zu befriedigen.90 § 73 Abs. 1 S. 2 a.F. war damit 

auch Teil des strafrechtlichen Opferschutzes.91 Zwar waren aufgrund § 111b 

Abs. 5 StPO a.F. trotz Ausschluss des Verfalls vorläufige Sicherungsmaßnah-

men möglich, doch musste das gesicherte Vermögen grundsätzlich an den 

Täter zurückgegeben werden, wenn der Verletzte unbekannt war oder keine 

Ansprüche geltend machte.92 Erst seit dem 01. Januar 2007, durch Inkrafttre-

ten des „Gesetzes zur Stärkung der Rückgewinnungshilfe und der Vermö-

gensabschöpfung bei Straftaten“93 vom 24. Oktober 2006, konnte dies über 

die Konstruktion des staatlichen Auffangrechtserwerbs gem. § 111i StPO a.F. 

durch eine Regelung innerhalb der Verfallsvorschriften unterbleiben.94 

 

2 Reformerwägungen 

a Vorgebrachte Kritik an der alten Regelung 

Gegen die Rückgewinnungshilfe wurden hauptsächlich deren hohe Komplexi-

tät und eine (vor allem daraus resultierende) mangelnde Effizienz entgegen-

gebracht; als Schlagwort für die Rückgewinnungshilfe hatte sich deshalb auch 

                                            
89  Vgl. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 f.; ausführlich Satzger, wistra 2003, 401 (403 ff.). 
90  BGH, NStZ-RR 2015, 171 m.w.N.; Joecks, MüKo StGB, § 73 StGB, Rn. 49 m.w.N. 
91  Vgl. Bittmann, ZInsO 2015, 1758 (1759); auch Rhode, Der Kriminalist 4/2015, 6 (8). 
92  Zu der (kritisch zu sehenden) Anwendung des Fundrechts vgl. Hoyer, GA 1993, 406 (410). 
93  BGBl. 2006 I, S. 2350 ff. 
94  Vgl. Bittmann, ZInsO 2015, 1758 (1760); Schmidt, NZWiSt 2015, 401 (403, 406). 
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die Bezeichnung „Totengräber des Verfalls“ etabliert.95 Opfer von Straftaten 

müssten grundsätzlich einen zivilrechtlichen Titel und dessen Durchsetzung 

selbst erwirken, was oftmals angesichts der Höhe des vorzuschießenden Be-

trages und der meist niedrigen Aussicht auf Erfolg insbesondere juristisch un-

erfahrenen Opfern von Straftaten nahezu unmöglich wäre.96 Zwar wurde durch 

die Rückgewinnungshilfe der Gläubigerwettlauf zwischen dem Staat und dem 

Tatverletzten vermieden,97 nicht jedoch zwischen mehreren Tatverletzten, so 

dass der Rückgewinnungshilfe der Vorwurf des sog. Windhundprinzips entge-

gengebracht wurde.98 Die Rückgewinnungshilfe war aber auch bei den Straf-

verfolgungsbehörden insbesondere aufgrund der Notwendigkeit einer arbeits-

intensiven Auseinandersetzung mit dem Tatverletzten eher unbeliebt.99 Zuletzt 

wurde auch der seit 2007 eingeführte staatliche Auffangrechtserwerb als sehr 

komplex kritisiert und dagegen vorgebracht, er habe sich nicht bewährt.100  

 

b Vorgaben aus der RL 2014/42/EU 

Die RL 2014/42/EU enthält lediglich an einer Stelle eine Aussage zu Entschä-

digungsansprüchen der Opfer von Straftaten.101 In Art. 8 Abs. 10 wird gefor-

dert, dass die Einziehungsmaßnahme das Opfer nicht daran hindern darf, eine 

Entschädigung für seine Ansprüche geltend zu machen; (irgend-)eine Rege-

lung zur Erfüllung der Opfer-Ansprüche ist damit ausreichend. 

 

3 Neue Regelung 

Die neue Regelung löst das erst 2007 reformierte Modell der Rückgewin-

nungshilfe mit dem staatlichen Auffangrechtserwerb ab und führt ein Entschä-

digungskonzept ein, dass die Befriedigung des Verletzten grundsätzlich erst 

im Strafvollstreckungsverfahren vorsieht.102 Das Tatgericht ordnet im Urteil 

                                            
95  Vgl. zu dieser Bezeichnung als einer der ersten wohl Eberbach, NStZ 1987, 486 (491); 

Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 (40), sieht in der Rückgewinnungshilfe sogar den „Toten-
gräber der gesamten Vermögensabschöpfung“. 

96  Vgl. Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 f.; auch Trüg, NJW 2017, 1913 (1914); ähnlich Bitt-
mann, ZInsO 2015, 1758 (1760). 

97  So Rhode, Der Kriminalist 4/2015, 6 (8). 
98  Der Schnellste bekommt alles, die anderen gar nichts, Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (136). 
99  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215. 
100  Vgl. Heger, Stellungnahme, S. 2; ausführlich Holznagel, Stellungnahme, S. 2; zur Kom-

plexität des staatlichen Auffangrechtserwerbs auch Meyer, ZStW 127 (2015), 241 (249). 
101  Wohl erstmals wird der Gedanke einer Art Rückgewinnungshilfe europarechtlich aufge-

griffen, vgl. Rhode, Der Kriminalist 2015, 16 (21); ebenso Kilchling 2014, S. 341. 
102  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995. 
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entweder die Einziehung des aus der Tat erlangten Gegenstandes (soweit 

noch vorhanden) an, § 73 Abs. 1 StGB, oder die Einziehung des Geldbetrages, 

der dem Wert des ursprünglich erlangten Gegenstandes entspricht, § 73c 

StGB – unabhängig von etwaigen Verletztenansprüchen und der Person des 

eventuell vorhandenen Verletzten sowie dessen zivilrechtlichen Möglichkei-

ten, selbst das Erlangte zurückzuerhalten.103 Die Einziehung ist nur ausge-

schlossen, soweit der Anspruch des Verletzten erloschen ist, § 73e Abs. 1 

StGB. Mit Rechtskraft der Einziehungsentscheidung geht das Eigentum am 

Gegenstand oder das Recht auf den Staat über, § 75 Abs. 1 StGB. Im An-

schluss wird dann entweder der eingezogene Gegenstand an den Verletzten 

zurückübertragen beziehungsweise herausgegeben, § 459h Abs. 1 StPO, o-

der aber der entsprechende Geldbetrag (ggf. nach Verwertung sichergestellter 

Vermögensgegenstände) an den Verletzten ausgekehrt, § 459h Abs. 2 StPO; 

hierfür reicht grundsätzlich eine Glaubhaftmachung des Anspruchs durch den 

Verletzten aus, §§ 459j Abs. 1, 459k Abs. 1 StPO. Werden die Ansprüche bei 

mehreren Verletzten nicht vollständig befriedigt, stellt die Staatsanwaltschaft 

einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 

Arrestschuldners, § 111i Abs. 2 StPO.104 

 

a Argumente für die Neuregelung 

Für den Wegfall der Rückgewinnungshilfe spricht zunächst insbesondere der 

Gewinn für den/die durch die Straftaten Verletzten, da an die Glaubhaftma-

chung seiner Anspruchsberechtigung im Sinne der §§ 459j, 459k StPO gerin-

gere Anforderungen als an die Darlegungslast in einem alternativen Zivilpro-

zess gestellt werden.105 Somit entfalle für den Verletzten regelmäßig das Er-

fordernis,  einen eigenen (mit einem zum Teil erheblichen Kostenrisiko ver-

bundenen) zivilrechtlichen Titel zu erstreiten und diesen dann im Wege der 

Zwangsvollstreckung durchzusetzen; unabhängig von der neuen Regelung 

bleibe ihm dieser Weg aber nach wie vor offen, vgl. §§ 459j Abs. 5, 459k Abs. 

5 StPO.106 Der Staat habe mit seinen weitreichenden Ermittlungsbefugnissen 

                                            
103  So auch Heger, Stellungnahme, S. 2; Rettke, Die Kriminalpolizei 6/2018, 13. 
104  Vgl. hierzu überblicksartig Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (594). 
105  DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 35. 
106  So Trüg, NJW 2017, 1913 (1914); ebenso Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 (41), noch als 

Kritik an § 73 Abs. 1 S. 2 StGB a.F. und dessen Folgeproblemen. 
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sowie seinen personellen und organisatorischen Ressourcen zudem auch we-

sentlich mehr Möglichkeiten der Vermögensaufspürung und zeitnahen Siche-

rung als Privatpersonen oder Unternehmen, was letztlich die Chancen einer 

vollständigen Befriedigung des Verletzten erhöht.107 Ein weiterer Vorteil liege 

darin, dass das neue Verfahren mit Wegfall des sog. Windhundprinzips nach 

geordneten, rechtsstaatlichen Grundsätzen verlaufe, auch wenn die Befriedi-

gung der Verletzten erst nach Verurteilung erfolgen kann; eine damit erreichte 

quotenmäßige Verteilung der abgeschöpften Güter sorge für eine Gleichbe-

handlung aller Verletzten und eine größere Verteilungsgerechtigkeit.108 Insbe-

sondere die Privilegierung wirtschaftlich potenter und/oder anwaltlich kompe-

tent vertretener Verletzter von Straftaten und die Benachteiligung von mit dem 

Justizwesen unerfahrenen Verletzten würden damit entfallen.109 Die (mit der 

Reform zumindest anvisierte) Stärkung des Opferschutzes sei zuletzt auch die 

konsequente Fortführung der Stärkung von Opferrechten und der Hinwendung 

des Strafverfahrens zum Opfer.110 

 

Die Regelung des § 73e Abs. 1 StGB, wonach die Einziehung ausgeschlossen 

ist, soweit der Anspruch des Verletzten aus der Tat erloschen ist, könne zu-

dem für den Täter einen Anreiz leisten, freiwillig und zügig den Schaden wie-

dergutzumachen oder sich zumindest zu vergleichen, um so die Einziehung 

zu verhindern.111 Ohne eine solche Regelung gäbe es für den Täter insbeson-

dere im Mangelfall keinen Grund, sich zu vergleichen oder seine Vermögens-

situation wieder zu verbessern, was faktisch zu einer lebenslangen Vermö-

gensstrafe geführt hätte.112 Zuletzt wird argumentiert, dass die neue Regelung 

trotz Unbekanntheit nicht komplizierter als die alten Vorschriften der Rückge-

winnungshilfe und insbesondere des Zulassungsverfahrens sein könne und 

damit auf jeden Fall einen Gewinn darstelle.113 Und selbst wenn die Notwen-

digkeit eine Abkehr von der Rückgewinnungshilfe und einer Implementierung  

                                            
107  Vgl. Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39, noch als Kritik an § 73 Abs. 1 S. 2 StGB a.F. 
108  Vgl. Heger, Stellungnahme, S. 5. 
109  Vgl. Holznagel, Stellungnahme, S. 7; auch Trüg, NJW 2017, 1913 (1918). 
110  Vgl. zu den Bemühungen bis 2000 Achenbach, NStZ 2001, 401 (402 f.); schon hierzu 

kritisch Herrmann, ZIS 2010, 236 (244 f.). 
111  Vgl. Holznagel, Stellungnahme, S. 4 f.; auch Madauß, NZWiSt 2018, 28 (33). 
112  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (594, 597). 
113  So schon Barreto da Rosa, ZRP 2012, 39 (42), zu einem entsprechenden Reformvor-

schlag als Lösung auf die Kritik an § 73 Abs. 1 S. 2 StGB a.F.  
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eines Entschädigungsmodell mangels belastbarer Erfahrungen noch nicht fi-

nal beurteilt werden könne, dürfte eine derartige Entscheidung zumindest vom 

Entscheidungsspielraum des Gesetzgeber gedeckt sein.114  

 

b Argumente gegen die Reform 

Gegen die Reform wird zunächst angeführt, dass die damit verbundene Inten-

tion, die Schadenswiedergutmachung für den Tatverletzten zu erleichtern, 

nicht erreicht werden könne. So sei die Neuregelung ebenfalls komplex und 

keineswegs einfacher, zudem sei auch weiterhin eine rechtskundige Beratung 

zumindest zu empfehlen, wenn nicht sogar erforderlich, um erfolgreich seine 

Ansprüche durchzusetzen.115 Auch das erklärte Ziel der Erlangung einer Scha-

denswiedergutmachung werde mit den vorgenommenen Änderungen nicht er-

reicht, da sich die Einziehung lediglich auf mögliche Kondiktionsansprüche im 

Sinne von §§ 812 ff. BGB des Tatverletzten beschränke; die – mit dem Begriff 

Schadenswiedergutmachung durchaus als mitumfasst erwartbaren – sonsti-

gen Ansprüche, zum Beispiel Schmerzensgeldansprüche, sonstige Scha-

densersatzansprüche oder Rechtsverfolgungskosten, würden gar nicht einbe-

zogen und müssten somit weiterhin zivilrechtlich (und gegebenenfalls langwie-

rig im Insolvenzverfahren) eingetrieben werden.116 Erschwerend komme 

hinzu, dass diese sonstigen Ansprüche nur insoweit (selbst) vollstreckt werden 

können, als über das vorläufig gesicherte Vermögen hinaus noch Vollstre-

ckungsvermögen vorhanden ist, denn § 111h Abs. 2 S. 1 StPO verhindere 

eine Vollstreckung in das gesicherte Vermögen.117 Dies werde weiter dadurch 

verstärkt, dass der Staat meist einen Großteil des Tätervermögens dem Ver-

letzten (und anderen Geschädigten) entziehen werde und diese damit zumin-

dest vorübergehend weitgehend rechtlos gestellt werden.118 Zwar sei es rich-

tig, dass nach neuer Regelung grundsätzlich kein zivilrechtlicher Titel mehr 

                                            
114  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 2. 
115  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (216); eine ähnliche Befürchtung äußert auch 

Müller-Sartori, WiJ 2016, 87. 
116  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (216); Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (597); auch 

Trüg, NJW 2017, 1913 (1918); a.A. Heger, Stellungnahme, S. 4, der die diesbezügliche 
Begrenzung (auch angesichts der oft nur unzureichenden Vermögensmasse) als sachge-
recht ansieht. 

117  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 10. 
118  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 3, 13; ähnlich Dierlamm, StV 2016, Editorial 

Heft 8, I. 
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erstritten werden müsse, sondern eine Glaubhaftmachung grundsätzlich aus-

reicht; allerdings sei es Verletzten gerade in komplexen (Wirtschafts-)Strafver-

fahren zu raten, trotz der Möglichkeit dieser (relativ) einfachen Anspruchsan-

meldung gem. §§ 459j Abs.1, 459k Abs. 1 StPO einen zivilrechtlichen Titel zu 

erwirken, um nicht dem Risiko der zivilrechtlichen Verjährung ihrer Ansprüche 

ausgesetzt zu sein.119 Hieran könne es jedoch scheitern, falls ein zivilpro-

zessualer Titel mit der Begründung verwehrt wird, aufgrund der vorläufigen 

strafprozessualen Sicherung fehle es an einem (zivilrechtlichen) Arrest-

grund.120 Dies könne sogar dazu führen, dass der Verletzte dadurch unter Um-

ständen schlechter gestellt werde als der sonstige Geschädigte, dem ein zivil-

rechtlicher Titel gewährt werde. Der Verletzte sei zwar bevorzugt, solange die 

strafprozessuale Sicherung aufrechterhalten bleibt, da er aus der Sicherung 

befriedigt wird und der sonstige Geschädigte aufgrund § 111h Abs. 2 S. 1 

StPO nicht in den strafprozessualen Arrest vollstrecken kann. Wird die straf-

prozessuale Sicherung jedoch aufgehoben (Verfahrenseinstellung, Frei-

spruch), könne der sonstige Geschädigte sogleich in die freigegebenen Ge-

genstände vollstrecken, während der Verletzte erst noch einen zivilrechtlichen 

Titel erlangen muss, der dann nachrangig sein wird.121  

 

Weiter wird kritisiert, dass es regelmäßig, sofern nicht der im Original erlangte 

Gegenstand gem. § 111n Abs. 2 StPO herausgegeben wird, zu einer zum Teil 

erheblichen (jahrelangen) und gerade bei hohen Schadenssummen unter Um-

ständen existenzbedrohenden Verzögerung kommen werde, bis die Ansprü-

che des Tatverletzten befriedigt werden können, was erst dann möglich sei, 

wenn nach dem (rechtskräftigen) Urteil das Vollstreckungsverfahren betrieben 

wird.122 Erschwerend komme hinzu, dass das funktionell beim Rechtspfleger 

verortete Erstattungs- und Verteilungsverfahren von Praktikern als völlig un-

geeignet angesehen werde, schon weil für die erforderliche Lösung schwieri-

ger zivilrechtlicher Entschädigungsfragen (insbesondere wenn zudem noch 

                                            
119  So Müller-Sartori, WiJ 2016, 87 (89 f.). 
120  Zu der insgesamt schwierigen Begründung für die Bejahung eines Arrestgrundes vgl. Mül-

ler-Sartori, WiJ 2016, 87 (91), mit Verweis auf die aktuelle Rechtsprechung. 
121  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 7 f. 
122  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (216); auch WisteV, Stellungnahme, S. 8, die bei 

Wirtschaftsstrafverfahren von zuweilen mehr als 10 Jahren sprechen; a.A. Holznagel, Stel-
lungnahme, S. 4, die keine Verschlechterung der Position des Verletzten sieht, insbeson-
dere weil auch das Rückgewinnungsverfahren nach altem Recht mehrere Jahre dauert. 
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das Insolvenz- und/oder das Zwangsvollstreckungsrecht betroffen sind) weder 

das hierfür notwendige Fachwissen noch die entsprechende Erfahrung vor-

handen seien.123 Demgegenüber war es nach altem Recht zumindest rechts-

kundigen Tatverletzten durchaus möglich, nach Erwirken eines (vorläufigen) 

Titels vorzeitig ihre Ansprüche geltend zu machen.124 Insgesamt werde damit 

die Eigenverantwortung des Tatverletzten zugunsten eines staatlichen Vertre-

terhandelns beschnitten.125 Umgekehrt könnte aufgrund all dieser Schwierig-

keiten insbesondere ein Tatverletzter, der auf entsprechende (eigene) Kom-

petenzen zurückgreifen kann, vor allem bei hohen Schadenssummen erwä-

gen, zunächst mit einem eigenen zivilrechtlichen Titel beim Täter zu vollstre-

cken und erst im Anschluss Anzeige zu erstatten, um so vor anderen Verletz-

ten seine Ansprüche durchzusetzen.126 

 

Zum Teil erhebliche Kritik wird auch § 73e Abs. 1 StGB entgegengebracht, der 

eine Einziehung ausschließt, wenn der Anspruch des Tatverletzten erloschen 

ist. Dies könne dazu führen, dass der Täter Druck auf (vor allem strukturell 

unterlegene) Tatverletzte ausübt, um diese zu einem Verzicht auf ihre Ansprü-

che oder einem (für sie nachteiligen) Vergleich zu drängen und so die Einzie-

hung zu verhindern.127 Zudem führe § 73e Abs. 1 StGB zu einem weiteren 

Problem. Möchte sich der Täter darauf berufen, bliebe ihm wohl (auch wenn 

man ihm diesbezüglich keine übersteigerten Darlegungs- und Beweislasten 

auferlegen möchte)128 nichts anderes übrig, als hierzu im Strafverfahren aus-

zusagen, was unter Umständen einen Eingriff in sein Schweigerecht darstellen 

könne. 

                                            
123  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 3 (ausführlich S. 12 f.); zustimmend Köll-

ner/Mück, NZI 2017, 593 (597); ausführlich auch DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 4 f., 
und nochmals Stellungnahme Nr. 19/16, S. 5; a.A. Bittmann, NZWiSt 2016, 131, der von 
einer Verteilung der „Zuständigkeiten kraft Sachverstand“ spricht. 

124  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (216). 
125  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598), die dies sogar einem allgemeinen Zeitgeist zu-

sprechen. 
126  So Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (597); ähnlich Transparency Deutschland, Stellung-

nahme, S. 2; a.A. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (136), der keinen Anreiz für Verzicht auf 
eine Strafanzeige sieht, da durch staatliche Sicherungsmaßnahmen regelmäßig Aussicht 
auf eine größere zur Verteilung stehende Masse besteht. 

127  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (216). 
128  Wofür Reh, NZWiSt 2018, 20 (25), plädiert. 
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4 Stellungnahme 

Die Neuregelung enthält die Möglichkeit, dass der aus der Tat Verletzte seine 

Ansprüche geltend machen kann; die (rudimentären) Vorgaben der RL 

2014/42/EU wurden damit jedenfalls erfüllt. Durch die Abschaffung des als 

kompliziert geltenden Rückgewinnungshilfeverfahrens und der Schaffung ei-

nes Entschädigungsverfahrens wird auch der umfassenden Kritik gegen die 

alte Regelung begegnet. Hierbei ist besondere zu begrüßen, dass für die An-

meldung der Ansprüche des Verletzten grundsätzlich eine schlichte Glaubhaft-

machung ausreicht; dieser Gewinn wird auch nicht dadurch geschmälert, dass 

im Einzelfall weiterhin eine rechtskundige Beratung und in einigen Fällen (trotz 

grundsätzlich ausreichender Glaubhaftmachung) auch ein zivilrechtlicher Titel 

angezeigt sind. Es ist richtig, dass es nach neuem Recht zu (gegebenenfalls 

auch erheblichen) Verzögerungen der Befriedigung kommen kann; allerdings 

ist eine verspätete, aber alle Verletzten gleich behandelnde Befriedigung einer 

solchen vorzuziehen, welche Rechtskundige oder schlicht diejenigen, die eher 

von dem Anspruch erfahren haben, bevorzugt. Indem der Staat zunächst um-

fassend sichert und im Anschluss gleichmäßig auskehrt, wird das in hohem 

Maß berechtigt kritisierte sog. Windhundprinzip vermieden. Gleichzeitig steht 

der Verletzte auch weiterhin nicht in Konkurrenz mit dem Staat, denn dieser 

sichert zunächst zwar umfassend, kehrt aber das Gesicherte bei bestehenden 

Ansprüchen aber auch wieder umfassend aus. Dem Vorteil einer gerechten 

Verletzten-Befriedigung kann auch nicht der pauschale Vorwurf einer Opfer-

Bevormundung entgegengehalten werden. Gerade bei Betrugsdelikten sind 

die Tatverletzten oftmals rechtsunkundig; diese allein auf den Zivilrechtsweg 

zu verweisen, käme im Ergebnis nur dem Täter zugute. Dem Gesetzgeber ist 

es damit grundsätzlich gelungen, die Position des Verletzten wesentlich zu 

verbessern. Dieser ist nicht mehr auf einen, unter Umständen schwierig zu 

erlangenden, zivilrechtlichen Titel angewiesen, sondern wird aus dem durch 

den Staat gesicherten Vermögen des Täters befriedigt. Indem die Einziehung 

unabhängig von etwaigen Ansprüchen der Tatverletzten durchgeführt werden 

kann, entfällt auch für die Justiz zumindest bis zum Urteil die wohl zeitintensive 

Beschäftigung mit (zahlreichen) Tatverletzten; damit dürfte die Akzeptanz in 

der Praxis (bei der Staatsanwaltschaft und dem Tatgericht) erhöht werden, 

was sich in steigenden Abschöpfungszahlen wiederspiegeln wird. 
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§ 73e StGB kann sich indes als zweischneidiges Schwert erweisen: Die Vor-

schrift kommt dem Täter ein Stück weit entgegen, kann aber auch dem Ver-

letzten eine schnellere, wenngleich möglicherweise nur teilweise erfolgende, 

Befriedigung verschaffen. Die Möglichkeit, dass der Täter die Vorschrift miss-

braucht, um den Verletzten zu einem für ihn nachteiligen Vergleich zu drän-

gen, ist ohne Zweifel gegeben; dem Verletzten aber deshalb jede Möglichkeit 

eines Vergleichs zu nehmen, käme wohl tatsächlich einer Bevormundung 

gleich. Auch dass insbesondere größere Firmen durchaus in Versuchung kom-

men könnten, erst zu vollstrecken und dann Strafanzeige zu erstatten, ist nicht 

von der Hand zu weisen. Gleichzeitig verzichten sie damit aber auch auf die 

(in dieser Intensität) nur dem Staat zur Verfügung stehenden Möglichkeiten, 

Vermögen aufzuspüren und zu sichern und tragen selbstverantwortlich das 

Risiko, keine umfassende Befriedigung zu erreichen. 

 

Dass der Strafjustiz der fachliche Hintergrund fehlt, sich mit schwierigen zivil-

rechtlichen Entschädigungsfragen sowie dem Insolvenz-  und dem Zwangs-

vollstreckungsrecht zu beschäftigen, mag für die erste Zeit nach der Reform 

gelten, kann aber im Ergebnis nicht überzeugen, da mit dem pauschalen Ar-

gument der fehlenden Erfahrung viele Neuerungen abgelehnt werden könn-

ten. Vielmehr ist die Strafjustiz gehalten, sich selbst in die notwendige Thema-

tik in erforderlichem Maße einzuarbeiten und/oder zivilrechtliche Kompetenz 

in den Behörden zu integrieren. Die Begrenzung der Einziehung und damit 

auch der Befriedigung der Verletzten auf Kondiktionsansprüche ist sachge-

recht, auch wenn die Gesetzesbegründung (insoweit nicht nachvollziehbar) 

von Schadenswiedergutmachung spricht und auch der Gesetzestext dahinge-

hend missverstanden werden kann; insofern hat sich aber durch die Reform 

nichts geändert, die Beschränkung auf Kondiktionsansprüche galt schon nach 

altem Recht. Eine Ausweitung der Einziehung auf Schmerzensgeldansprüche 

oder sonstige Schadensersatzansprüche ist nicht Aufgabe der Vermögensab-

schöpfung, der es allein um die Korrektur von durch Straftaten verursachte 

Vermögensverschiebungen geht – analog zu den stets zitierten §§ 812 ff. 

BGB. 
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Ob die neue Regelung wirklich praxistauglicher ist oder ob sich im Laufe der 

Zeit herausstellen wird, dass die Glaubhaftmachung der Ansprüche regelmä-

ßig nicht ausreichen und stattdessen weiterhin ein zivilrechtlicher Titel gefor-

dert wird, bleibt abzuwarten. Auch hier kann es eine Regelung, die von allen 

Seiten durchweg positiv gesehen wird, schon deshalb nicht geben, weil die 

tangierten Interessen (des Verletzten, des Täters, aber auch des Staates) 

schlicht zu konträr sind. Der Gesetzgeber reagierte jedenfalls (im Ergebnis in 

zustimmender Weise, wenngleich wohl schon lange überfällig) auf die diesbe-

züglich umfangreiche Kritik der Strafrechtswissenschaft und geht einen neuen 

Weg der Verletztenbefriedigung, dem die Chance eingeräumt werden sollte, 

sich trotz gewisser anfänglicher Schwierigkeiten in der Praxis zu bewähren. 

 

III Neuerungen im Strafprozessrecht 

Da die gerichtliche Einziehungsanordnung stets am Ende des (Straf-)Verfah-

rens getroffen wird, besteht bis dahin die Gefahr, dass der einzuziehende Ge-

genstand beziehungsweise sonstige Vermögenswerte (im Fall der Einziehung 

von Wertersatz) nicht mehr vorhanden sind und eine Vollstreckung der Einzie-

hungsanordnung damit ins Leere läuft. Die Strafprozessordnung stellt deshalb 

Möglichkeiten bereit, um bereits im Ermittlungsverfahren einzuziehende Ge-

genstände und Vermögenswerte vorläufig zu sichern.129  

 

1 Alte Regelung 

§ 111b Abs. 1 StPO a.F. ermöglichte die Beschlagnahme von Gegenständen, 

wenn Gründe für die Annahme vorhanden waren, dass die Voraussetzungen 

für ihren Verfall vorlagen. Nach § 111b Abs. 2 StPO a.F. konnte der dingliche 

Arrest angeordnet werden, wenn Gründe für die Annahme vorhanden waren, 

dass die Voraussetzungen für den Verfall von Wertersatz vorlagen. Die alte 

Regelung unterschied damit bei den vorläufigen Sicherungsmaßnahmen zwi-

schen der Beschlagnahme und der Anordnung eines dinglichen Arrests. In 

beiden Fällen genügten für die im pflichtgemäßen Ermessen liegende Anord-

nung zunächst „Gründe“, was dem einfachen Tatverdacht entsprach.130 

§ 111b Abs. 3 StPO a.F. schrieb jedoch vor, dass für eine Fortdauer sowohl 

                                            
129  Vgl. Köhler/Burkhard, NStZ 2017, 665 (676); auch Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568. 
130  Bittmann, MüKo StPO, § 111b, Rn. 5, 7, jeweils m.w.N. 



28 
 

der Beschlagnahme als auch des dinglichen Arrests grundsätzlich nach sechs, 

spätestens nach zwölf Monaten „dringende Gründe“ vorliegen mussten. Im 

Falle der Anordnung des dinglichen Arrests verwies § 111d Abs. 2 StPO a.F. 

zusätzlich zudem unter anderem auf § 917 ZPO und verlangte damit einen 

Arrestgrund, der angenommen werden konnte, wenn zu besorgen war, dass 

ohne die Anordnung des Arrests die künftige Vollstreckung vereitelt oder we-

sentlich erschwert werden würde.131 

 

2 Reformerwägungen 

a Vorgebrachte Kritik an der alten Regelung 

Der Gesetzgeber erachtete die Regelungen in der StPO über die vorläufigen 

Sicherungsmaßnahmen als unsystematisch, kompliziert und mit zivilrechtli-

chen Fragen belastet und hielt insoweit eine Vereinfachung zur Erhöhung der 

kriminalpolitischen Bedeutung der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung 

für erforderlich. Insbesondere die Regelungen in § 111b Abs. 3 StPO hinsicht-

lich der abgestuften Voraussetzungen zur Aufrechterhaltung von vorläufigen 

Sicherungsmaßnahmen betrachtete er als inkonsequent und wenig verständ-

lich.132 Seitens der Strafrechtswissenschaft stand die alte Regelung hingegen 

– soweit ersichtlich – zumindest nicht in der Kritik dergestalt, dass die Vor-

schriften ineffektiv oder schwer verständlich wären.133 

 

b Vorgaben aus der RL 2014/42/EU 

Die RL 2014/42/EU enthält nur sehr rudimentär etwas zu den vorläufigen Si-

cherungsmaßnahmen und trifft insbesondere keine Detailregelungen zu deren 

Ausgestaltung: Art. 7 Abs. 1 enthält (flankiert von Erwägungsgrund 26) eine 

allgemeine Vorgabe für Maßnahmen zur Gewährleistung einer späteren Ein-

ziehung, worunter Dringlichkeitsmaßnahmen zählen, um Vermögensgegen-

stände zu erhalten. Nach Art. 8 Abs. 3 (mit Erwägungsgrund 31) sind diese 

Sicherungsmaßnahmen nur so lange aufrechtzuhalten, wie dies im Hinblick 

auf die spätere Einziehung erforderlich ist. Sofern also vorläufige Sicherungs-

maßnahmen möglich sind, ist der RL 2014/42/EU Genüge getan. 

                                            
131  BGH, NJW 2014, 3258; vgl. auch ausführlich Bittmann, MüKo StPO, § 111d, Rn. 4 f. 
132  BT-Drs. 18/9525, S. 49, 75. 
133  So BRAK, Stellungnahme, S. 7; auch Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568 (569), sehen kein 

Vollzugsdefizit. 
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3 Neue Regelung 

Die Neuregelung unterscheidet weiterhin zwischen dem Instrument der Be-

schlagnahme zur Sicherung der Einziehung (§§ 111b – 111d StPO) und dem 

Instrument des Vermögensarrestes zur Sicherung der Einziehung von Werter-

satz (§§ 111e – 111h StPO). Der Gesetzgeber hat die Notwendigkeit vorläufi-

ger Sicherungsmaßnahmen zweistufig formuliert: Ist die Annahme (im Sinne 

eines einfachen Tatverdachts)134 begründet, dass die Voraussetzungen für die 

Einziehung eines Gegenstandes oder von Wertersatz vorliegen, kann eine Be-

schlagnahme oder ein Vermögensarrest angeordnet werden, §§ 111b Abs. 1 

S. 1, 111e Abs. 1 S. 1 StPO. Liegen hingegen dringende Gründe für diese 

Annahme vor, so soll eine Beschlagnahme oder ein Vermögensarrest ange-

ordnet werden, §§ 111b Abs. 1 S. 2, 111e Abs. 1 S. 2 StPO. Die zeitliche 

Beschränkung des § 111b Abs. 3 StPO a.F. sowie der Verweis auf § 917 ZPO 

sind ersatzlos entfallen. Von einer Einziehungsentscheidung kann das Gericht 

unter bestimmten Voraussetzungen des § 421 StPO absehen, zum Beispiel 

wenn das Erlangte nur einen geringen Wert hat oder weil das Einziehungsver-

fahren einen unangemessenen Aufwand erfordert. 

 

Die Bestimmung, wann die Anordnung der Beschlagnahme beziehungsweise 

des Vermögensarrestes erfolgen soll, war im Referentenentwurf noch weitge-

hender gefasst, indem sie grundsätzlich als Soll-Vorschrift formuliert war.135 

Auch die Vorschrift des § 421 StPO über das Absehen der Einziehung wurde 

im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens dahingehend gelockert, dass noch im 

Referentenentwurf lediglich dann von einer Einziehung abgesehen werden 

konnte, wenn diese einen unangemessenen Aufwand erfordern würde.136 

 

a Argumente für die Neuregelung 

Für die Neuregelung wird zunächst angeführt, dass die Intention des Gesetz-

gebers, die Praxisbedeutung der vermögensabschöpfenden Maßnahmen zu 

steigern, in der nach Tatverdacht differenzierenden Ausgestaltung der Voraus-

setzungen für vermögenssichernde Maßnahmen ihren Niederschlag gefunden 

                                            
134  Vgl. Huber, BeckOK StGB, § 111b, Rn. 8; ders., § 111e, Rn. 4. 
135  Referentenentwurf, S. 19 f. 
136  Referentenentwurf, S. 25 f. 
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habe. Zumindest im Falle eines dringenden Tatverdachts dürfe die Beschlag-

nahme beziehungsweise die Anordnung des Vermögensarrestes zukünftig 

(auch unter Berücksichtigung des § 421 StPO)137 zum Regelfall werden.138 

Dies zeige sich auch daran, dass mittlerweile eine konsequente Anwendung 

der Einziehungsvorschriften beobachtet werden kann.139 Gleichzeitig berück-

sichtige die Neuregelung mit der Differenzierung nach einfachem und dringen-

dem Tatverdacht zumindest teilweise die weitreichende Kritik gegen den Re-

ferentenentwurf; so wurde der dort vorgesehenen (noch im Gesamten gelten-

den) Soll-Regelung vorgehalten, dass damit der – aufgrund der Ungewissheit 

zum Zeitpunkt der Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen – erforder-

lichen Prognoseentscheidung der notwendige Entscheidungsspielraum ge-

nommen wurde.140 Nachdem bei steigendem (vom einfachen zum dringenden) 

Tatverdacht auch die Wahrscheinlichkeit steigt, dass eine Verurteilung und da-

mit eine verpflichtende Einziehung erfolgt, erscheine es nur sachgerecht, auch 

die Voraussetzungen für die vorläufigen Sicherungsmaßnahmen entspre-

chend zu gestalten; der notwendige Entscheidungsspielraum bleibe damit er-

halten. Nachdem die Befriedigung der Tatverletzten nach neuem Recht erst 

nach der Verurteilung erfolgt (siehe hierzu auch oben unter C II), sei eine kon-

sequente Nutzung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen aber auch erforderlich, 

um zu gewährleisten, dass beim Täter zu diesem (unter Umständen sehr spä-

ten) Zeitpunkt noch Vermögensmasse vorhanden ist.141 

 

Mit Streichung der zeitlich abgestuften Voraussetzungen hinsichtlich der 

Dauer der Sicherungsmaßnahme sowie des Verweises auf § 917 ZPO sei dar-

über hinaus keine sachliche Änderung verbunden. Die Dauer der Aufrechter-

haltung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen werde zukünftig im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeit berücksichtigt, was im Ergebnis der Rechtsprechung des 

                                            
137  So Reh, NZWiSt 2018, 20 (22), die jedoch schon aus Ökonomiegründen dafür plädiert, in 

Fällen, in denen von vorneherein absehbar ist, dass es zu keiner tatsächlichen Abschöp-
fung kommen wird, auf jegliche Ermittlungen und Sicherungsversuchen zu verzichten; ge-
gen diese Ansicht Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (361). 

138  Vgl. Deutscher, ZAP 2018, 301 (304); auch (jedoch kritisch) Meinecke, StV 2019, 69. 
139  Vgl. Fromm, NZWiSt 2018, 453; ebenso Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179. 
140  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 9. 
141  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (595); auch Bittmann, ZInsO 2016, 873 (879). 
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BVerfG entspricht.142 Der Verweis auf die ZPO und damit auch auf einen Ar-

restgrund im Falle der Anordnung des Vermögensarrestes sei entbehrlich, da 

sich das Erfordernis eines Sicherungsbedürfnisses jetzt direkt aus § 111e Abs. 

1 S. 1 StPO ergebe, indem die Formulierung „zur Sicherung der Vollstreckung“ 

gewählt wurde.143 Der mit der Neuregelung verbundene Vorteil sei damit auch 

weniger in der Reform selbst begründet als vielmehr in der Tatsache, dass 

infolge der Reform von den Landesjustizverwaltungen Regelungen geschaffen 

wurden, wann zwingend Abschöpfungsmaßnahmen zu treffen sind und diese 

somit nicht – wie vor der Reform – ignoriert werden können.144  

 

b Argumente gegen die Neuregelung 

Die Neuregelung der vorläufigen Sicherungsmaßnahmen ist auf teilweise er-

hebliche Kritik gestoßen. Zunächst ist festzuhalten, dass sich am grundsätzli-

chen Problem der vorläufigen Sicherungsmaßnahmen nichts geändert hat: 

Der Ermittlungsrichter ist gezwungen, anhand nicht abgeschlossener Ermitt-

lungen teils komplizierte zivilrechtliche Vorfragen entscheiden zu müssen, um 

zu einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu gelangen, dass das Gericht später 

die Einziehung anordnen wird.145 Nachdem aber gerade am Anfang der Er-

mittlungen viele Aspekte der Tat noch gar nicht feststehen, könne sich insbe-

sondere bei Anwendung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen anlässlich eines 

einfachen Tatverdachts (dem strafprozessual schwächsten Verdachtsgrades) 

der deliktisch erlangte Umfang zunächst größer darstellen als er sich dann im 

Laufe der Ermittlungen tatsächlich ergibt; dadurch werde oftmals zu viel vor-

läufig gesichert, was sich für den Beschuldigten existenzbedrohend auswirken 

könne.146 Dies sei insbesondere deshalb problematisch, da die oben als sach-

gerecht beschriebene Differenzierung zwischen den Kombinationen einfacher 

                                            
142  BT-Drs. 18/9525, S. 49, unter Hinweis auf BVerfG, wistra 2015, 348; auch Bittmann, 

NZWiSt 2016, 131 (133), der zwar eine Praxiserleichterung, aber im Ergebnis keine in-
haltliche Veränderung sieht, da die Vermögensabschöpfung zukünftig wie bisher von Fäl-
len mit Vorliegen dringender Gründe geprägt sein werde. 

143  BT-Drs. 18/9525, S. 76; zustimmend Gubitz/Molkentin, NJW 2017, 3733; diese Interpre-
tation zumindest für möglich haltend auch Meißner, Stellungnahme, S. 6 ff., der insoweit 
jedoch eine sprachliche Klarstellung forderte; a.A. OLG Stuttgart, NJW 2017, 3731 (3732). 

144  Vgl. Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (218); a.A. DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 
24, der begrüßt, dass durch einige Staatsanwaltschaften stets (und entgegen der gesetz-
lichen Vorgaben) ein dringender Tatverdacht für erforderlich erachtet wurde. 

145  Vgl. schon Eberbach, NStZ 1987, 486 (491); Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568 (570). 
146  Vgl. Trüg, NJW 2017, 1913 (1916 f.); ebenso Meinecke, StV 2019, 69; auch Strafverteidi-

gervereinigungen, Stellungnahme, S. 22 f. 
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Tatverdacht/Kann-Sicherung und dringender Tatverdacht/Soll-Sicherung ver-

kenne, dass trotz Kann-Regelung bei Vorliegen der Voraussetzungen eine 

vorläufige Sicherung zu erfolgen hat.147 Das Legalitätsprinzip verpflichte inso-

weit die Strafverfolgungsbehörden, nicht nur Maßnahmen zur Verfolgung des 

Täters und zur Beweissicherung einzuleiten, sondern auch sonstige Maßnah-

men wie vorläufige Maßnahmen zur Sicherung der Einziehung ohne willkürli-

che Ungleichbehandlung und nach gesetzlichen Maßstäben, mithin also nach 

pflichtgemäßem Ermessen, anzuwenden.148 Gegen die damit einhergehende 

weitgehende Verpflichtung, grundsätzlich bei allen Straftaten Einziehungen 

vorzunehmen und damit auch vorläufige Sicherungsmaßnahmen vorzuneh-

men, spreche zudem ein Ressourcenproblem.149 Da die überwiegende Masse 

der Straftaten in Deutschland, bei denen der Täter etwas erlangt hat, im Be-

reich der Kleinkriminalität (zum Beispiel Ladendiebstahl, Versandhandelbe-

trug) zu verorten sei, werden die Ermittlungsbehörden und Justiz gezwungen, 

ihre knappen Ressourcen dort – und nicht im Bereich der mittleren und schwe-

ren Kriminalität – einzusetzen.150  

 

Die Kritik richtet sich aber auch gegen die möglichen Folgen für den Beschul-

digten, der regelmäßig von den vorläufigen Sicherungsmaßnahmen betroffen 

ist. Allein die Möglichkeit einer extensiven Anwendung vorläufiger Sicherungs-

maßnahmen und die damit (bereits angedeutet) unter Umständen einherge-

hende existentielle Gefährdung könne den Beschuldigten bewegen, sein an-

sonsten beabsichtigtes Schweigen zu den Tatvorwürfen frühzeitig zu brechen, 

entweder um zu versuchen, seine tatsächliche Unschuld frühzeitig zu bewei-

sen, oder um die Ermittlungsbehörden gnädig zu stimmen (zum Beispiel durch 

Nennung von Mittätern). Dies gelte umso mehr, als dass die Strafverfolgungs-

behörden geneigt sein könnten, die vorläufige Vermögenssicherung als Droh- 

und/oder als wirtschaftliches Druckmittel zu einer gewünschten Kooperation 

                                            
147  Und im Übrigen auch nach altem Recht hätte erfolgen müssen. 
148  Vgl. Achenbach, NStZ 2001, 401 (402). 
149  Vgl. Reh, NZWiSt 2018, 20; auch DRiB, Stellungnahme Nr. 19/16, S. 5; ähnlich (aber im 

Ergebnis der Ausweitung zustimmend) Transparency Deutschland, Stellungnahme, S. 3, 
die insoweit eine Verbesserung der Ermittlungsstrukturen bei Polizei und Justiz fordern. 

150  Ausführlich DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 2, der sich an der Formulierung des Ziels 
des Gesetzgebers, „die Nutznießung von Verbrechensgewinnen zu unterbinden“ (BT-Drs. 
18/9525, S. 45) stört, da nur die wenigsten Vermögensdelikte tatsächlich Verbrechen sind. 
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einzusetzen.151 Auch dürfe der präjudizierende Charakter umfangreicher vor-

läufiger Sicherungsmaßnahmen nicht außer Acht gelassen werden.152 Die 

weitreichende (im Sinne von frühzeitige sowie extensive) Anwendung von vor-

läufigen Sicherungsmaßnahmen nehme dem Täter zudem die Möglichkeit, 

seinen Schaden freiwillig zu begleichen und sich dies als positives Nachtat-

verhalten bei der Strafzumessung anrechnen zu lassen beziehungsweise ei-

nen Täter-Opfer-Ausgleich gem. § 46a StGB anzustreben, da hierfür noch Ver-

mögen beim Beschuldigten vorhanden sein muss.153 Eine Einziehung könne 

aufgrund mangelnden Genugtuungszwecks weder bei der Strafzumessung 

berücksichtigt noch aufgrund ihres zwingenden Charakters zum Gegenstand 

einer Verständigung gem. § 257c StPO gemacht werden.154 

 

Erhebliche Kritik richtet sich gegen die Streichung der abgestuften Vorausset-

zungen und des Verweises auf die ZPO. Zunächst gebe es schon hinsichtlich 

der für die Änderung angeführten Begründung der Effizienzsteigerung keine 

Belege dahingehend, dass die bisherigen Regelungen der vorläufigen Siche-

rung ineffektiv und an den vorhandenen Defiziten der Vermögensabschöpfung 

mitursächlich waren.155 Ebenso sei die Begründung, die Vorschrift des § 111b 

Abs. 3 StPO ist inkonsequent und schwer verständlich, nicht belegt (genauso 

wenig sind zu den vergleichbaren Regelungen des §§ 121, 122 StPO entspre-

chende Schwierigkeiten bekannt).156 Dass die Änderung sogar kontraproduk-

tiv sei, zeige sich daran, dass die justizielle Praxis bislang eher von unbefrie-

digenden Ergebnissen und einem, insbesondere bei Vermögensstraftaten, so-

wohl inhaltlichen als auch personellen Mehraufwand berichtet.157 Gegen den 

Wegfall der Fristen spreche zudem, dass so ermöglicht werde, Sicherungs-

maßnahmen schon bei bloßem Verdacht oder der Begründung, es handelt 

sich um ein komplexes Ermittlungsverfahren (die Begründungsansätze für die 

                                            
151  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598 f.); genauso Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568 (570); 

zu diesem (Druck-)Potential auch Schuhmann, NZWiSt 2018, 441 (443). 
152  Vgl. für Steuerstrafverfahren Meinecke, StV 2019, 69 (70); ähnlich (wenn auch geradezu 

kafkaesk anmutend) Heuchemer, NZWiSt 2018, 131 (132). 
153  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598). 
154  So BGH, NStZ 2018, 366 f.; anders hingegen DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 9, der 

eine Klarstellung dahingehend vorschlägt, dass auch die Einziehung und anschließende 
Auskehrung an den Verletzten eine strafmildernde Wirkung entfaltet. 

155  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 8. 
156  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 10, der insoweit auch auf eigene Erfahrungen rekurriert. 
157  Vgl. Reh, NZWiSt 2018, 20; auch Deutscher, ZAP 2018, 301 (309). 
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Verhältnismäßigkeit dürften beliebig konstruierbar sein), über längere Zeit auf-

rechtzuerhalten.158 Eine Pflicht wie in der alten Regelung, nach spätestens 

zwölf Monaten auch bei komplexen Ermittlungsverfahren belastbare Nach-

weise für das Vorliegen dringender Gründe zu liefern, existiere nach der neuen 

Regelung nicht mehr.159 Insbesondere die Anpassungen vorläufiger Siche-

rungsmaßnahmen an neue Erkenntnisse können, vor allem bei Großverfah-

ren, auch vor dem Hintergrund der Arbeitsbelastung der Justiz in den Hinter-

grund geraten.160 Dies gelte umso mehr, als dass versucht werden könnte, die 

(bezüglich der Dauer herangezogene) allgemeine Verhältnismäßigkeit ledig-

lich mit Musterformulierungen oder floskelartigen Leerformeln zu „begründen“, 

ohne auf die Umstände des Einzelfalles einzugehen. Hinzu komme, dass ein 

Verstoß gegen die Verhältnismäßigkeit regelmäßig vom Beschuldigten (posi-

tiv) dargelegt werden muss, während bei der früheren, nach bestimmten Fris-

ten erforderlichen Prüfung die Justiz (durchaus unter hohen Darlegungsanfor-

derungen) begründen musste, warum die Sicherungsmaßnahme aufrecht-

erhalten bleibt.161 Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gelte im Übrigen auch 

bei der Untersuchungshaft; gleichwohl hat der Gesetzgeber mit den §§ 121, 

122 StPO Sonderregelungen für eine zeitlich gestaffelte Überprüfung geschaf-

fen.162 Zuletzt sei auch die mit einer Streichung (welche ausweislich der Ge-

setzesbegründung gerade zu keiner sachlichen Änderung führen soll)163 einer 

Vorschrift, die dem Schutz des Betroffenen dienen soll, einhergehende Signal-

wirkung nicht außer Acht zu lassen.164 

 

Hinsichtlich der Streichung des Verweises auf § 917 ZPO wird angeführt, dass 

der Formulierung „zur Sicherung der Vollstreckung“ zwar sprachlich der Zweck 

der Maßnahme entnommen werden könne, jedoch nicht, dass dies eine echte 

                                            
158  So zutreffend Gubitz/Molkentin, NJW 2017, 3733, mit Verweis auf einen entsprechend 

„begründungsarmen“ Beschluss des OLG Stuttgart, NJW 2017, 3731 (37329). 
159  Vgl. Trüg, NJW 2017, 1913 (1917); auch BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 11; zu-

stimmend Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598); DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 23, 
sah schon in der bisherigen 12-Monatsfrist eine unangemessene Beeinträchtigung. 

160  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 5; Meinecke, StV 2019, 69 (70), m.w.N., führt (wohl zu-
treffend) aus, dass auch der Richtervorbehalt kein geeignetes Korrektiv darstellt. 

161  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 9 ff.; zustimmend Köllner/Mück, NZI 2017, 593 
(598); ebenso DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 23 f.. 

162  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 11; zum Zweck der §§ 121, 122 vgl. Böhm, MüKo StPO, 
§ 121, Rn. 1. 

163  Vgl. BT-Drs. 18/9525, S. 49. 
164  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 11. 
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Voraussetzung für die Anordnung der Maßnahme darstellt.165 Dies werde auch 

dadurch bestätigt, dass der Gesetzestext vor der Reform in § 111b Abs. 2 

StPO a.F. für die Anordnung des dinglichen Arrestes mit „zu deren Sicherung“ 

eine ähnliche Formulierung vorsah und trotzdem der Verweis auf die ZPO ent-

halten war.166 Auch sei zumindest fragwürdig, ob der Gesetzgeber durch die 

Formulierung „zur Sicherung der Vollstreckung“ wirklich das Sicherungsbe-

dürfnis direkt in der StPO geregelt sah, da er noch im Referentenentwurf da-

von sprach, dass sich das Sicherungsbedürfnis direkt aus dem Verhältnismä-

ßigkeitsgrundsatz ergibt und erst auf die umfassende Kritik bei nahezu unver-

ändertem Wortlaut in der Begründung zum Regierungsentwurf diese Argu-

mentation hervorbrachte.167 Schon nach altem Recht wurden die Vorgaben 

des § 917 Abs. 1 ZPO häufig außer Acht gelassen; wenn nun diese Vorgaben 

„nur noch“ im Rahmen der allgemeinen Verhältnismäßigkeit zu berücksichti-

gen seien und vor dem Hintergrund, dass mit der Reform das Ziel einer Ver-

fahrensvereinfachung und Arbeitsentlastung der Justiz verbunden ist, dürfte 

eine intensive Prüfung hinsichtlich des Vorliegens eines Arrestgrundes eher 

zweifelhaft sein.168 Zudem falle auch hier analog zum Wegfall der zeitlichen 

Abstufung der Begründungsaufwand für die Ermittlungsbehörden weg, was 

den Schutz des Betroffenen nochmals reduziere.169 Eine derartige Verkürzung 

von Beschuldigtenrechten könne zudem als Anlass genommen werden, wei-

tere Beschuldigtenrechte aufzuweichen.170 

 

Zuletzt wird die Unbestimmtheit der Formulierung „das Erlangte nur einen ge-

ringen Wert hat“ in § 421 Abs. 1 Nr. 1 StPO kritisch erachtet, da sie zu pau-

schalierten Vorgaben durch die Generalstaatsanwaltschaften beziehungs-

weise Landesjustizbehörden führen werde, schon um Drohungen des Be-

schuldigten, alle Rechtsmittel auszuschöpfen, falls in seinem Fall nicht von der 

Einziehung abgesehen wird, vorzubeugen. Diese Wertgrenzen werden dann 

                                            
165  So wohl OLG Stuttgart, NJW 2017, 3731 (3732), das in der Formulierung nur ein finales 

Element sieht; dagegen (zutreffend) Gubitz/Molkentin, NJW 2017, 3733. 
166  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 7; zustimmend Rettke, Die Kriminalpolizei, 13 (17, Fn. 

25). 
167  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 4 ff. 
168  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 10; zu den mangelnden Begründungen nach 

altem Recht schon Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568 (570). 
169  Vgl. DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 23 f. 
170  So Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598). 
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aber wohl zwischen den einzelnen Bundesländern differieren, womit innerhalb 

Deutschlands eine unterschiedliche Handhabung einhergehen werde.171 Zu-

dem könnten durch die pauschale Formulierung des „unangemessenen Auf-

wandes“ in § 421 Abs. 1 Nr. 3 StPO gerade die Täter komplexer Sachverhalte 

(zum Beispiel Wirtschaftsstrafverfahren) begünstigt werden.172 

 

4 Stellungnahme 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Neuregelung den (diesbezüglich geringen) 

Vorgaben der RL 2014/42/EU entspricht. Inwieweit die alte Regelung tatsäch-

lich ineffektiv und damit reformbedürftig war, ist nicht belegt, aber angesichts 

der niedrigen Abschöpfungszahlen auch nicht fernliegend. Vorläufige Maß-

nahmen zur Sicherung eines späteren gerichtlich festgestellten Anspruchs ste-

hen stets um Widerstreit vorgeblicher Notwendigkeit (auch zur Wahrung der 

Ansprüche der Tatverletzten) und zu achtender Beschuldigtenrechte.  

 

Die differenzierte Ausgestaltung der vorläufigen Sicherungsmaßnahmen ist 

zunächst zu begrüßen. Es ist zwar nicht zu verhehlen, dass im Laufe der Jahre 

eine zunehmende Senkung der Eingriffsschwelle vorgenommen wurde (noch 

bis 1998 mussten für vorläufige Sicherungsmaßnahmen stets dringende 

Gründe vorliegen)173, es ist aber sachgerecht, bei dringenden Gründen auch 

eine Soll-Anordnung zu statuieren, da eine Einziehung im späteren Urteil 

wahrscheinlich ist. Die ansonsten mögliche Kann-Anordnung belässt den 

Strafverfolgungsbehörden den notwendigen Spielraum. Die Tatsache, dass 

am Anfang der Ermittlungen oftmals noch keine dringenden Gründe ermittelt 

werden konnten, spricht dafür, in bestimmten Fällen einen einfachen Anfangs-

verdacht genügen zu lassen, da ansonsten unter Umständen bei Anordnung 

der Einziehung in der Hauptverhandlung gar keine Vermögensgegenstände 

mehr vorhanden sind.174  

                                            
171  So DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 3; a.A. Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (360), die aufgrund 

der Gesetzeshistorie die Wertgrenze bei ca. 125,- bis 150,- Euro festlegt; in Bayern zwin-
gende Durchführung ab 5.000,- Euro, siehe Barreto da Rosa, NZWiSt 2018, 215 (218). 

172  So Köllner/Cyrus/Mück, NZI 2016, 329 (334); a.A. Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (361), da 
schon für den objektiven Tatbestand das konkret Erlangte bestimmt werden muss. 

173  Geändert mit dem „Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung der Organisierten Krimina-
lität“ (OrgKG) vom 8. Mai 1998, BGBl. 1998 I, S. 845 (847). 

174  Mit dieser Argumentation wurde 1998 das Erfordernis der dringenden Gründe für eine 
Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen gestrichen und zur Begrenzung auf die 
Verhältnismäßigkeit abgestellt, vgl. BT-Drs. 13/8651, S. 15 f. 
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Dem Einwand, dass aufgrund eines einfachen Anfangsverdachtes zu viel (und 

womöglich existenzbedrohend) vorläufig gesichert wird, kann im Ergebnis 

nicht gefolgt werden. Es ist zwar nicht von der Hand zu weisen, dass Ermitt-

lungsbehörden dazu neigen (könnten), eher zu viel als zu wenig zu sichern; 

das Risiko einer Fehlentscheidung ist aber allen vorläufigen Maßnahmen im-

manent. Genauso wie die extensive Anwendung vorläufiger Sicherungsmaß-

nahmen für den Beschuldigten existentiell gefährdend sein kann, kann quasi 

spiegelbildlich die Unterlassung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen existenz-

bedrohend für den aus der Tat Verletzten sein, der dann nicht befriedigt wer-

den kann. Ein vermutetes Nichteinhalten eines erwartbaren sorgfältigen Ab-

wägens durch die Ermittlungsbehörden, mithin also Fragen der praktischen 

Verfahrensführung, dürfen auch nicht dazu führen, dass die ganze Vorschrift 

in Frage gestellt wird. Vielmehr sind hier die Ermittlungsbehörden bei allem 

Verfolgungseifer gehalten, eingriffsintensive vorläufige Sicherungsmaßnah-

men (wie im Übrigen auch alle anderen Eingriffsmaßnahmen) sorgfältig abzu-

wägen und insbesondere an der Wahrung der Verhältnismäßigkeit zu messen. 

Auch kann dem Einwand, dass vorläufige Sicherungsmaßnahmen dem Täter 

die Möglichkeiten einer Schadenswiedergutmachung nehmen, in dieser Pau-

schalität nicht gefolgt werden. Es ist nicht ersichtlich, warum man einem Täter 

ihm nicht zustehende Vermögenswerte belassen sollte, nur weil er diese mög-

licherweise freiwillig wieder zurückgeben könnte; genauso gut könnte er sie 

endgültig dem Zugriff der Tatverletzten entziehen. 

 

Der Wegfall der zeitlich abgestuften Begründungserfordernisse kann zu einer 

zunehmenden Anwendung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen führen, sich 

zugleich aber auch für den Beschuldigten nachteilig auswirken, weil der Be-

gründungsaufwand für die Strafverfolgungsbehörden sinken wird und ein Ver-

stoß gegen die Verhältnismäßigkeit vom Beschuldigten proaktiv dargelegt 

werden muss. Allerdings – und dies wird oftmals übersehen – trifft dieser 

Nachteil nur Fälle, bei denen keine dringenden Gründe vorliegen, da im Falle 

des Vorliegens dringender Gründe schon nach altem Recht keine zeitlich ab-

gestufte Überprüfung durchgeführt werden musste. Inwieweit allerdings ange-

sichts der zunehmenden Beschäftigung mit der Thematik Vermögensab-

schöpfung und der damit einhergehenden Zunahme der Arbeitsbelastung 
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Strafverfolgungsbehörden auch bei Vorliegen nur einfacher Gründe tatsäch-

lich stets vorläufige Sicherungsmaßnahmen vornehmen oder ob sie sich nicht 

unter Ausnutzung ihres Ermessens bei der Kann-Anordnung weitgehend auf 

die Fälle mit dringenden Gründen beschränken, bleibt abzuwarten. Gerade bei 

komplexen Ermittlungsverfahren dürften zudem aufgrund der oftmals längeren 

verdeckten Ermittlungsphase bei Eintreten in die offene Phase regelmäßig 

dringende Gründe vorliegen. In diesem Zusammenhang hinkt auch der Ver-

gleich mit der (hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit zusätzlichen) Regelung im 

Bereich der Untersuchungshaft. Zwar kann eine vorläufige Sicherung durch-

aus existenzbedrohend sein (dem, wie oben dargelegt, durch die Forderung 

nach einer stichhaltigen Begründung Rechnung getragen werden muss), al-

lerdings sind hinsichtlich Einschränkungen der Freiheit einer Person doch hö-

here Anforderungen zu stellen als an Einschränkungen des Eigentums.175 Und 

allein weil der Gesetzgeber die Verhältnismäßigkeit bei (schwereren) Eingrif-

fen in die Freiheit der Person konkretisiert, kann man nicht den Umkehrschluss 

ziehen, dass das dann bei (leichteren) Eingriffen in das Eigentum ebenfalls 

erforderlich wäre. Der Wegfall des Verweises auf § 917 ZPO und damit das 

explizite Erfordernis eines Arrestgrundes ist im Ergebnis neutral zu bewerten. 

Auch wenn in der konkreten Formulierung „zur Sicherung der Vollstreckung“ 

keine tatsächliche Tatbestandsvoraussetzung erblickt werden kann (insbeson-

dere weil der Gesetzgeber im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens lediglich 

seine Begründung ohne inhaltliche Änderung des Gesetzestextes angepasst 

hat), darf eine vorläufige Sicherung genauso wie nach altem Recht schon aus 

dem Rechtsgedanken der Verhältnismäßigkeit heraus nur erfolgen, soweit 

dies erforderlich ist, um eine spätere Einziehung zu gewährleisten. 

 

Das angeführte Ressourcenproblem sowie die vermeintliche Gefahr einer bun-

desweit unterschiedlichen Handhabung verfangen letztlich gar nicht. Entweder 

sind vorläufige Sicherungsmaßnahmen nach den rechtlichen Voraussetzun-

gen zulässig und kriminaltaktisch erforderlich (was sich gewissermaßen ge-

genseitig bedingt) oder sie sind es nicht; sind sie erforderlich, dürfen man-

gelnde Ressourcen keine Rolle spielen, da ansonsten sowohl die Intention des 

                                            
175  Was sich im Übrigen schon aus den unterschiedlichen Wertungen des Grundgesetzes 

ergibt; a.A. aber Wehnert/Mosiek, StV 2005, 568 (570). 
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Gesetzgebers nach einer Stärkung der Vermögensabschöpfung als auch Be-

lange der Verletztenbefriedigung konterkariert werden. Die Strafverfolgungs-

behörden und die Justiz sind vielmehr gehalten, die erforderlichen Ressourcen 

(personell wie organisatorisch) zur Verfügung zu stellen. Zudem kann durch 

angepasste Handlungsempfehlungen der jeweiligen Landesjustizverwaltun-

gen den örtlichen (ressourcenmäßigen) Gegebenheiten ausreichend Rech-

nung getragen werden. Zwischen den einzelnen Bundesländern divergierende 

Regelungen sind im Übrigen auch nichts Neues und weitgehend dem (grund-

sätzlich unstrittig gewollten) Föderalismus geschuldet. 

 

Es bleibt abzuwarten, wie sich die neuen Regelungen in der Praxis bewähren; 

die angeführte Kritik gegen die Neuregelung kann im Ergebnis jedenfalls weit-

gehend nicht überzeugen. Allerdings ist schon zu konstatieren, dass die straf-

prozessualen Regelungen keine derart umfassende Erleichterung erfahren 

haben, dass es allein deshalb zu einer erheblichen Erhöhung der Abschöp-

fungsmaßnahmen kommen wird. Die erwartbare Zunahme von vorläufigen Si-

cherungsmaßnahmen (und damit einhergehend wohl auch von Einziehungen) 

wird vielmehr darauf zurückzuführen sein, dass der Thematik aufgrund der 

Reform sehr viel mehr Aufmerksamkeit zuteilwird – was zu begrüßen ist, aber 

lange überfällig war. 

 

IV Ausweitung der erweiterten Einziehung 

Die Einziehung des durch die Tat Erlangten beziehungsweise des Wertersat-

zes gem. §§ 73, 73c StGB (früher: Verfall des aus der Tat Erlangten bezie-

hungsweise des Wertersatzes gem. §§ 73, 73a StGB a.F.) setzt/e stets den 

Nachweis der illegalen Herkunft der Gegenstände voraus. Nachdem dieser 

Nachweis nicht immer zu führen war, bestand seit dem Jahr 1992 über den 

erweiterten Verfall die Möglichkeit einer Abschöpfung auch dann, wenn die 

Gegenstände nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit aus Straftaten stam-

men.176 Begründet wurde die Einführung vor allem damit, dass insbesondere 

im Bereich der Organisierten Kriminalität regelmäßig besondere Beweis-

schwierigkeiten auftreten (was eine Abschöpfung nach §§ 73, 73a StGB a.F. 

                                            
176  Rönnau/Begemeier, NZWiSt 2016, 260 (261); ausführlich Saliger, NK-StGB, § 73d, Rn. 1 

m.w.N. 
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unmöglich machte); gerade in diesem Bereich sei er aber notwendig, den An-

reiz für weitere gewinnorientierte Straftaten zu nehmen.177 

 

1 Alte Regelung 

Nach § 73d Abs. 1 StGB a.F. konnte bei Verwirklichung bestimmter rechtswid-

riger Straftaten (sog. Anknüpfungstaten, namentlich solchen, die auf diese 

Vorschrift verwiesen)178 der Verfall von Gegenständen auch angeordnet wer-

den, wenn nur Umstände die Annahme rechtfertigten, dass diese für rechts-

widrige Taten oder aus ihnen erlangt worden sind (sog. Herkunftstaten). Die 

Anknüpfungstaten wurden typischerweise dem Bereich der Organisierten Kri-

minalität zugeordnet, zugleich wurde ihnen verschärfte Beweisschwierigkeiten 

nachgesagt;179 zudem wurde unterstellt, gerade in diesem Bereich komme es 

erfahrungsgemäß zu wiederholter und gewerbsmäßiger Tatbegehung.180 Der 

zu §§ 73, 73a StGB a.F. subsidiäre erweiterte Verfall war beispielsweise zu-

lässig bei bestimmten Verstößen gegen das BtMG (§ 33 Abs. 1 BtMG) oder 

das WaffG (§ 54 Abs. 1 S. 2 WaffG), bei gewerbs- oder bandenmäßigem Be-

trug (§ 263 Abs. 7 StGB) oder schwerem Bandendiebstahl (§ 244a Abs. 3 

StGB); der ursprünglich vorgesehene Anwendungsbereich wurde mehrmals 

zum Teil deutlich erweitert.181 Praktische Anwendung fand der erweiterte Ver-

fall überwiegend bei Straftaten nach dem BtMG.182 Seine Anordnung setzte 

nicht voraus, dass die einzuziehenden Gegenstände einem konkreten Ankla-

gevorwurf zugeordnet wurden; vielmehr war (im Sinne einer mittelbaren Be-

weisführung) lediglich eine gerichtliche Überzeugung dahingehend notwendig, 

dass (irgend)eine rechtswidrige Tat begangen wurde und die Gegenstände 

aus dieser Tat herrührten.183 Gegenüber dem einfachen Verfall stellte die Vor-

schrift aufgrund dieser Beweiserleichterung somit einen intensiveren Rechts-

eingriff dar.184  

 

                                            
177  BT-Drs. 12/989, S. 23. 
178  Zu dem Begriff Anknüpfungstat und der unterschiedlichen Verwendung siehe Weber, 

BtMG-Kommentar, § 33, Rn. 167. 
179  Vgl. Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (180); Saliger, ZStW 129 (2017), 995 

(1019). 
180  Vgl. Löffelmann, Recht+Politik 6/2016, S. 2. 
181  Vgl. Joecks, MüKo StGB, § 73d, Rn. 7 f. mit einer vollständigen Übersicht.  
182  Vgl. Pelz, NZWiSt 2018, 251; auch Hetzer, Kriminalistik 2015, 26 (29). 
183  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1015 f.); auch Meißner, Stellungnahme, S. 13. 
184  So Joecks, MüKo StGB, § 73d, Rn. 2 m.w.N.; auch Meißner, Stellungnahme, S. 13. 
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2 Reformerwägungen 

a Vorgebrachte Kritik an der alten Regelung 

Der erweiterte Verfall wurde seitens der Literatur zunächst insbesondere we-

gen des abgesenkten Beweismaßes („Umstände die Annahme rechtfertigen“) 

nahezu einhellig abgelehnt.185 Daraufhin forderte zunächst der BGH im Jahr 

1994 eine verfassungskonforme Auslegung dahingehend, dass das Tatgericht 

aufgrund erschöpfender Beweiserhebung und -würdigung unter Einbindung 

der festgestellten Anknüpfungstaten von der deliktischen Herkunft der Gegen-

stände uneingeschränkt überzeugt sein muss; an die Überzeugungsbildung 

sollten gleichzeitig aber keine überspannten Anforderungen gestellt wer-

den.186 Dieser Auslegung hat sich das BVerfG 2004 im Ergebnis angeschlos-

sen.187 Doch auch danach wurde dem erweiterten Verfall teilweise erhebliche 

Kritik entgegengebracht. Insbesondere die zwar grundsätzlich erforderliche, 

wohl aber lose Verknüpfung von Anknüpfungstat und Herkunftstat berge den 

inneren Widerspruch, einerseits die Herkunftstat nicht zu kennen, aber ande-

rerseits eine Überzeugung dahingehend zu gewinnen, dass die Gegenstände 

aus eben dieser unbekannten Tat herrühren.188 Dies führe zum einen dazu, 

dass die Tatgerichte bei Anstreben eines erweiterten Verfalls ihre Begründung 

an die BGH-Vorgaben anpassen, ohne tatsächlich in der Sache eine entspre-

chende Überzeugung gewinnen zu können. Zum anderen werde es auf den 

Ausschluss von Hypothesen hinauslaufen, die vornehmlich legale Herkunfts-

quellen in den Blick nehmen, einen nicht unerheblichen Graubereich (Nach-

barschaftshilfe, das Ausnutzen unterhalb der Strafbarkeitsschwelle, nicht an-

gemeldete Prostitution und ähnliches) jedoch außer Acht lassen.189 

 

b Vorgaben aus der RL 2014/42/EU 

Art. 5 Abs. 1 RL 2014/42/EU fordert eine Regelung, um sicherzustellen, dass 

bei Personen, die wegen einer Straftat verurteilt wurden, welche direkt oder 

                                            
185  Vgl. exemplarisch Rönnau, FS Ostendorf, S. 707 (710 f.) m.w.N. 
186  BGH, NJW 1995, 470; zu dem daraus resultierenden Widerspruch vgl. Marstaller/Zimmer-

mann 2018, S. 32 m.w.N. 
187  BVerfG, NJW 2004, 2073 (2077 f.). 
188  Saliger, NK-StGB, § 73d, Rn. 3; a.A. aber Gebauer, ZRP 2016, 101 (104), der mit Verweis 

auf die Rechtsprechung des BVerfG im Tatnachweis hinsichtlich der Anknüpfungstat ein 
Indiz für die illegale Herkunft des einzuziehenden Gegenstands sah. 

189  Vgl. ausführlich Saliger, NK-StGB, § 73d, Rn. 3 m.w.N.; zustimmend Rönnau/Begemeier, 
NZWiSt 2016, 2016 (262), die insoweit das Eingeständnis fordern, zuzugeben, dass die 
erweiterte Einziehung lediglich auf einem Wahrscheinlichkeitsurteil beruht. 
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indirekt zu einem wirtschaftlichen Vorteil führen kann (Anknüpfungstat), auf-

gefundene Gegenstände auch dann eingezogen werden können, wenn das 

Gericht aufgrund der Umstände des Falls zu der Überzeugung gelangt, dass 

die betreffenden Gegenstände aus Straftaten stammen. Art. 5 Abs. 2 RL 

2014/42/EU enthält einen Mindestkatalog an Anknüpfungstaten und nennt hier 

explizit bestimmte Straftatbestände wie Korruptionsdelikte oder Beteiligung an 

einer kriminellen Vereinigung, aber auch allgemein Straftaten, die im Höchst-

maß mit mindestens vier Jahren Freiheitsstrafe bedroht sind und zum allge-

meinen Anwendungskatalog des Art. 3 RL 2014/42/EU gehören, wie zum Bei-

spiel Geldfälschung, terroristische Straftaten oder Betäubungsmittelstraftaten. 

Die geforderten Anknüpfungstaten gehen über den bisherigen Katalog des 

§ 73d StGB a.F. hinaus, so dass hinsichtlich der erweiterten Einziehung jeden-

falls eine gewisse Ausweitung erforderlich ist. 

 

Bezüglich der Voraussetzungen verlangt Art. 5 Abs. 1 RL 2014/42/EU eine 

Überzeugungsbildung des Gerichts dahingehend, dass die betroffenen Ver-

mögensgegenstände aus einer Straftat stammen. Nach Erwägungsgrund 21 

ist hinsichtlich dieser Überzeugungsbildung ein sicherer Nachweis der delikti-

schen Herkunft nicht erforderlich, auch Wahrscheinlichkeitsaussagen würden 

grundsätzlich genügen. Teilweise wird deshalb vertreten, dass die (hohen) An-

forderungen des BGH und des BVerfG an § 73d Abs. 1 StGB a.F. nicht mehr 

haltbar sind.190 Nachdem aber der Gesetzestext des Art. 5 Abs. 1 RL 

2014/42/EU im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens von einer zunächst 

vorgesehenen (reinen) Wahrscheinlichkeitsaussage191 zu einer Überzeu-

gungsbildung verschärft wurde, ist davon auszugehen, dass die Beweisanfor-

derungen nicht abgesenkt wurden.192 Hierfür spricht auch, dass Erwägungs-

grund 21 von „Die Mitgliedstaaten können [Hervorh. d. Verf.] vorsehen, …“ 

spricht und somit nicht zwingend eine Aufweichung verlangt.193 Insoweit 

schreibt also die RL 2014/427EU keine Absenkung der Anforderungen des 

BGH und des BVerfG vor. 

                                            
190  So z.B. Kilchling 2014, S. 340. 
191  So noch der Vorschlag der Europäischen Kommission, vgl. KOM (2012) 85, S. 22. 
192  Vgl. Brodowski, ZIS 2013, 455 (467); ebenso Rönnau, FS Ostendorf, S. 707 (716); i.E. 

auch Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1017 f.). 
193  Vgl. Schumann, NZWiSt 2018, 441 (450). 
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3 Neue Regelung 

Ist eine rechtswidrige Tat begangen worden (Anknüpfungstat), ordnet das Ge-

richt gem. § 73a Abs. 1 StGB die Einziehung von Gegenständen des Täters 

oder Teilnehmers auch dann an, wenn diese Gegenstände durch andere 

rechtswidrige Taten oder für diese erlangt worden sind (Herkunftstat). Die er-

weiterte Einziehung ist damit nicht mehr auf bestimmte Delikte beschränkt, 

sondern anlässlich aller Straftaten anwendbar. Erfolgt (irgend-)eine Verurtei-

lung des Täters, sind auch die Gegenstände einzuziehen, die nicht durch diese 

verurteilte Anknüpfungstat, sondern durch andere rechtswidrige Taten erlangt 

worden sind. Voraussetzung ist, dass das Gericht von der deliktischen Her-

kunft überzeugt ist. Als anzuwendender Maßstab für diese richterliche Über-

zeugung soll ausweislich der Gesetzesbegründung derjenige dienen, der bei 

der Frage nach dem Tatnachweis anzulegen ist; dass die betreffende Her-

kunftstat im Einzelnen festgestellt wird, ist hingegen nicht erforderlich, ebenso 

sind mit Verweis auf die BGH-Rechtsprechung zum erweiterten Verfall auch 

keine überspannten Anforderungen zu stellen.194 Die erweiterte Einziehung ist 

wie bisher subsidiär zur Regeleinziehung des § 73 Abs. 1 StGB; solange wei-

tere Ermittlungen zur Herkunftstat angezeigt sind, ist eine erweiterte Einzie-

hung nicht möglich.195 

 

a Argumente für die Neuregelung 

Zunächst wird argumentiert, dass durch Art. 5 Abs. 2 RL 2014/42/EU durchaus 

eine Erweiterung der Anknüpfungstaten erforderlich sei, zum Beispiel ganz 

konkret hinsichtlich der Korruptionsdelikte.196 Art. 5 Abs. 2 lit. e RL 2014/42/EU 

beinhalte zudem auch Straftaten, die mit einer Freiheitsstrafe im Höchstmaß 

von mindestens vier Jahren bedroht sind; damit sei der Katalog durchaus weit-

gehend, wenn man bedenkt, dass davon auch der (einfache) Diebstahl gem. 

§ 242 Abs. 1 StGB und der (einfache) Betrug gem. § 263 Abs. 1 StGB umfasst 

sind.197 Deshalb und aufgrund der Tatsache, dass durch die RL 2014/42/EU 

keine Beschränkung auf Delikte der Organisierten Kriminalität besteht, sei es 

schon mit Blick auf die Normstabilität und Vermögensordnung der Einziehung 

                                            
194  BT-Drs. 18/9525, S. 66; vgl. auch Pelz, NZWiSt 2018, 251 (252) m.w.N. 
195  Mit deutlichen Worten BGH, BeckRS 2018, 7058; auch Pelz, NZWiSt 2018, 251, m.w.N. 
196  Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 7. 
197  Wohl diesbezüglich eher kritisch schon Brodowski, ZIS 2013, 455 (467). 
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nur folgerichtig, gar keine Vorgaben hinsichtlich der Anknüpfungstat zu ma-

chen.198 Eine derart gestaltete Ausweitung widerspricht auch nicht dem EU-

Recht, da Art. 5 Abs. 2 RL 2014/42/EU ausweislich des Erwägungsgrundes 22 

lediglich Mindestvorgaben aufstellt, die vom nationalen Gesetzgeber nicht un-

terschritten, aber grundsätzlich jederzeit überschritten werden dürfen. Zudem 

habe die höchstrichterliche Rechtsprechung die Begrenzung auf bestimmte 

Kriminalitätsbereiche beim erweiterten Verfall gem. § 73d StGB a.F. gar nicht 

gefordert, sondern den damals vorhandenen Anwendungsbereich lediglich ge-

billigt, indem es in der Begrenzung keinen Verstoß gegen den Gleichbehand-

lungsgrundsatz erachtete.199 Wenn aber wie bei der erweiterten Einziehung 

gem. § 73a StGB keine Begrenzung auf bestimmte Deliktsbereiche vorgenom-

men werde, kann erst recht kein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrund-

satz vorliegen. Zugunsten der Reform wird weiter argumentiert, dass mit der 

Anknüpfung an jede rechtswidrige Straftat eine Abschöpfungslücke geschlos-

sen werde, da die Prämisse, strafrechtswidrige Bereicherungen dürfen sich 

nicht lohnen, nicht nur bei bestimmten Katalogstraftaten gelten darf, sondern 

hinsichtlich aller Fälle gelten muss; zudem habe sich der bisherige Katalog 

nicht bewährt, es zeigten sich immer wieder Wertungswidersprüche, die in 

mehrfachen Erweiterungen mündeten.200 Die Ausweitung liege damit, selbst 

wenn man der Begründung hinsichtlich Normstabilität und Vermögensordnung 

nicht folgen sollte, zumindest innerhalb des dem Gesetzgeber zustehenden 

Gestaltungsspielraumes.201 

 

Indem zuletzt die Voraussetzung „wenn die Umstände die Annahme rechtfer-

tigen“ des § 73d Abs. 1 StGB a.F. in den neuen § 73a Abs. 1 StGB nicht über-

nommen wurde, sei nunmehr die (volle) Überzeugung des Gerichts erforder-

lich.202 Damit fänden in der Neuregelung die Maßstäbe, die das Bundesver-

fassungsgericht als Mindestanforderung aufgestellt hat, Eingang in das Ge-

setz.203 

                                            
198  Vgl. BT-Drs. 18/9525, S. 65. 
199  Vgl. Korte, wistra 2018, 1 (6); zustimmend Pelz, NZWiSt 2018, 251 (254). 
200  Vgl. Gericke, Stellungnahme, S. 8; i.E. zustimmend Holznagel, Stellungnahme, S. 12. 
201  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 17. 
202  BT-Drs. 18/9525, S. 65 f. 
203  So Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (132); Gebauer, ZRP 2016, 101 (102); ebenso Hunsicker, 

Kriminalistik 11/2018, 670 (672). 
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b Argumente gegen die Neuregelung 

Gegen die Reform der erweiterten Einziehung wird zunächst angeführt, dass 

nicht ersichtlich sei, warum die Regelung nicht in die Grundnorm der Abschöp-

fung (also in § 73 StGB) aufgenommen wurde, wenn § 73a StGB nun auf alle 

Straftaten anwendbar und nicht mehr auf das Vorliegen bestimmter Delikte 

beschränkt ist,204 damit in jedem Strafurteil angeordnet und zum Normalfall der 

Vermögensabschöpfung werden könne.205 Es sei auch zu erwarten, dass die 

Strafverfolgungsbehörden bei der Sicherstellung von Gegenständen keine Zu-

rückhaltung mehr walten lassen und das Instrument der erweiterten Einzie-

hung damit zunehmend Anwendung finden werde.206 Die Möglichkeit der er-

weiterten Einziehung dürfe keinesfalls dazu führen, dass der Betroffene einer 

jeden (strafprozessualen) Durchsuchung anlasslos gezwungen sei, einen Ei-

gentumsnachweis über sämtliche wertigen Gegenstände zu führen; eine ent-

sprechende strafprozessuale Prüfung müsse auf konkrete, tatsachengestützte 

Zweifel und nicht auf vage Anfangsverdachtsmomente gestützt werden.207 

Auch dürfe nicht übersehen werden, dass eine derartige Ausdehnung auf alle 

Straftaten zu einer erheblichen Mehrbelastung der Justiz führen wird; denn 

stellen die Strafverfolgungsbehörden Gegenstände sicher, muss das Gericht 

aufgrund der Amtsaufklärungspflicht und des verpflichtenden Charakters („so 

ordnet das Gericht die Einziehung an“, § 73a Abs. 1 StGB) der erweiterten 

Einziehung auch umfassende Ermittlungen zur Herkunft der Gegenstände vor-

nehmen.208 

 

Es sei richtig, dass Art. 5 RL 2014/42/EU eine gewisse Ausdehnung des An-

wendungsbereichs der erweiterten Einziehung erfordere, nämlich auf alle De-

likte, welche direkt oder indirekt zu einem wirtschaftlichen Vorteil führen könn-

ten und vom Katalog des Art. 5 Abs. 2 RL 2014/42/EU umfasst sind. Wenn die 

Gesetzesbegründung aber die Annahme aufstellt, das EU-Recht gebiete die 

                                            
204  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (102). 
205  So Rönnau/Begemeier, NZWiSt 2016, 260 (262). 
206  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598) m.w.N.; auch Strafverteidigervereinigungen, Stel-

lungnahme, S. 10; a.A. Rettke, Die Kriminalpolizei 6/2018, 13 (15), der befürchtet, dass 
insbesondere die erweiterte Wertersatzeinziehung in der Praxis leicht übersehen werden. 

207  Vgl. WisteV, Stellungnahme, S. 17; auch Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, 
S. 8, mit zwei eindrücklichen Beispielen; ähnlich Meyer, NZWiSt 2018, 246 (250). 

208  Vgl. Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 10; zustimmend Meißner, Stellung-
nahme, S. 15. 
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Aufnahme von zum Beispiel dem einfachen Diebstahl gem. § 242 StGB in den 

Katalog der Anknüpfungstaten,209 werde übersehen, dass der einfache Dieb-

stahl nur insoweit tangiert ist, als dass die Richtlinie auf den Rahmenbeschluss 

des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (2002/475/JI) ver-

weist; Diebstähle ohne Terrorismushintergrund sind mithin gar nicht erfasst.210 

Das EU-Recht sehe also gerade keine Erweiterung der Anknüpfungstaten auf 

alle in Art. 5 Abs. 2 RL 2014/42/EU genannten Delikte vor und schon gar nicht 

eine Ausweitung auf sämtliche Straftaten.211 Die Gesetzesbegründung bleibe 

zudem auch eine konkrete Erklärung schuldig, warum aufgrund der EU-Vor-

gaben die erweiterte Einziehung beispielsweise auch bei der Körperverletzung 

eingeführt werden muss. Im Übrigen ermögliche Erwägungsgrund 20 der 

Richtlinie den Mitgliedstaaten bei der Umsetzung die Berücksichtigung der Be-

gehungsweise und damit zum Beispiel auch eine Beschränkung auf banden-

mäßige oder gewerbsmäßige Straftaten; auch hierzu äußert sich die Geset-

zesbegründung nicht.212 

 

Das Argument des Gesetzgebers, dass nunmehr alle Straftaten als Anknüp-

fungstaten für die erweiterte Einziehung in Betracht kommen müssen, weil die 

durch die EU-Richtlinie vorgegebenen Straftaten nicht mehr sämtlich in Zu-

sammenhang mit der Organisierten Kriminalität stehen und damit eine Syste-

matik wie in § 73d StGB a.F. nicht mehr aufrechterhalten werden kann, über-

zeuge nicht.213 Man könne keine pauschale generalpräventive Abschreckung 

annehmen und damit die mittelbare Beweisführung rechtfertigen, ohne bei den 

Anknüpfungstaten nach deren Indizwirkung für zukünftige Gefährlichkeit zu 

differenzieren.214 Auch lasse sich der die vorherige Beschränkung auf den Be-

reich der Organisierten Kriminalität tragende Gedanke einer wiederholten und 

                                            
209  BT-Drs. 18/9525, S. 65. 
210  Vgl. Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 6 f. mit weiteren Beispielen. 
211  Vgl. Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 9; zustimmend Köllner/Mück, NZI 

2017, 593 (598); auch Trüg, NJW 2017, 1913 (1915); Rönnau/Begemeier, NZWiSt 2016, 
260 (263), mahnen eine sorgfältige Analyse des tatsächlichen Umsetzungsbedarfs vor 
dem Hintergrund der Charta der Grundrechte der EU an und bezweifeln insoweit sogar 
die Europarechtskonformität der Richtlinie.  

212  Vgl. DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 13; auch Meißner, Stellungnahme, S. 16 f. 
213  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 4. 
214  Vgl. bezüglich der insoweit vergleichbaren österreichischen Rechtslage in § 20b öStGB 

Schumann, NZWiSt 2018, 441 (451); diesbezüglich schon zum erweiterten Verfall kritisch 
Julius, ZStW 109 (1997), 58 (100). 
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gewerbsmäßigen Tatbegehung nicht pauschal auf alle Delikte übertragen.215 

Damit sei es unverhältnismäßig, die ursprüngliche Intention, mit der erweiter-

ten Einziehung die mit den Anknüpfungstaten verbundenen Beweisschwierig-

keiten zu umgehen, ohne Begründung auf alle Delikte umzulegen.216 Das le-

gitime Ziel der Reform, Straftätern keinen Anreiz zur Begehung profitorientier-

ter Straftaten zu geben, könne zudem auch weiterhin mit einer Beschränkung 

der erweiterten Einziehung auf den Bereich der Organisierten Kriminalität er-

reicht werden, weil gerade in diesem Bereich das Profitstreben im Vordergrund 

stehe.217 Interessant sei zudem auch die Wandlung des Gesetzgebers: Wäh-

rend er noch bei Einführung des erweiterten Verfalls im Jahr 1992 eine pau-

schale Anwendung auf alle Delikte und damit die weitgehende Pflicht des Be-

schuldigten, zur Vermeidung der Abschöpfung den legalen Erwerb seines ge-

samten Vermögens nachzuweisen, mit Verweis auf die Verfassungswidrigkeit 

abgelehnt habe,218 sei hiervon heute keine Rede mehr; eine Begründung hier-

für finde sich indes nicht. Mit einer Ausdehnung der erweiterten Einziehung 

gehe des Weiteren auch eine Ausweitung des Kreises der potentieller (und 

regelmäßig unbekannte) Tatverletzter und damit eine Beeinträchtigung deren 

Ansprüche einher.219 

 

Zuletzt wird kritisiert, dass der BGH zum damaligen erweiterten Verfall gefor-

dert habe, den Nachweis der Anknüpfungstat in die Überzeugungsbildung ein-

zubeziehen; wenn man dies auch für die erweiterte Einziehung zugrunde lege, 

sei bereits fraglich, was nicht-profitorientierte Delikte, zum Beispiel Körperver-

letzungsdelikte, zu der Überzeugungsbildung des Gerichts beitragen sollen, 

noch dazu, wenn sie außerhalb von profitorientierten Kriminalitätsbereichen 

wie der Organisierten Kriminalität begangen werden; die mittelbare Beweis-

führung habe damit gar keinen Anknüpfungspunkt mehr, was die Gefahr 

berge, dass die deliktische Herkunft schlicht vermutet wird.220 

                                            
215  So Löffelmann, Recht+Politik 6/2016, S. 3. 
216  So Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1019). 
217  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 14 f., der insoweit im Rahmen der Verhältnismäßigkeits-

prüfung hinsichtlich des Grundrechtseingriffes die Erforderlichkeit ablehnt. 
218  Vgl. BT-Drs. 12/989, S. 23. 
219  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1021 f.). 
220  Ausführlich Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1019 ff.); a.A. Meyer, NZWiSt 2018, 246 (250), 

der (hinsichtlich § 76a Abs. 4 StGB, aber übertragbar) eine überzeugungserhärtende Ver-
bindung zwischen Anknüpfungstat/-verfahren und Herkunftstat stets verneint. 
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4 Stellungnahme 

Die erweiterte Einziehung ist sehr kritisch zu beurteilen. Zunächst ist zuzuge-

stehen, dass die RL 2014/427EU eine gewisse Ausdehnung des Anwen-

dungsbereichs des § 73a StGB im Vergleich zum erweiterten Verfall erfordert 

(hierzu sogleich). Die Übernahme der von der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung zum erweiterten Verfall entwickelten Grundsätze zur Überzeugungsbil-

dung ist des Weiteren grundsätzlich zu begrüßen. Indem nicht der Beweis-

standard durch Senkung der Anforderungen an die richterliche Überzeugung 

geändert wird, sondern die Anknüpfungsstraftaten erweitert werden, erreicht 

der Gesetzgeber sein Ziel, (eventuell bestehende) Abschöpfungslücken zu 

schließen, zumindest schonender (im Vergleich zur Absenkung der Beweis-

standards). Allerdings ist hier bereits fraglich, ob damit wirklich eine Erhöhung 

der Vermögensabschöpfung einhergeht und die (schon jetzt überlastete) Jus-

tiz auch tatsächlich von den Möglichkeiten in dem befürchteten weitgehenden 

Umfang Gebrauch machen wird. Eine Verfahrensvereinfachung dürfte jeden-

falls nicht erreicht werden, da weiterhin umfangreiche Ermittlungen notwendig 

sein dürften, um zur richterlichen Überzeugung der deliktischen Herkunft zu 

gelangen. Auch wurde auf die Kritik gegen § 73d StGB nicht eingegangen, die 

Gefahr des alleinigen Ausschlusses legaler Quellen sowie der befürchteten 

reinen BGH-konformen Darstellung im Urteil besteht nach wie vor. 

 

Doch auch wenn die Ausweitung der Anknüpfungstaten gegenüber einer Ab-

senkung des Beweisstandards schonender sein mag, ist diese äußerst kritisch 

zu beurteilen. Zunächst verfängt der Vorwurf, dadurch würden Rechte der po-

tentiellen Tatverletzten eingeschränkt, nicht. Wird der Tatverletzte bekannt, 

steht ihm ein Entschädigungsanspruch gem. § 459h Abs.1 StPO zu; bleibt der 

Tatverletzte unbekannt, was bei der erweiterten Einziehung der Regelfall sein 

dürfte, stellt dies keinen Grund dar, den Gegenstand beim Täter zu belassen; 

denn dadurch wird das Recht des Tatverletzten mindestens genauso einge-

schränkt. Schon aber die Schlussfolgerung des Gesetzgebers, dass die auf-

grund der EU-Vorgaben nicht mehr haltbare Beschränkung auf typische De-

likte der Organisierten Kriminalität dazu führe, dass eine Ausweitung auf alle 

Delikte vorgenommen werden muss, ist nicht nachvollziehbar. Man hätte ge-

nauso nur die geforderten Delikte aufnehmen oder (dem Wortlaut des Art. 5 
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Abs. 1 RL 2014/42/EU folgend) eine Beschränkung auf Eigentums- und Ver-

mögensdelikte vornehmen können. Es mag auch sein, dass das BVerfG keine 

Einschränkung auf bestimmte Kriminalitätsbereiche gefordert hat, gleichwohl 

könnte eine solche aber erforderlich sein. Die mittelbare Beweisführung stellt 

eine Beweiserleichterung dar, für die es einer besonderen Legitimation bedarf. 

Eine solche bestand beim erweiterten Verfall gem. § 73d StGB a.F. darin, den 

Anwendungsbereich auf den Bereich der Organisierten Kriminalität zu be-

schränken; eine solche kann bei der Umsetzung der RL 2014/42/EU darin be-

stehen, den Anwendungsbereich auf Eigentums- und Vermögensdelikte zu 

beschränken. In beiden Fällen legitimiert sich die mittelbare Beweisführung 

dadurch, dass aufgrund der nachgewiesenen Anknüpfungstat von einer wie-

derholten Tatbegehung und einer Profitorientierung auszugehen, was als An-

knüpfungspunkt für die mittelbare Beweisführung dienen und damit einen Bei-

trag zur Überzeugungsbildung leisten kann. Man kann sich zwar fragen, wa-

rum der Täter einer Körperverletzung, bei dem im Rahmen des Ermittlungs-

verfahrens 20.000,- € Bargeld aufgefunden wurden, besser gestellt werden 

sollte als der Täter eines Raubes, bei dem ebenfalls Bargeld aufgefunden 

wurde. Aber im Gegensatz zum Raub bietet die Körperverletzung (genauso 

wie alle anderen Straftaten außerhalb der Eigentums- und Vermögensdelikte 

und der Straftaten, die man der Organisierten Kriminalität zurechnet) schon 

keinerlei Grundlage für die Annahme, dass die 20.000,- € Bargeld deliktischer 

Herkunft sind. Damit fehlt es schlicht an der Legitimation, anlässlich einer Kör-

perverletzung eine erweiterte Einziehung vornehmen zu dürfen.  

 

Nicht übersehen werden darf auch, dass durch die Ausdehnung der erweiter-

ten Einziehung auf alle Straftaten die einfache Einziehung überflüssig zu wer-

den droht. Der alleinige Unterschied in den Voraussetzungen besteht darin, 

dass bei § 73 StGB nach den allgemeinen Prozessregeln ein Zusammenhang 

zwischen der angeklagten Tat und dem einzuziehenden Gegenstand herge-

stellt werden muss, während bei § 73a StGB die richterliche Überzeugung da-

hingehend ausreicht, dass der Gegenstand aus irgendeiner rechtswidrigen Tat 

herrührt. Eine Einziehung ist somit möglich, wenn das erlangte Etwas nach-

weisbar aus der angeklagten Tat stammt, § 73 StGB; ist dieser Nachweis nicht 

möglich, genügt eine richterliche Überzeugung, dass das erlangte Etwas aus 
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irgendeiner rechtswidrigen Tat herrührt, § 73a StGB. Damit wird § 73 StGB 

obsolet, denn es besteht außer bloßer Subsidiaritätserwägungen schlicht 

keine Notwendigkeit, diesen Zusammenhang nachzuweisen, weil auch ohne 

diesen der Gegenstand eingezogen werden kann, solange nur die richterliche 

Überzeugung irgendeiner deliktischen Herkunft vorliegt. Die erweiterte Einzie-

hung gem. § 73a StGB über die notwendige Umsetzung der RL 2014/42/EU 

hinaus ist damit abzulehnen. 

 

V Zwischenresümee 

Das Ergebnis der Analyse der vier Kernpunkte der Reform fällt uneinheitlich 

aus. Der Versuch, mit der Neugestaltung des Brutto-Prinzips Klarheit zu schaf-

fen, was konkret abgeschöpft werden muss, ist in großen Teilen als geschei-

tert zu bewerten. Eine einheitliche Rechtsprechung ist schon deshalb nicht zu 

erwarten, weil die Bestimmung des konkret Erlangten nach wie vor unklar ist; 

der vom Gesetzgeber vorgeschlagene Weg führt zudem zu Widersprüchlich-

keiten. Die Ausdehnung der erweiterten Einziehung auf alle Delikte führt zu 

einem Legitimationsverlust und muss daher als verfehlt angesehen werden, 

wenngleich allein hier ein gewisser Umsetzungsbedarf der RL 2014/42/EU ge-

genüber dem alten Recht vorhanden war. Die Kritik gegen die Neuregelung 

der vorläufigen Sicherungsmaßnahmen verfängt im Ergebnis nicht; die be-

rechtigt einhergehende Erwartung, dass die Zahl der vorläufigen Sicherungen 

steigen wird, dürfte indes weniger auf die konkreten Änderungen zurückzufüh-

ren sein als vielmehr auf die Tatsache, dass die Neuregelung (im Grunde 

durch die gesamte Reform) zu einer vermehrten Beschäftigung der Strafver-

folgungsbehörden mit der Thematik Vermögensabschöpfung geführt hat. Ein-

zig der Wegfall der Rückgewinnungshilfe und die Implementierung eines Ent-

schädigungsverfahrens sind nahezu uneingeschränkt zu begrüßen, schon 

weil dadurch (lange überfällig) das zu Recht kritisierte sog. Windhundprinzip 

zugunsten eines gerechten und für den Verletzten regelmäßig einfacheren 

Entschädigungsverfahren abgelöst wurde. Die mit dieser nahezu gänzlichen 

Neugestaltung einhergehenden anfänglichen Schwierigkeiten sind angesichts 

der positiven Effekte hinzunehmen; insoweit ist insbesondere die Justiz gefor-

dert, sich schnellstmöglich umzustellen. 
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C Selbständige, verurteilungsunabhängige Einziehung 

Die Systematik der deutschen Vermögensabschöpfung setzt für eine Einzie-

hung regelmäßig eine Verurteilung voraus; bei der einfachen Einziehung (des 

Wertersatzes) gem. §§ 73, 73c StGB ist die Herkunftstat und bei der erweiter-

ten Einziehung gem. § 73a StGB zumindest die Anknüpfungstat nachzuwei-

sen. Die neue (oder zumindest aus bekannten Versatzstücken geschaffene)221 

Möglichkeit des § 76a Abs. 4 StGB, verurteilungsunabhängig Vermögens-

werte unklarer Herkunft einzuziehen, erfordert hingegen weder den Nachweis 

der Anknüpfungstat noch den der konkreten Herkunftstat;222 im angelsächsi-

schen Raum hat sich hierfür der Begriff „non-conviction-based confiscation“ 

geprägt.223 Die Neuheit dieses Instrumentes gibt zugleich einen willkommenen 

Anlass für eine nähere Befassung, nicht zuletzt deshalb, weil die Norm schon 

im Gesetzgebungsverfahren Gegenstand erheblicher Kritik geworden ist. 

 

I Reformerwägungen 

1 Kritik an fehlender Regelung 

Der Gesetzgeber sah in den Bereichen des Terrorismus und der Organisierten 

Kriminalität eine Abschöpfungslücke für Vermögen unklarer Herkunft, die es 

zu schließen gelte; solange keine konkrete Straftat nachgewiesen werden 

könne, müsse zum Beispiel bei einer Polizeikontrolle sichergestelltes Bargeld 

zurückgegeben werden, auch wenn kein vernünftiger Zweifel an der delikti-

schen Herkunft bestehe.224  Ferner wurde zum Teil gerade im internationalen 

Kontext die Ineffektivität des deutschen Rechts bezüglich des Umgangs mit 

Vermögen unklarer Herkunft kritisiert.225 Viele Rechtsordnungen sowohl inner- 

als auch außerhalb der Europäischen Union beinhalten demgegenüber eine 

Regelung zur Abschöpfung von Vermögen unklarer Herkunft unabhängig von 

einer Verurteilung, zum Beispiel Italien mit der misure di prevenzione oder die 

USA mit der non-conviction-based confiscation.226  

                                            
221  So Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (180), die insoweit die Begriffe „Xenomor-

phes“ bzw. „erweiterte selbständige Einziehung“ gewählt haben. 
222  Vgl. allgemein Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1022). 
223  Vgl. Höft, HRRS 2018, 196; ebenso Heger, Stellungnahme, S. 6. 
224  BT-Drs. 18/9525, S. 48, 58. 
225  Vgl. Meyer, StV 2017, 343. 
226  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (998) m.w.N.; auch Meyer, StV 2017, 343 (344), der 

jedoch (richtigerweise) anerkennt, dass diese Rechtsinstitute unterschiedlichen Grund-
konzeptionen folgen und damit nur begrenzt vergleichbar sind. 
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2 Vorgaben aus der RL 2014/42/EU 

Art. 4 Abs. 2 RL 2014/42/EU sieht vor, dass durch die nationalen Gesetzgeber 

Maßnahmen getroffen werden, um die Einziehung auch dann zu ermöglichen, 

wenn die verdächtige oder beschuldigte Person nicht verurteilt werden kann 

(zum Beispiel wegen Krankheit oder Flucht). Voraussetzung ist aber, dass 

eine Verurteilung hätte vorgenommen werden können, sofern die Person vor 

Gericht erschienen wäre. Damit ist nicht gefordert, dass Gegenstände einge-

zogen werden können, die nicht nachweislich aus einer Straftat stammen.227 

Die Aufnahme einer grundsätzlich verurteilungsunabhängigen Einziehung (als 

Verfahren gegen die Sache) in die RL 2014/42/EU wurde intensiv diskutiert 

und im Ergebnis abgelehnt.228 Insbesondere führte die Tatsache, dass dieses 

Rechtsinstrument in anderen europäischen Staaten existiert, nicht zur Auf-

nahme in die RL 2014/42/EU.229 Die Regelung des § 76a Abs. 4 geht damit 

über die Vorgaben der EU-Richtlinie hinaus. 

 

II Neue Regelungslage 

Voraussetzung für eine Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB ist zunächst ein 

Verfahren aufgrund des Verdachts eines der in § 76a Abs. 4 S. 3 StGB ge-

nannten Delikte; ausweislich der Gesetzesbegründung soll es sich um klassi-

sche Delikte des Terrorismus sowie der Organisierten Kriminalität handeln.230 

Ein rein auf die Einziehung abzielendes Vorgehen ist damit auch bei § 76a 

Abs. 4 StGB nicht möglich, gefordert wird stets ein Anknüpfungsverfahren.231 

In diesem Verfahren muss der einzuziehende, aus einer rechtswidrigen Tat 

stammende Gegenstand sichergestellt werden. Ein konkreter Tatnachweis 

braucht nicht vorliegen, vielmehr ist es erforderlich, aber auch ausreichend, 

dass nach richterlicher Überzeugung der Gegenstand aus irgendeiner Straftat 

herrührt. Hierfür stellt der ebenfalls neue § 437 StPO Kriterien auf, auf welche 

das Gericht seine Überzeugung stützen kann, zum Beispiel auf das grobe 

Missverhältnis zwischen dem Wert des Gegenstandes und den rechtmäßigen 

Einkünften des Betroffenen, das Ergebnis der Ermittlungen im Rahmen des 

                                            
227  Vgl. Höft, HRRS 2016, 196 (198) m.w.N.; Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1023). 
228  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 18. 
229  Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 14 f. 
230  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
231  So Pelz, NZWiSt 2018, 251 (253). 
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Anknüpfungsverfahren oder die Umstände, unter denen der Gegenstand auf-

gefunden wurde. Überspannte Anforderungen an diese richterliche Überzeu-

gung sind (zumindest nach dem Willen des Gesetzgebers) nicht gefordert.232 

Die konkrete Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB findet im sogenannten ob-

jektiven Verfahren (auch: Verfahren gegen eine Sache) statt; das bedeutet 

auch, dass in dem Anknüpfungsverfahren aufgrund der Katalogstraftat keine 

Verurteilung erfolgt ist (ansonsten kämen allein §§ 73, 73a StGB in Betracht). 

Zudem darf auch kein nachträgliches objektives Verfahren nach § 76a Abs. 1 

– 3 StGB durchgeführt werden; insofern ist § 76a Abs. 4 StGB vollständig sub-

sidiär.233 Die nach dem Wortlaut als Soll-Vorschrift ausgestellte Einziehung 

gem. § 76a Abs. 4 StGB ist zwar keine zwingend anzuordnende Maßnahme, 

steht aber auch nicht im freien Ermessen des Gerichts und ist regelmäßig an-

zuordnen, wenn die Voraussetzungen vorliegen.234 Für die selbständige Ein-

ziehung gilt gem. § 76b StGB eine eigenständige Verjährungsfrist von 30 Jah-

ren, beginnend mit der Beendigung der (unbekannten) Herkunftstat. Durch die 

Einziehung geht das Eigentum auf den Staat über, § 76a Abs. 4 S. 2 StGB. 

 

Die selbständige, verurteilungsunabhängige Einziehung des § 76a Abs. 4 

StGB hat Vermögen unklarer Herkunft im Blick, wenn der Vermögensinhaber 

eindeutig in kriminelle Aktivitäten verstrickt ist (ihm aber keine konkrete Tat 

nachgewiesen werden kann) oder auch Fälle mit unbekannten Tätern, wenn 

das Vermögen unter inkriminierten Umständen aufgefunden wird.235 

 

III Argumente für die Neuregelung 

Für eine Befürwortung von Maßnahmen im Sinne von § 76a Abs. 4 StGB wer-

den insbesondere kriminalpolitische Erwägungen herangezogen. Mit § 76a 

Abs. 4 StGB werde ein wichtiges Instrument geschaffen, um für Fälle, in denen 

die Strafverfolgung (aus den verschiedensten Gründen) scheitert, trotzdem die 

mit der Einziehung verfolgten gesellschaftlichen Ziele (Entzug des Anreizes 

für den Täter sowie der Basis für weitere Straftaten, Stärkung des Vertrauens 

                                            
232  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
233  Meyer, NZWiSt 2018, 246 (247); Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (50); a.A. Weber, BtMG-

Kommentar, § 33, Rn. 460, mit Verweis auf die spezielleren Tatbestandsmerkmale. 
234  Vgl. Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (180) m.w.N. zur Eigenschaft von Soll-Vor-

schriften. 
235  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (344); zur Intention des Gesetzgebers BT-Drs. 18/9525, S. 48. 
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in die Rechtsordnung etc.) noch zu erreichen.236 Die Reform insgesamt, aber 

insbesondere der neue § 76a Abs. 4 StGB, sei aufgrund des wohl vorherr-

schenden Desinteresses für die Vermögensabschöpfung eine lange überfäl-

lige Prioritätensetzung, um der (verkannten, aber tatsächlich überaus schädli-

chen) Durchdringung der Legalwirtschaft mit kriminellem Vermögen adäquat 

begegnen zu können.237 Es gehe in der Sache auch nicht um Vermögen „un-

klarer Herkunft“, sondern vielmehr um Vermögen, welches nach kriminalisti-

scher Erfahrung (und im Übrigen nach richterlicher Überzeugung) eindeutig 

aus deliktischer Herkunft stammt und dessen Zurschaustellung das staatliche 

Gewaltmonopol und die Unverbrüchlichkeit der Rechtsordnung in nicht hin-

nehmbarer Art und Weise in Frage stellt.238 

 

Gerade im Bereich der Organisierten Kriminalität und des Terrorismus werden 

deliktisch erlangte Vermögensgegenstände in die Begehung neuer Straftaten 

investiert, so dass insbesondere hier eine effektive Vermögensabschöpfung, 

die auch mit § 76a Abs. 4 StGB erreicht wird, erforderlich sei.239 Verstärkt 

werde diese besondere Notwendigkeit dadurch, dass im Bereich der Organi-

sierten Kriminalität (insbesondere in Gestalt der organisierten Wirtschaftskri-

minalität) noch am ehesten eine Kosten-Nutzen-Abwägung stattfindet und da-

mit die Vermögensabschöpfung wegen der Erhöhung der Kosten  für den Tä-

ter (im Sinne von Risiko einer Einziehung) erfolgreich sein kann.240  

 

Die angeführten kriminalpolitischen Erwägungen sind grundsätzlich nachvoll-

ziehbar, auch wenn Zweifel bleiben, ob angesichts unzureichender wissen-

schaftlicher Durchdringung zum Beispiel die angeführten kriminologischen Er-

wägungen zur verstärkten Kosten-Nutzen-Abwägung bei allen Straftaten des 

§ 76a Abs. 4 S. 3 StGB tatsächlich haltbar sind. Fest steht indes, dass auch 

bei unterstellter Erforderlichkeit die Maßnahme rechtsstaatlichen Grundsätzen 

entsprechen muss, was in vielerlei Aspekten bezweifelt wird. 

                                            
236  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (345). 
237  So Meyer, StV 2017, 343; zustimmend Schumann, NZWiSt 2018, 441. 
238  Vgl. Meyer, NZWiSt 2018, 246, der insoweit die Begrifflichkeit „Vermögen unklarer Her-

kunft“ weder für sachgerecht noch für hilfreich hält. 
239  Vgl. Gericke, Stellungnahme, S. 8; auch Julius, ZStW 109 (1997), 58 (96) m.w.N. 
240  Vgl. schon Kaiser, FS Tröndle, S. 685 (701); verhalten formulierend auch Meyer, ZStW 

127 (2015), 241 (244, Fn. 15). 
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IV Kritik an der Neuregelung 

§ 76a Abs. 4 StGB ist (wie bereits erwähnt) schon während des Gesetzge-

bungsverfahrens Gegenstand zum Teil erheblicher Kritik geworden; im Fol-

genden wird ausgewählten Problemstellungen nachgegangen. 

 

1 Verortung im Strafrecht 

Ein erster Kritikpunkt betrifft schon die Verortung des § 76a Abs. 4 StGB. Ge-

gen eine Verortung im Strafrecht und für eine Verortung im Zivilrecht wird an-

geführt, dass das soziale Stigma, welches - auch wenn es sich formell um ein 

Verfahren gegen die Sache handelt – allein schon aufgrund der Eigenschaft 

als strafprozessuale Maßnahme (und zumal von einem Strafrichter verhängt) 

durch § 76a Abs. 4 StGB erzeugt wird, vermieden werden könnte; ebenso 

könnten problemlos die zivilprozessrechtlichen Beweiserleichterungen An-

wendung finden (hierzu sogleich unter C V 5).241 Nachdem kein Nachweis über 

die begangene rechtswidrige Tat notwendig sei und damit der Beweis zu Un-

gunsten des Täters erleichtert werde, verschiebe man das Instrument des 

§ 76a Abs. 4 StGB in die Nähe der präventiven Gefahrenabwehr, was zwar 

prinzipiell (aber wohl nur modifiziert) denkbar, aber dann in der StPO deplat-

ziert und im Polizeirecht zu verorten wäre.242 Offen bleibe zudem, in welchem 

Verhältnis § 76a Abs. 4 StGB nun zu den präventiven Abschöpfungsmöglich-

keiten der Landespolizeigesetze, zum Beispiel § 34 Abs. 1 PolG BW, § 28 Abs. 

1 SächsPolG, stehe.243 

 

Für eine Verortung im Strafrecht wird angeführt, dass auf diesem Weg die Be-

fassung der Staatsanwaltschaft und die Entscheidungszuständigkeit eines 

Strafgerichtes gewährleistet würden, die allein schon aufgrund der Zuständig-

keit für die übrigen Einziehungsvorschriften am ehesten die entsprechenden 

Kompetenzen aufweisen dürften. Zudem sei so auch ein unkomplizierter 

Wechsel zwischen den verschiedenen Einziehungsarten möglich, der Beweis-

transfer zwischen Straf- und Einziehungsverfahren gestalte sich unproblema-

tisch und im Falle des Auslandsbezuges werde der notwendige Zugriff auf den 

                                            
241  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (345). 
242  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (104); auch Trüg, NJW 2017, 1913 (1916). 
243  Zu den weiteren Einziehungsmöglichkeiten der Landespolizeigesetze vgl. Hunsicker, Kri-

minalistik 2018, 670 (674). 
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strafrechtlichen Rechtshilfeweg eröffnet.244 Die mit der Verortung im Strafrecht 

aufgeworfenen verfassungs- und verfahrensrechtliche Fragen seien hinzuneh-

men, wolle man der Justiz nicht von vornherein jede innovative Problemlö-

sungskompetenz nehmen.245 Zuletzt sei dies eine bewusste Entscheidung des 

Gesetzgebers und folge dem rechtskulturell vertrauten Weg; die Schaffung ei-

nes eigenen Instrumentes mit eigenen Zuständigkeits- und Verfahrensvor-

schriften sei –  anders als bei vielen der Vorlagen inner- und außerhalb der EU 

– ausdrücklich unterblieben.246 

 

Die Kritik gegen die Verortung verfängt nicht. Der Gesetzgeber hat die Einzie-

hungsvorschrift bewusst im Strafrecht und nicht im Zivilrecht implementiert; die 

Notwendigkeit einer Abgrenzung zu Maßnahmen des Polizeirechts ist eine 

(hinnehmbare) Folge, begründet aber nicht die Fehlerhaftigkeit der Verortung. 

Daraus folgt aber auch, dass zum einen die daraus erwachsenen Konsequen-

zen (wie das angeführte soziale Stigma) bei der Anwendung der Maßnahme 

Berücksichtigung finden müssen und dass sich zum anderen – und hierauf 

wird insbesondere im Hinblick auf die angesprochenen Beweiserleichterungen 

des Zivilrechts noch zurückzukommen sein – die Vorschrift an grundsätzlichen 

strafprozessualen Prinzipien messen lassen muss. 

 

2 Katalog des § 76a Abs. 4 StGB 

Ein weiterer Kritikpunkt wird gegen den Anwendungsbereich des § 76a Abs. 4 

StGB vorgebracht. Ausweislich der Gesetzesbegründung handelt es sich bei 

den Delikten des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB, die als Anknüpfung in Betracht kom-

men, ausschließlich um schwere Straftaten aus dem Bereich Terrorismus oder 

der Organisierten Kriminalität.247 Für diese Beschränkung wird vor allem an-

geführt, dass es Ausdruck der Verhältnismäßigkeit sei, ein derart weitreichen-

des Instrument nur gegen als besonders gefährlich erachtete Kriminalitätsbe-

reiche einzusetzen. Gleichzeitig seien insbesondere diese Kriminalitätsberei-

che zum einen für die Strafverfolgungsbehörden besonders schwer zu durch-

dringen und zum anderen stünden gerade hier oftmals große Vermögenswerte 

                                            
244  Vgl. Meyer, ZStW 127 (2015), 241 (245 f.). 
245  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (344); ders., NZWiSt 2018, 246 (247). 
246  So Meyer, StV 2017, 343 (344). 
247  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
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unklarer Herkunft im Raum; zudem sei das Instrument vor allem in diesen Kri-

minalitätsbereichen international bereits weitgehend anerkannt.248 Indem der 

Gesetzgeber den Anwendungsbereich auf diese speziellen Kriminalitätsberei-

che beschränke, könne das Ergebnis der Ermittlungen zur Anknüpfungstat 

auch – im Gegensatz zur entgrenzten erweiterten Einziehung (siehe oben un-

ter C IV 4) – als Anknüpfungspunkt und damit als ausreichende Legitimation 

für die mittelbare Beweisführung dienen.249 Der Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 

StGB sei zuletzt auch nicht zu weit, sondern im Gegenteil zu eng und zum 

Beispiel hinsichtlich der Korruptionsdelikte zu erweitern, da diese vielfach im 

Zusammenhang mit Terrorismus und Organisierter Kriminalität stehen.250 

 

Gegen den Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB wird angeführt, dass schon 

fraglich sei, ob wirklich alle Delikte des Kataloges, zum Beispiel die genannten 

Verstöße gegen das Waffenrecht oder das gewerbsmäßige Handeln mit Be-

täubungsmitteln, den Schluss zulassen, dass die Täter der Organisierten Kri-

minalität zuzurechnen sind.251 Auch die ebenfalls beinhaltete (zugegeben nur 

bandenmäßige) Steuerhinterziehung sei nicht zwingend der Organisierten Kri-

minalität zuzuschreiben.252 Dass der Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB auch 

die Geldwäsche als Anknüpfungstat enthalte, führe schließlich dazu, dass – 

neben Organisierter Kriminalität und Terrorismus – faktisch das gesamte Wirt-

schaftsstrafrecht umfasst sei,253 zumindest aber hierfür als Türöffner dienen 

könnte.254 Es bestehe ferner die Gefahr, dass der Anwendungsbereich des 

§ 76a Abs. 4 StGB im Laufe der Zeit immer weiter ausgedehnt werde. Hierfür 

sprächen die Erfahrung mit der erweiterten Einziehung, die Tatsache, dass 

bereits jetzt der Katalog von Einzelnen als zu eng betrachtet werde,255 und 

schließlich, dass der Katalog bereits im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 

ausgedehnt worden sei.256 Zuletzt spreche gegen die intendierte Begrenzung 

                                            
248  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (345). 
249  Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1025 f.); zustimmend Marstaller/Zimmermann 2018, S. 46. 
250  Vgl. Transparency Deutschland, Stellungnahme, S. 3. 
251  So auch Höft, HRRS 2018, 196 (204). 
252  So Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (181); Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (52). 
253  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598); zustimmend Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (52). 
254  So DAV, Stellungnahme Nr. 30/2016, S. 18; auch Trüg, NJW 2017, 1913 (1916).; letzte-

rem zustimmend Pelz, NZWiSt 2018, 251 (253). 
255  Wie bereits ausgeführt Transparency Deutschland, Stellungnahme, S. 3. 
256  Vgl. Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (52); auch Meißner, Stellungnahme, S. 24, sieht diese 

Gefahr; zu der Erweiterung im Gesetzgebungsverfahren BT-Drs. 18/11640, S. 17 f. 
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beziehungsweise vorrangige Anwendung des § 76a Abs. 4 StGB auf Terroris-

mus und Organisierte Kriminalität auch, dass zwar die Straftaten des Anknüp-

fungsverfahrens (wenn überhaupt) eine derartige Verbindung aufweisen müs-

sen, der einzuziehende Gegenstand hingegen gerade nicht, da als Herkunfts-

tat jegliche Straftat dienen kann (hierzu sogleich noch unter C V 3).257 Zusam-

menfassend wohne dem Katalog also gar keine Begrenzung inne, wie der Ge-

setzgeber glauben lässt.  

 

Der Einwand, dass über die Geldwäsche der Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 

StGB nahezu auf das gesamte Wirtschaftsstrafrecht ausgedehnt wird, verfängt 

nicht. Als Anlass für ein Ermittlungsverfahren ist mindestens ein (konkreter) 

Geldwäscheverdacht erforderlich, die Vortaten der Geldwäsche in § 261 Abs. 

1 S. 2 StGB hingegen genügen als Anknüpfungstat schon nach dem Geset-

zeswortlaut des § 76a Abs. 4 S. 3 Nr. 1 lit. f StGB, „Straftaten im Sinne des 

Satzes 1 sind aus diesem Gesetz: Geldwäsche […] nach § 261 Absatz 1, 2 

und 4“ gerade nicht (sonst müsste es heißen „… Straftaten, die in § 261 Abs. 

1 StGB genannt sind“).258 Das Argument, dass die genannten Delikte keine 

wirkliche Einschränkung auf den Bereich des Terrorismus oder der Organisier-

ten Kriminalität zulassen beziehungsweise nicht jede Begehung einer dieser 

Straftaten auch konkret einem dieser beiden Bereichen zugeordnet werden 

könne, ist dem Grunde nach berechtigt. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass 

dies vermutlich kein Katalog zu leisten vermag, sofern er nicht derart eng ge-

fasst wird, dass eine realistische Anwendung schlicht nicht mehr in Frage 

kommt. Der Gefahr der Ausdehnung von Katalogen kann nur dergestalt be-

gegnet werden, dass lediglich solche Maßnahmen zulässig sind, die keinerlei 

Beschränkung auf bestimmte Delikte aufweisen, was ersichtlich nicht gewollt 

sein kann. Nachdem der Katalog jedenfalls in der Mehrzahl profit-orientierte 

Straftaten beinhaltet, die regelmäßig wohl auch dem Terrorismus beziehungs-

weise der Organisierten Kriminalität zuzuordnen sind, besteht ein notwendi-

ger, aber zugleich auch ausreichender Anknüpfungspunkt für die Überzeu-

gungsbildung des Gerichts dahingehend, dass auch der einzuziehende Ge-

                                            
257  Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (181). 
258  Im Ergebnis zustimmend Höft, HRRS 2018, 196 (203 f.). 
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genstand aus (irgend-)einer rechtswidrigen Tat herrührt; ob dies für die rich-

terliche Überzeugung ausreicht, ist eine andere Frage. Damit ist die vom Ge-

setzgeber vorgenommene Begrenzung notwendig, aber auch ausreichend 

und hinsichtlich der aufgenommenen Delikte für die Bereiche Terrorismus und 

Organisierte Kriminalität zumindest nicht willkürlich. Die gegenständliche Kritik 

kann somit im Ergebnis nicht geteilt werden. 

 

3 Anknüpfungs- und Herkunftstat 

Weitere Kritik richtet sich gegen das Anknüpfungsverfahren als solches sowie 

gegen dessen Zusammenhang mit dem einzuziehenden Gegenstand. Zu-

nächst wird schon Folgendes als problematisch erachtet: Weil die selbstän-

dige Einziehung an ein Verfahren einer Katalogstraftat im Sinne des § 76a 

Abs. 4 S. 3 StGB geknüpft werden muss,259 ist bei Auffinden von Vermögens-

gegenständen in Strafverfahren außerhalb dieses Katalogs und im Zuge nicht-

strafrechtlicher Maßnahmen (zum Beispiel bei Auffinden von größeren Bar-

geldmengen, verborgen in nachträglich eingebaute Fächer, im Rahmen von 

Fahndungskontrollen auf der Autobahn oder bei Verkehrskontrollen)260 eine 

Auslegung des § 76a Abs. 4 StGB dahingehend erforderlich, dass es aus-

reicht, dass der Fund selbst dieses Ermittlungsverfahren auslöst und im Mo-

ment darauf sichergestellt wird.261 Eine solche Auslegung ist indes nicht zwin-

gend, spricht der Gesetzestext des § 76a Abs. 4 S. 1 StGB doch von der Si-

cherstellung „in [Hervorh. d. Verf.] einem Verfahren wegen des Verdachts ei-

ner in Satz 3 genannten Straftat“. Ein sachlicher Grund für eine Differenzierung 

besteht indes nicht; auch ist nicht ersichtlich, warum nicht erst der Fund des 

Gegenstandes das notwendige Ermittlungsverfahren auslösen kann. Will man 

die Einziehung in den vom Gesetzgeber gedachten Fällen ermöglichen, ist 

dies sogar es erforderlich. Es muss aber stets der Anfangsverdacht einer Ka-

talogstraftat vorliegen, je nach Einzelfall sind also gegebenenfalls neben dem 

                                            
259  So der eindeutige (und weitgehend unstrittige) Gesetzeswortlaut; a.A. Meyer, NZWiSt 

2018, 246 (247), der konstatiert, dass es konsequenterweise ein solches Anknüpfungs-
verfahren bei einem reinen Verfahren gegen eine Sache gar nicht bräuchte, wenn nicht so 
auf einfachem Wege die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft begründet werden würde. 

260  Der Gesetzgeber stellt mit § 76a Abs. 4 StGB genau auf solche Fälle ab, vgl. BT-Drs. 
18/9525, S. 48. 

261  So Meyer, StV 2017, 343 (344 f.), noch offengelassen; ders., NZWiSt 2018, 246 (247), 
dann für eine solche Auslegung; ebenso Rettke, Die Kriminalpolizei 6/2018, 13 (16). 
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reinen Auffinden des Gegenstandes weitere Umstände gefordert; die Auf-

nahme der Geldwäsche in § 76a Abs. 4 S. 4 StGB dürfte sich hier als hilfreich 

erweisen. 

 

Ein weiterer Kritikpunkt in diesem Zusammenhang richtet sich gegen das Feh-

len eines Nachweises bezüglich der Herkunftstat: Während bei der erweiterten 

Einziehung (§ 73a StGB) dieser Nachweis beziehungsweise die prozessual 

abgesicherten Schritte bis dorthin (vom Anfangsverdacht über das Ermitt-

lungsverfahren und Anklage bis hin zur auf einer Beweiserhebung gestützten 

Überzeugungsbildung des Gerichts) als Indizien für die Überzeugungsbildung 

hinsichtlich der illegalen Herkunft der einzuziehenden Gegenstände gelten 

können,262 fehlen dieser Nachweis und damit auch diese Indizien bei der selb-

ständigen Einziehung (§ 76a StGB) völlig.263 Dagegen wird argumentiert, dass 

die Überzeugungsbildung genauso (gut oder schlecht) auf andere Indizien, 

zum Beispiel die Auffindesituation, gestützt werden könne, zumal der Nach-

weis irgendeiner Anknüpfungstat nicht zwingend etwas zu der Überzeugungs-

bildung hinsichtlich der deliktischen Herkunft des einzuziehenden Gegenstan-

des beitragen könne.264 Im Ergebnis ist der letztgenannten Auffassung zuzu-

stimmen; es ist fraglich, welches zusätzliche Indiz die konkrete Verurteilung 

als solche für die Überzeugungsbildung hinsichtlich der Herkunftstat (über die 

Eignung als Anknüpfungspunkt für die mittelbare Beweisführung hinaus) leis-

ten soll. Für die Anknüpfung genügt – wie ausgeführt – eine Beschränkung der 

Delikte auf den Bereich des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität; 

will man dies nicht anerkennen, bringt eine Verurteilung der (dann losgelösten) 

Anknüpfungstat auch keinen Mehrwert. Es fällt zwar die gerichtliche Beweis-

erhebung hinsichtlich der Anknüpfungstat weg, die Ermittlungen hierzu finden 

jedoch gleichwohl bei der gerichtlichen Überzeugung Berücksichtigung (vgl. 

auch § 437 S. 2 Nr. 1 StPO). Damit ist ein Anknüpfungsverfahren aus dem 

Bereich des Terrorismus oder der Organisierten Kriminalität erforderlich, aber 

auch ausreichend; eine Verurteilung hingegen ist nicht notwendig. 

                                            
262  Nach dem BVerfG muss der Nachweis über die Tat sogar in die Überzeugungsbildung 

einbezogen werden, BVerfG, NJW 2004, 2073 (2077). 
263  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (104); ebenso Löffelmann, Recht+Politik 6/2016, S. 5; auch 

Schilling/Corsten/Hübner, StraFo 2017, 305 (310). 
264  So Marstaller/Zimmermann 2018, S. 45; zumindest vom Gedanken ähnlich Rönnau/Be-

gemeier, NZWiSt 2016, 260 (264). 
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Fraglich ist zuletzt, ob der einzuziehende Gegenstand aus der Anknüpfungs-

tat, also einer Katalogtat des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB, herrühren muss oder ob 

irgendeine Straftat ausreicht. Auf der einen Seite wird vertreten, dass durch 

Auslegung insbesondere der Systematik naheliege, dass der Vermögensge-

genstand aus einer Katalogtat stammen muss.265 Regelmäßig werde die Über-

zeugungsbildung auch nur dann gelingen, wenn der Gegenstand aus dem An-

knüpfungsverfahren stammt, zumal § 437 S. 2 Nr. 1 StPO auch auf die dies-

bezüglichen Ermittlungen abstellt.266 Für eine solche Auslegung spricht, dass 

§ 76a Abs. 4 StGB auf Straftaten aus dem Bereich des Terrorismus und der 

Organisierten Kriminalität beschränkt ist und dieser Zusammenhang aufge-

weicht werden würde, wenn es ausreichend wäre, dass der Gegenstand aus 

irgendeiner Straftat herrührt. 

 

Die andere Auffassung verweist auf den Gesetzeswortlaut und die Gesetzes-

begründung, wonach es ausreichend sei, wenn der Einziehungsgegenstand 

aus irgendeiner Straftat stamme.267 Dieser Auffassung ist im Ergebnis auch zu 

folgen. Der Gesetzeswortlaut lässt „eine rechtswidrige Tat“ genügen, ohne 

dass diese im Katalog des Satz 3 enthalten sein muss. Dass die Überzeu-

gungsbildung tatsächlich nur dann gelingt, wenn der Gegenstand aus einer 

Katalogtat stammt, ist nicht nachvollziehbar. Vielmehr dürfte die Überzeu-

gungsbildung leichter fallen, wenn irgendeine Straftat, die auch nicht im Ein-

zelnen feststehen muss, ausreicht. Wenn § 437 S. 3 Nr. 1 StPO auf das Er-

gebnis der Ermittlungen zur Anknüpfungstat abstellt, ist damit auch keine Ein-

schränkung der Voraussetzungen der Maßnahme verbunden, sondern ledig-

lich klargestellt, dass diese Ermittlungen bei der Überzeugungsbildung berück-

sichtigt werden können. Der Forderung nach einer Legitimation für die mittel-

bare Beweisführung wird mit der Beschränkung der Straftaten für das Anknüp-

fungsverfahren ausreichend Rechnung getragen; diese Beschränkung allein 

genügt für die Annahme, der Gegenstand stamme aus (irgend-)einer rechts-

widrigen Straftat (siehe schon oben unter B IV 4). 

 

                                            
265  So z.B. Bittmann, NZWiSt 2016, 131 (133); auch Meyer, StV 2017, 343 (345). 
266  So Meyer, NZWiSt 2018, 246 (247). 
267  So Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1025); auch Korte, wistra 2018, 1 (9 f.); Rönnau/Bege-

meier, NZWiSt 2016, 260 (264); zustimmend auch Pelz, NZWiSt 2018, 251 (253). 
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Im Ergebnis ist es also ausreichend, wenn anlässlich des Auffindens des Ge-

genstandes ein Ermittlungsverfahren anlässlich einer Katalogtat eingeleitet 

wird, solange der hierfür notwendige Anfangsverdacht vorliegt. Ein Nachweis 

der Anknüpfungstat ist nicht notwendig; der Gegenstand selbst kann zudem 

aus irgendeiner rechtswidrigen Tat herrühren. 

 

4 Begriff des „Herrührens“ 

Im Begriff des „Herrührens“ liegt ein weiterer Kritikpunkt. Der Gesetzentwurf 

geht in seiner Begründung davon aus, dass für die Auslegung des „Herrüh-

rens“ die Grundsätze der Rechtsprechung zur Geldwäsche, § 261 StGB, her-

anzuziehen sind.268 Teilweise wird dies zwar für widersprüchlich, aber gleich-

wohl verbindlich gehalten und davon ausgegangen, der Gesetzgeber wolle 

damit auch die von der Rechtsprechung für § 261 StGB entwickelte Lehre der 

Totalkontamination auf § 76a Abs. 4 StGB übertragen. Dies führe dazu, dass 

bei mischfinanzierten (also teils aus legalem, teils aus bemakeltem Vermögen 

finanzierten) Gegenständen der gesamte Gegenstand einzuziehen sei, mithin 

also ein den deliktischen Ertrag (zum Teil erheblich) übersteigenden Wert, was 

zum einen zu verfassungsrechtlichen Bedenken (insbesondere hinsichtlich 

der Verhältnismäßigkeit) und zum anderen auch zu Friktionen gegenüber den 

anderen (eigentlich vorrangigen) Abschöpfungsinstrumenten führe.269 

 

Fraglich ist aber, ob diese Schlussfolgerung tatsächlich der Gesetzesbegrün-

dung zu entnehmen ist. Zunächst ist mit der insoweit eindeutigen Gesetzes-

begründung und in Einklang mit der Rechtsprechung zu § 261 StGB festzu-

halten, dass die konkrete Herkunftstat nicht bekannt sein muss (insbesondere 

nicht Täter, Teilnehmer, Tatort oder Tatmodalitäten); es muss lediglich ausge-

schlossen werden, dass die Gegenstände aus legaler Herkunft stammen.270 

Hinsichtlich des Begriffes „Herrühren“ verweist die Gesetzesbegründung im 

Anschluss zunächst auf die entsprechende Rechtsprechung zu § 261 StGB 

und führt aus, dass der Begriff weit auszulegen sei und es „genügt, wenn bei 

                                            
268  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
269  Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 (104); zustimmend und mit ausführlicher Begründung auch 

Rönnau/Begemeier, JZ 2018, 443 (444 ff.); ebenso Höft, HRRS 2018, 196 f.; a.A. Marstal-
ler/Zimmermann 2018, S. 76 ff. 

270  So zutreffend Meyer, NZWiSt 2018, 246 (248). 



63 
 

wirtschaftlicher Betrachtungsweise zwischen dem Gegenstand und der Vortat 

ein Kausalzusammenhang besteht, wenn also der Gegenstand seine Ursache 

in der rechtswidrigen Tat hat“271. Dies bedeutet jedoch zunächst nur, dass Ge-

genstände auch dann als bemakelt anzusehen sind, wenn sie infolge auch 

mehrerer Austausch- und Umwandlungsprozesse an die Stelle des ursprüng-

lichen Gegenstands getreten sind.272 § 76a Abs. 4 StGB umfasst damit auch 

Surrogate unabhängig von der Anzahl der Umwandlungen.273 Erst jetzt äußert 

sich die Gesetzesbegründung zu Mischfinanzierungen und führt explizit aus, 

dass der Einziehungsgegenstand nach den Grundsätzen der Teilkontamina-

tion bestimmt werden kann;274 dies bedeutet aber gerade eine Einschränkung 

des zuvor erwähnten Hinweises auf die Rechtsprechung zu § 261 StGB und 

gerade keine Übertragung der Lehre der Totalkontamination. Die Grundsätze 

der Teilkontamination besagen, dass bei einer Vermischung von bemakelten 

und unbemakelten Vermögensgegenständen der aus dieser Vermischung 

hervorgegangene Gegenstand nur in dem Teil bemakelt ist, welcher dem 

früheren bemakelten Ausgangsgegenstand entspricht.275 Übertragen auf 

§ 76a Abs. 4 StGB bedeutet dies, dass nur der Teil des Vermögensgegenstan-

des der Einziehung unterliegt, der nach richterlicher Überzeugung aus irgend-

einer Straftat herrührt; gegebenenfalls unterliegt der entsprechende Wert der 

Einziehung.276 Der obigen anderslautenden Auffassung ist damit nicht zu fol-

gen. Nicht zu verhehlen ist, dass dies die richterliche Überzeugungsgewin-

nung in einigen Fällen erschweren und Berechnungen zur Ermittlung des (je-

denfalls nach richterlicher Überzeugung) deliktisch erlangten Teilgegenstan-

des erfordern wird; dies ist aber zur Vermeidung von Friktionen und der Ver-

fassungswidrigkeit hinzunehmen. 

 

                                            
271  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
272  Vgl. Ruhmannseder, BeckOK StGB, § 261, Rn. 17 m.w.N. 
273  Im Gegensatz zur Einziehung gem. § 73 StGB, die nur den ersten Ersatzgegenstand um-

fasst und ansonsten auf die Wertersatzeinziehung gem. § 73c StGB zurückgreift, vgl. 
Meißner/Schütrumpf 2018, Rn. 33. 

274  BT-Drs. 18/9525, S. 73. 
275  Vgl. Ruhmannseder, BeckOK StGB, § 261, Rn. 18 m.w.N. 
276  Rönnau/Begemeier, JZ 2018, 443 (449 f.), halten zwar allein eine in dieser Form begrenzte 

Auslegung für verfassungsgemäß, sehen aber aufgrund des (nach ihrer Ansicht eindeuti-
gen) Willens des Gesetzgebers eine solche für nicht zulässig. 
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5 Strafprozessuale Regelung des § 437 StPO 

Insbesondere der neu eingeführte § 437 StPO ist Gegenstand erheblicher Kri-

tik geworden. Im Kern geht es dabei um die Frage, ob durch die Vorschrift ein 

Verstoß insbesondere gegen zwei Grundprinzipien des deutschen Strafpro-

zessrechts, den Amtsermittlungsgrundsatz und die freie richterliche Beweis-

würdigung, welche beide aufgrund der festgestellten strafprozessualen Veror-

tung uneingeschränkt für das Einziehungsverfahren gem. § 76a Abs. 4 StGB 

Geltung beanspruchen, vorliegt. Der Amtsermittlungsgrundsatz besagt, dass 

das Gericht den Sachverhalt, der einer Entscheidung zugrunde gelegt wird, 

von Amts wegen aufzuklären hat.277 Die freie richterliche Beweiswürdigung im 

Sinne des § 261 StPO schreibt vor, dass jede gerichtliche Entscheidung inner-

halb des Strafprozessrechts nach Maßgabe der freien richterlichen Entschei-

dung erfolgen muss.278 

 

Nach der einen Ansicht sei eine Vorschrift wie § 437 StPO dem deutschen 

Strafprozessrecht zwar bislang fremd,279 die Kriterien dagegen, die nicht enu-

merativ aufgezählt sind, wurden von der Rechtsprechung zumindest ähnlich 

bereits zum erweiterten Verfall entwickelt.280 Das grobe Missverhältnis zwi-

schen dem Einziehungsgegenstand und dem rechtmäßigen Einkommen des 

von der Einziehung Betroffenen sei zudem ein anerkanntes Indiz mit einem 

(international anerkannten) hohen Beweiswert, das im Übrigen auch in Art. 5 

Abs. 1 RL 2014/42/EU genannt wird.281 Damit stelle § 437 StPO im Grunde 

nur einen gesetzlich statuierten Hinweis an den Tatrichter hinsichtlich dieser 

von der Rechtsprechung entwickelter Kriterien dar und konkretisiere demnach 

lediglich die freie richterliche Beweiswürdigung.282 Mit § 437 StPO werde auch 

                                            
277  Zur expliziten Geltung bei § 76a Abs. 4 StPO zutreffend Höft, HRRS 2018, 196 (202). 
278  So Höft, HRRS 2018, 196 (202); Gericke, Stellungnahme, S. 10, kritisiert zwar, dass § 261 

StPO nur für die mündliche Verhandlung gilt und damit bei Einziehungen nach § 76a Abs. 
4 StGB, die im Wege des Beschlussverfahrens zustande kommen, nicht anwendbar ist; 
allerdings weist Marstaller/Zimmermann 2018, S. 104, Fn. 334, zutreffend darauf hin, dass 
mangels Alternativen auch im Beschlussverfahren auf die Grundsätze des § 261 StPO 
zurückgegriffen werden muss. 

279  Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (182), sprechen insoweit von einer echten In-
novation. 

280  BGH, NJW 1995, 470; zustimmend Gericke, Stellungnahme, S. 9 f.  
281  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1030 f.); zur Indizwirkung der Kriterien des § 437 

StPO auch Köhler/Burkhard, NStZ 2017, 665 (671). 
282  Vgl. Pelz, NZWiSt 2018, 251 (252); ähnlich Korte, wistra 2018, 1 (9), der von Anwendungs-

hinweisen spricht. 



65 
 

keine gesetzliche Vermutungsregel aufgestellt, da keine der genannten (zumal 

nicht abschließenden) Kriterien für sich allein die deliktische Herkunft nachzu-

weisen vermögen.283 Dies belege schon der Gesetzestext, denn § 437 StPO 

(wie auch § 76a Abs. 4 StGB) enthalte keine Formulierung, die nahelege, dass 

irgendeine Wahrscheinlichkeit oder gar Vermutung für die gerichtliche Über-

zeugung ausreichen würde.284 Indem § 437 StPO eine Art Anleitung für die 

Überzeugungsbildung mit dem Versuch, die Entscheidungsfindung zu objekti-

vieren, darstellt, reduziere der Gesetzgeber eher Begründungslasten und eine 

gewisse Rechtsunsicherheit bezüglich der neuen Vorschrift und ermutige so 

die Praxis, die Vorschrift auch zu nutzen.285 Zuletzt sei schon fraglich, wie das 

Gericht zu seiner Überzeugung kommen will, ohne die in § 437 StPO genann-

ten Umstände zu berücksichtigen.286 Die Darlegung der Beweislast obliege 

nach wie vor der Staatsanwaltschaft, und die Entscheidung, ob der Gegen-

stand eingezogen wird, erfolge allein auf Grundlage der richterlichen Überzeu-

gung, die nicht durch § 437 StPO gebunden oder gar eingeschränkt sei.287 

Nach dieser Auffassung liegt damit kein Verstoß gegen den Amtsermittlungs-

grundsatz oder die freie richterliche Beweiswürdigung vor. 

 

Die andere Ansicht vertritt die Auffassung, dass der Gesetzgeber mit § 437 

StPO Vorgaben für den Richter intendiere, auf welche Kriterien er seine Be-

weiswürdigung stützen soll. Dies ergebe sich aus der Begründung im Refe-

rentenentwurf, der insoweit zu den drei Gesichtspunkten ausführt, dass diese 

„bei der Überzeugungsbildung zu berücksichtigen sind“288; eine solche Vor-

gabe verstoße gegen die freie richterlichen Beweiswürdigung.289 Auch ein Be-

weis des ersten Anscheins, den der Gesetzgeber explizit mit § 437 StPO ein-

führen wollte,290 und bei dem die richterliche Überzeugung auf einer Wahr-

scheinlichkeit des Geschehensablaufes beruhe, sei mit der freien richterlichen 

                                            
283  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1028). 
284  So Marstaller/Zimmermann 2018, S. 103. 
285  So Meyer, NZWiSt 2018, 246 (248), der aber auch die Gefahr, dass die Gerichte § 437 

StPO stillschweigend zum Anscheinsbeweis mutieren lassen, zumindest sieht. 
286  So Meyer, StV 2017, 343 (347); auch Temming, BeckOK StPO, § 437, Rn. 4. 
287  So z.B. Höft, HRRS 2018, 196 (202); auch Meyer, NZWiSt 2018, 246 (249). 
288  Vgl. Referentenentwurf, S. 99. 
289  Vgl. BRAK, Stellungnahme Nr. 15/2016, S. 7; zustimmend Köllner/Mück, NZI 2017, 593 

(598). 
290  Siehe Referentenentwurf, S. 62. 
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Beweiswürdigung genauso wenig zu vereinbaren wie Regelungen, die dem 

Gericht vorschreiben, unter welchen Voraussetzungen es zu einer bestimmten 

Folgerung komme.291 Indem § 437 StPO dem Gericht Kriterien an die Hand 

gebe, anhand derer es zu seiner Überzeugung gelangen kann, werde eine Art 

„Anscheinsbeweis“ und damit auch eine faktische Beweislastumkehr geschaf-

fen.292 Schließlich liege schon deshalb eine aufgrund eines Verstoßes gegen 

den Amtsermittlungsgrundsatz unzulässige Beweislastumkehr vor, da sich 

ausweislich der Gesetzesbegründung die Überzeugungsbildung des Gerichts 

hinsichtlich der deliktischen Herkunft der Gegenstände an zivilrechtlichen Dar-

legungs- und Beweislastregeln orientieren soll.293 Damit liegt nach dieser Auf-

fassung ein Verstoß gegen den Amtsermittlungsgrundsatz und die freie rich-

terliche Beweiswürdigung vor. 

 

Zunächst ist festzustellen, dass sich weder die ursprünglich im Koalitionsver-

trag geforderte Beweislastumkehr294 noch der im Referentenentwurf genannte 

„Beweis des ersten Anscheins“ im Regierungsentwurf wiederfinden.295 Hin-

sichtlich der Einordnung des § 437 StPO argumentiert der Gesetzgeber wider-

sprüchlich. Ausweislich der Gesetzesbegründung soll der Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung durch die Vorschrift des § 437 StPO explizit 

nicht eingeschränkt werden.296 Diese Klarstellung war bis zuletzt sogar in 

§ 437 Abs. 2 StPO-E enthalten,297 sie wurde nur gestrichen, weil sie für selbst-

verständlich gehalten wurde.298 Andererseits wollte der Gesetzgeber mit § 437 

StPO wohl zumindest eine Einschränkung des Amtsermittlungsgrundsatzes 

bezwecken, da er eine Orientierung an zivilrechtlichen Darlegungs- und Be-

weislastregeln vorgab und bei Vorliegen eines entsprechenden Tatsachenvor-

trages ein substantiiertes Bestreiten des Einziehungsbeteiligten verlangte.299 

                                            
291  Vgl. Miebach, MüKo StPO, § 261, Rn. 159 m.w.N. 
292  Vgl. Meißner/Schütrumpf 2018, Rn. 84; wohl auch Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (51, 56); 

a.A. Heger, Stellungnahme, S. 6, der in § 437 StPO lediglich eine Indizregelung sieht. 
293  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 17. 
294  Siehe Koalitionsvertrag, S. 101. 
295  Vgl. auch Schilling/Hübner, StV 2018, 49 (51), die jedoch beklagen, dass der Regierungs-

entwurf keine explizite Distanzierung von der Beweislastumkehr enthalte. 
296  BT-Drs. 18/9525, S 92. 
297  BT-Drs. 18/9525, S. 32. 
298  BT-Drs. 18/11640, S. 89; zu dem Widerspruch zwischen Gesetzesbegründung und Ge-

setzestext auch Meyer, StV 2017, 343 (346). 
299  BT-Drs. 18/9525, S. 92. 
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Allerdings können Ausführungen in der Gesetzesbegründung schon aus Grün-

den der Normenklarheit und Normenwahrheit nur insoweit berücksichtigt wer-

den, wie sie sich in der Norm selbst wiederfinden; weder § 437 StPO noch 

§ 76a Abs. 4 StGB enthalten jedoch auch nur irgendeinen Hinweis auf die Gel-

tung von zivilrechtlichen Darlegungs- oder Beweislastregeln, so dass dieser 

Wille des Gesetzgebers unberücksichtigt bleiben muss.300 Zuletzt ist zwar rich-

tig, dass noch im Referentenentwurf der Gesetzestext des § 437 StPO mit der 

Formulierung „Darüber hinaus berücksichtigt es [Hervorh. d. Verf.] bei seiner 

Entscheidung insbesondere auch …“301 eine zwingende Berücksichtigung der 

genannten Kriterien vorschrieb, doch sowohl im Regierungsentwurf als auch 

letztlich im Gesetz gewordenen Normtext des § 437 StPO findet sich die offe-

nere Formulierung „Darüber hinaus kann [Hervorh. d. Verf.] es bei seiner Ent-

scheidung insbesondere auch berücksichtigen …“302. Damit verstößt § 437 

StPO weder gegen den Amtsermittlungsgrundsatz noch gegen die freie rich-

terliche Beweiswürdigung. Die Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB ist nur zu-

lässig, wenn eine richterliche Überzeugung dahingehend vorliegt, dass der 

Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt. Die in § 437 StPO statuier-

ten, nicht abschließenden Kriterien dienen allein der Konkretisierung der Über-

zeugungsbildung, ohne dass daraus eine Verpflichtung für das Gericht er-

wächst, diese zwingend zu beachten. Die Tatsachen, auf die das Gericht seine 

Überzeugungsbildung stützt, sind von Amts wegen zu ermitteln; der Einzie-

hungsbeteiligte unterliegt keinerlei Darlegungs- oder Beweislast.  

 

6 Selbstbelastungsfreiheit 

Neben dem Amtsermittlungsgrundsatz und der freien richterlichen Beweiswür-

digung ist der Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit ebenfalls eine tragende 

Säule des Strafverfahrens. Jeder Beschuldigte/Angeklagte hat das Recht, zu 

schweigen, ohne Nachteile daraus befürchten zu müssen; ferner ist er nicht 

verpflichtet, die Strafverfolgungsbehörden/Gerichte bei der Aufklärung des 

Sachverhaltes zu unterstützen.303 In dem vor Durchführung des § 76a Abs. 4 

                                            
300  Hierzu ausführlich Marstaller/Zimmermann 2018, S. 121 ff. m.w.N.; zur Notwendigkeit ei-

nes Niederschlages des Willens des Gesetzgebers in der Norm selbst schon Rönnau, 
ZRP 2004, 191 (193). 

301  Referentenentwurf, S. 31. 
302  BT-Drs. 18/9525, S. 32. 
303  Vgl. ausführlich Eisenberg 2017, Rn. 831 m.w.N. 
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StGB notwendigen Anknüpfungsverfahren ist die Geltung der Selbstbelas-

tungsfreiheit unstrittig. Fraglich ist aber, ob im dann nachfolgenden Einzie-

hungsverfahren (objektiver Art) für den Einziehungsbeteiligten das Gleiche gilt. 

Diese Frage kann jedoch dahinstehen, wenn die Selbstbelastungsfreiheit gar 

nicht verletzt ist. 

 

Für einen Verstoß gegen die Selbstbelastungsfreiheit (bei angenommener 

Geltung) wird angeführt, dass dem Einziehungsbeteiligten dieses Recht zwar 

formal nicht genommen werde, da es ihm freistehe, zu schweigen; allerdings 

könne er unter Umständen gezwungen sein, den Vortrag des Staatsanwaltes 

qualifiziert zu bestreiten, wenn er eine Einziehung und damit den Verlust sei-

ner Gegenstände verhindern wolle, und sich damit hinsichtlich einer konkreti-

sierbaren Straftat verdächtig machen.304 Erfolge eine selbständige Einziehung 

allein aufgrund des groben Missverhältnisses zwischen dem Wert des Gegen-

standes und den rechtmäßigen Einkünften des Betroffenen im Sinne des 

§ 437 StPO, bleibe dem Betroffenen auch schlicht nichts anderes übrig, als 

das Gegenteil substantiiert darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen.305 

Zum Teil wird hierfür auch auf das BVerfG abgestellt, das in seiner Entschei-

dung zum erweiterten Verfall einen Verstoß gegen die Selbstbelastungsfreiheit 

abgelehnt hat, weil sich der Angeklagte nicht äußern muss, um den erweiter-

ten Verfall abzuwenden;306 bei § 76a Abs. 4 StGB müsse sich der Einziehungs-

beteiligte hingegen äußern, da er (zumindest nach der Gesetzesbegründung, 

die einen Rückgriff auf zivilrechtliche Darlegungs- und Beweislastregeln for-

dert) den Vortrag der Staatsanwaltschaft substantiiert bestreiten müsse, um 

eine selbständige Einziehung zu vermeiden.307 Dies wiege insbesondere des-

halb besonders schwer, weil ihm in vielen Fällen des § 76a Abs. 4 StGB gar 

nichts Konkretes vorgeworfen wird, geschweige denn, dass ihm etwas nach-

zuweisen wäre, was eine Verurteilung rechtfertige.308 Ergänzend wird argu-

mentiert, dass die Gefahr eines Verstoßes gegen die Selbstbelastungsfreiheit 

                                            
304  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (347); auch Pelz, NZWiSt 2018, 251 (252); ebenso Hinde-

rer/Blechschmitt, NZWiSt 2018, 179 (183). 
305  Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 (598). 
306  BVerfG, NJW 2004, 2073 (2079). 
307  So wohl Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1031); ähnlich Hinderer/Blechschmitt, NZWiSt 

2018, 179 (183). 
308  Vgl. Strafverteidigervereinigungen, Stellungnahme, S. 20. 
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zwar nicht hinsichtlich der Herkunftstat vorliege (da der Einziehungsbeteiligte 

diesbezüglich nicht schützenswert sei), wohl aber hinsichtlich des Anknüp-

fungsverfahrens.309 Zuletzt sei es vor dem Hintergrund der derzeit noch völlig 

ungeklärten Frage, welche Ermittlungen vor Übergang in das selbständige 

Einziehungsverfahren angezeigt seien (vgl. hierzu auch unter C V 8), auch 

nicht abwegig, dass die Strafverfolgungsbehörden ein frühes Abschließen der 

Ermittlungen (und damit eine schnelle Einziehung nach § 76a Abs. 4 StGB) 

als „Drohung“ nehmen, um den Betroffenen zu einer Aussage zu bewegen.310 

 

Gegen das Vorliegen eines Verstoß gegen die Selbstbelastungsfreiheit wird 

vorgebracht, dass diese nicht dem Erhalt unrechtmäßig erworbener Vermö-

gensgegenstände diene; insofern müsse der Betroffene entweder die Einzie-

hung schweigend hinnehmen oder aber eine Verurteilung aufgrund der Her-

kunftstat (und damit eine Einziehung gem. § 73 Abs. 1 StGB) in Kauf neh-

men.311 Insoweit sei der Einziehungsbeteiligte nicht schützenswert und damit 

auch die Forderung, hinsichtlich der Äußerung ein Verwertungsverbot anzu-

nehmen,312 zurückzuweisen. Zudem werde Folgendes verkannt: Für eine Ein-

ziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB (wie bei der erweiterten Einziehung gem. 

§ 73a StGB auch) müsse eine ausreichende Überzeugung des Gerichts vor-

liegen, und zwar auch ohne Äußerung des Einziehungsbeteiligten.313 Selbst 

wenn das Gericht aus dem Schweigen des Einziehungsbeteiligten Rück-

schlüsse ziehe, sei dies dem Strafverfahren nicht fremd, denn das Gericht 

könne grundsätzlich (und auch wenn der Angeklagte schweigt) aus dem Zie-

hen von Schlüssen seine Überzeugung bilden.314 

 

Im Ergebnis ist dieser Auffassung zuzustimmen. Nach hier vertretener Ansicht 

statuiert § 437 StPO keine Beweislastumkehr oder Darlegungspflicht für den 

Einziehungsbeteiligten (siehe oben C V 5), folglich muss auch nicht der Tat-

sachenvortrag der Staatsanwaltschaft qualifiziert bestritten werden. Entweder 

                                            
309  Vgl. Schumann, NZWiSt 2018, 441 (450). 
310  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 22. 
311  So Schumann, NZWiSt 2018, 441 (450). 
312  So Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1032) m.w.N.; auch Meyer, StV 2017, 343 (353 f.). 
313  So auch Schumann, NZWiSt 2018, 441 (450). 
314  Im Ergebnis wohl auch Gericke, Stellungnahme, S. 10. 
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die vorgelegten Tatsachen beziehungswiese die aufgrund des Amtsermitt-

lungsgrundsatzes erlangten Indizien reichen aus, um die richterliche Überzeu-

gungsbildung zu schaffen, oder sie reichen nicht, ohne dass es hierfür auf eine 

Aussage des Einziehungsbeteiligten oder sein Schweigen ankommt. Äuße-

rungen des Einziehungsbeteiligten können allenfalls die richterliche Überzeu-

gung – wie im übrigen Strafverfahren auch – erschüttern. Wenn nach Ansicht 

des BVerfG die erweiterte Einziehung die Selbstbelastungsfreiheit nicht ver-

letzt, kann bei der selbständigen Einziehung konsequenterweise auch kein 

Verstoß vorliegen, da insofern die gleichen Voraussetzungen an die Überzeu-

gungsbildung gefordert sind. Damit wird auch ein Gleichklang zwischen dem 

Anknüpfungsverfahren und dem Einziehungsverfahren gewährleistet. Im An-

knüpfungsverfahren braucht sich der Beschuldigte/Angeklagte unstrittig nicht 

äußern. Würde eine Verurteilung erfolgen, ist eine erweiterte Einziehung gem. 

§ 73a StGB allein auf die Überzeugungsbildung des Gerichts zu stützen. Er-

folgt keine Verurteilung, kann über § 76a Abs. 4 StGB gleichwohl eine Einzie-

hung erfolgen, aber ebenfalls nur dann, wenn eine Überzeugungsbildung vor-

liegt. Es ist aber dann kein sachlicher Grund ersichtlich, im Anknüpfungsver-

fahren unstrittig kein qualifiziertes Bestreiten zu verlangen, im nachfolgenden 

selbständigen Einziehungsverfahren hingegen schon. Ein Verstoß gegen die 

Selbstbelastungsfreiheit liegt damit nicht vor, weder der Beschuldigte/Ange-

klagte noch der Einziehungsbeteiligte müssen sich äußern, um eine Einzie-

hung abzuwenden. 

 

7 Möglichkeit der Überzeugungsbildung 

§ 76a Abs. 4 StGB wird im Weiteren vorgeworfen, einem inneren Widerspruch 

bei der Forderung nach der gerichtlichen Überzeugung zur deliktischen Her-

kunft zu unterliegen. So wird bezweifelt, dass zwar eine Überzeugungsbildung 

hinsichtlich der deliktischen Herkunft des einzuziehenden Gegenstandes, mit-

hin also von irgendeiner rechtswidrigen Tat, die von irgendjemandem irgend-

wann begangen wurde, möglich sein soll, eine Überzeugungsbildung dahin-

gehend, dass eine Verurteilung erfolgen kann, hingegen nicht.315 So dürfte 

                                            
315  So als einer von vielen Saliger, ZStW 2017, 995 (1018) m.w.N.; ebenso Pelz, NZWiSt 

2018, 251 (254); a.A. Gericke, Stellungnahme, S. 9, der zum Teil überspannte Anforde-
rungen an die Überzeugungsbildung ausmacht. 
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selbst bei Auffinden größerer, auch versteckt transportierter Bargeldmengen 

diese Überzeugungsbildung regelmäßig nicht gelingen.316 Zudem bestehe 

aufgrund des Erledigungsdrucks der Praxis die Gefahr, dass bloße Mutma-

ßungen oder kriminalistische Erfahrungen als ausreichend angesehen wer-

den.317 Auch sei zu befürchten, dass die richterliche Überzeugung nur auf die 

bekannten legalen Einkunftsquellen begrenzt werde und insoweit unvollstän-

dig sei, da andere, nicht offensichtliche legale (zum Beispiel Schenkungen, 

Gelegenheitsarbeiten) sowie illegale Einkünfte (zum Beispiel Schwarzarbeit, 

Prostitution) gar nicht in den Blick genommen werden.318 Zuletzt sei auch nicht 

von der Hand zu weisen, dass sowohl der Sachvortrag der Staatsanwaltschaft 

als auch die Begründung der Einziehungsentscheidung durch das Gericht da-

hingehend formuliert werden könnten, dass die gesetzlich normierten Anfor-

derungen an die Überzeugungsbildung gem. § 437 StPO „beschwerdefest“ 

abgebildet werden, ohne dass es auf die tatsächlichen Umstände des Einzel-

falles ankommt.319 Wenn aber die geforderte Überzeugungsbildung gar nicht 

rechtskonform gelingen kann, verstößt § 76a Abs. 4 StGB gegen das Ultima- 

Ratio-Prinzip und ist als überflüssig abzuschaffen. 

 

Gegen die Unanwendbarkeit wird argumentiert, dass, vergleichbar mit der 

echten Wahlfeststellung, durchaus nach gerichtlicher Überzeugung die delik-

tische Herkunft feststehen könne, wenngleich nicht geklärt sei, aus welcher 

von zwei in Frage kommenden Herkunftstaten konkret der einzuziehende Ge-

genstand stamme.320 Auch sei es Verwaltungsgerichten (bezogen auf die Si-

cherstellung nach Landespolizeigesetzen) mehrfach gelungen, die deliktische 

Herkunft von Gegenständen mit einem (zugegeben zum Teil unterschiedli-

chen) Wahrscheinlichkeitsbeweis zu begründen, sodass nicht ersichtlich sei, 

warum dies Strafgerichten nicht gelingen könne.321  

                                            
316  DRiB, Stellungnahme Nr. 9/16, S. 4; a.A. Holznagel, Stellungnahme, S. 12, mit Verweis 

auf die Strafbarkeit der Selbstgeldwäsche. 
317  Vgl. Löffelmann, Recht+Politik 6/2016, S. 6. 
318  Ausführlich Pelz, NZWiSt 2018, 251 (252 ff.), der insbesondere für den Bereich des Un-

ternehmensstrafrechts aufgrund des immensen Ermittlungsaufwandes zum Ausschluss 
offensichtlich legaler Herkunftsquellen prophezeit, dass die Anwendung des § 76a Abs. 4 
StGB eher die Ausnahme bleibt. 

319  Vgl. Pelz, NZWiSt 2018, 251 (253). 
320  Vgl. Marstaller/Zimmermann 2018, S. 42 f. 
321  So Hunsicker, Kriminalistik 11/2018, 670 (673). 
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Die Argumente, dass die Überzeugungsbildung im geforderten Umfang nicht 

gelingen könne, sind nicht neu, wurden schon dem erweiterten Verfall und 

werden aktuell auch der erweiterten Einziehung vorgeworfen. Zudem verfängt 

der Verweis auf die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte nicht, denn eine 

nach verwaltungsprozessrechtlichen Grundsätzen ausreichende Wahrschein-

lichkeit dürfte regelmäßig hinsichtlich der geforderten strafprozessrechtlichen 

Überzeugung des Gerichts gerade nicht genügen. Und doch wird eine Über-

zeugungsbildung zwar vielleicht nicht immer, aber doch in einer ausreichen-

den Anzahl an Fällen gelingen, so dass kein Verstoß gegen das Ultima-Ratio-

Prinzip vorliegt. Denn die gerichtliche Überzeugung von der deliktischen Her-

kunft des einzuziehenden Gegenstandes fordert nicht den Ausschluss aller 

vorstellbarer Herkunftsquellen, sondern nur solcher, die vernünftigerweise na-

heliegend sind; etwas anderes wird auch für eine Verurteilung nicht verlangt. 

Und ob andere Herkunftsquellen naheliegend und damit zu berücksichtigen 

sind, oder aber völlig abwegig und damit unberücksichtigt bleiben können, 

muss immer auf einer Gesamtabwägung beruhen. Auf dieser Gesamtschau 

basierend kann aber durchaus eine Überzeugungsbildung dahingehend vor-

liegen, dass der Gegenstand aus irgendeiner rechtswidrigen Tat stammt, 

wenngleich die konkreten Umstände nicht feststehen. Die diesbezügliche Kri-

tik ist somit im Ergebnis zurückzuweisen. 

 

8 Anforderungen an Sachverhaltsaufklärung 

Ein weiterer Kritikpunkt gilt der Sorge, dass durch die Möglichkeit des § 76a 

Abs. 4 StGB von der grundsätzlichen Pflicht der Strafverfolgungsbehörden, 

den Sachverhalt aufzuklären,322 unzulässig abgewichen werden könnte. Ge-

rade wenn – was bei Terrorismus und Organisierter Kriminalität naheliegt – 

der Nachweis der konkreten Vortat (insbesondere bei Auslandsbezügen) 

schwerfällt, bestehe die Gefahr, dass die Strafverfolgungsbehörden von einem 

größeren Ermittlungsaufwand (zum Beispiel von eher langwierigen Rechtshil-

feersuchen) absehen und den Vermögensgegenstand nach § 76a Abs. 4 StGB 

möglicherweise ohne ernsthafte Verfolgungsbemühungen einziehen.323  

                                            
322  Hierzu ausführlich mit Ausnahmen Kölbel, MüKo StGB, § 160, Rn. 29 ff. 
323  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (345); Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (360), sieht hingegen insbe-

sondere im selbständigen Einziehungsverfahren einen hohen Aufwand der Staatsanwalt-
schaft, um die Kriterien des § 437 StPO auszuermitteln. 
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Für die Notwendigkeit von (soweit möglich) abschließenden Ermittlungen 

spreche umgekehrt schon das Gesetz selbst in § 437 S. 2 Nr. 1 StPO, wonach 

das Ergebnis der Ermittlungen im Anknüpfungsverfahren bei der Überzeu-

gungsbildung des Gerichts berücksichtigt werden kann. Auch die Tatsache, 

dass durch die Ermittlungen der Tatvorwurf (und in der Folge die Notwendig-

keit der Einziehung) entfallen könnte, verpflichte zu abschließenden (und auch 

entlastende Momente umfassenden) Ermittlungen.324 Ferner sei zu bedenken, 

dass ein Absehen von weiteren Ermittlungen durchaus auch im Interesse des 

Einziehungsadressaten liegen könnte, gerade im Bereich des Terrorismus und 

der Organisierten Kriminalität, wenn zum Beispiel durch weitere Ermittlungen 

das Aufdecken von Strukturen drohe.325 Zuletzt statuiere schon die Subsidia-

rität der Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB gegenüber den anderen Einzie-

hungsarten die Pflicht, alle angezeigten Ermittlungen sowohl zur Anknüp-

fungstat als auch zur Herkunftstat vorzunehmen.326  

 

Die Gefahr, dass die Strafverfolgungsbehörden versucht sind, den Anwen-

dungsbereich auch unter Auslassung von weiteren Ermittlungen auszudeh-

nen, ist nicht von der Hand zu weisen. Der Gesetzgeber hat sich zu dieser 

Thematik ausweislich der fehlenden Ausführungen in der Gesetzesbegrün-

dung wohl keine Gedanken gemacht. Neben dem Subsidiaritätsargument sind 

die Ermittlungsbehörden allerdings vor allem aus kriminaltaktischen Erwägun-

gen gehalten, die Ermittlungen soweit wie möglich abzuschließen und erst als 

letzte Option die selbständige Einziehung in Betracht zu ziehen. Gerade im 

Bereich des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität, mithin der 

Schwerkriminalität, dürfen Ökonomieaspekte und Bequemlichkeitserwägun-

gen keine Rolle spielen. Die Subsidiarität des § 76a Abs. 4 StGB zu wahren, 

sollte zuletzt auch im Selbstverständnis und eigenen Anspruchsdenken der 

Strafverfolgungsbehörden liegen; gegebenenfalls muss die Rechtsprechung 

korrigierend Einfluss nehmen. 

 

                                            
324  Vgl. Meißner, Stellungnahme, S. 21; auch Höft, HRRS 2018, 196. 
325  Vgl. Pelz, NZWiSt 2018, 251 (und Fn. 10), bezüglich der erweiterten Einziehung. 
326  Siehe bereits oben unter C II sowie Fn. 233. 
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9 Rechte der Tatverletzten 

Des Weiteren stellt sich die Frage, ob nach Eigentumsübergang auf den Staat 

infolge der Einziehung (§ 76a Abs. 4 S. 2 StGB) die Rechte derjenigen, die 

durch die zwar unbekannte, aber doch existierende Herkunftstat verletzt wur-

den, ausreichend berücksichtigt werden. 

 

Während dem Verletzten bei allen anderen Fällen der Einziehung (§§ 73 – 

73c, 76a Abs. 1 – 3 StGB) ein Anspruch aus § 459h StPO auf Herausgabe, 

Zurückübertragung oder Auskehrung des Werterlöses zusteht, gilt dies in Fäl-

len des § 76a Abs. 4 StGB ausweislich des klaren Gesetzeswortlautes nicht.327 

In der Gesetzesbegründung findet sich hierüber keine Aussage. Fraglich ist, 

welche Folgen eine unterbliebene Berücksichtigung der Rechte von Tatver-

letzten hat. Dieselbe Problematik bestand auch für den erweiterten Verfall 

gem. § 73d StGB a.F., was vom BVerfG in seiner Entscheidung über die Ver-

fassungsmäßigkeit gesehen wurde, aber lediglich dazu führte, dass der Ge-

setzgeber prüfen sollte, ob die Rechte Tatgeschädigter noch hinreichend ge-

wahrt seien; für verfassungswidrig wurde die Norm nicht erklärt.328 Dies spricht 

vor dem Hintergrund, dass § 76a Abs. 4 StGB hinsichtlich seines auf Katalog-

taten eingeschränkten Anwendungsbereiches mit dem erweiterten Verfall 

gem. § 73d StGB a.F. vergleichbar ist, dafür, dass allein das Fehlen von Ent-

schädigungsansprüchen nicht zur Verfassungswidrigkeit führen dürfe, zumal 

man § 459h StPO auch analog anwenden könnte.329 Gleichwohl muss man 

konstatieren, dass die Vorschrift damit zumindest nicht in Gänze durchdacht 

und der Gesetzgeber gehalten ist, schnellstmöglich für Abhilfe zu sorgen (zum 

Beispiel indem in § 459h StPO die selbständige Einziehung gem. § 76a Abs. 

4 StGB aufgenommen wird). 

 

10 Erstreckung auf verjährte Taten 

§ 76a Abs. 4 StGB wird zuletzt der Vorwurf der Unverhältnismäßigkeit entge-

gengebracht, da sich § 76a Abs. 4 StGB auch auf verjährte Herkunftstaten 

                                            
327  So Marstaller/Zimmermann, 2018, S. 49. 
328  BVerfG, NJW 2004, 2073 (2078 f.); der Gesetzgeber hat deshalb mit dem „Gesetz zur 

Stärkung der Rückgewinnungshilfe und der Vermögensabschöpfung bei Straftaten“ vom 
24.10.2006 § 73d Abs. 1 S. 3 StGB a.F. eingefügt und den erweiterten Verfall bei beste-
henden Verletztenrechten für unanwendbar erklärt, siehe BGBl. 2006 I, S. 2350 (2352). 

329  Vgl. Marstaller/Zimmermann 2018, S. 49 ff. 
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bezieht, weil mit § 76b StGB eine eigene, 30-jährige Verjährungsfrist einge-

führt wurde. Es gebe keinen sachlichen Grund, von der Rechtsfrieden und 

Rechtssicherheit stiftenden strafrechtlichen Verjährung abzuweichen, zumal 

mit zunehmender zeitlicher Distanz die Schwierigkeiten einer ausreichenden 

Sachverhaltsaufklärung und damit das Irrtumsrisiko hinsichtlich der richterli-

chen Überzeugungsbildung exponentiell stiegen;330 insbesondere aufgrund 

der zunehmenden Möglichkeiten einer legalen Herkunft werde diese lange 

Verjährungsfrist zudem auch in der Praxis keine Rolle spielen.331 Selbst der 

Gesetzgeber hatte ursprünglich keine selbständige Verjährungsfrist für not-

wendig erachtet; diese ist mit § 76b StGB erst infolge der Beschlussempfeh-

lung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz aufgenommen wor-

den.332 

 

Dagegen wird vorgebracht, dass eine „Begrenzung“ auf nicht-verjährte Delikte 

konzeptionell verfehlt wäre, da es gar keiner konkreten Bezugstat bedarf und 

damit auch keine Rolle spielen kann, ob diese verjährt wäre oder nicht; dies 

würde auch den Rechtsfrieden nicht stören.333 Anknüpfungspunkt für den 

Rechtsfrieden sei zudem nicht die zugrunde liegende Tat, sondern die rechts-

widrige Vermögenslage, was eine Orientierung an zivilrechtlichen Verjäh-

rungsregeln indiziere.334 Die Möglichkeit der selbständigen (und auch erwei-

terten) Einziehung unabhängig von einer Verjährung der gegenständlichen Tat 

sei auch  sachgerecht, schon weil sich für das anordnende Gericht nicht sicher 

feststellen lasse, ob irgendwo wegen der (für das Gericht unbekannten Tat) 

irgendeine Staatsanwaltschaft gegen irgendeine Person eine verjährungsun-

terbrechende Handlung vornimmt.335 Durch die Aufnahme der verjährten Straf-

taten in den Anwendungsbereich der Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB 

                                            
330  Vgl. Saliger, ZStW 129 (2017), 995 (1026 f.); bezüglich der insoweit vergleichbaren öster-

reichischen Rechtslage zum selbständigen Einziehungsverfahren in § 445 öStPO Schu-
mann, NZWiSt 2018, 441 (451). 

331  Vgl. Pelz, NZWiSt 2018, 251 (253), für die erweiterte Einziehung, was sich aber (erst 
Recht) auf die selbständige Einziehung übertragen lässt; ähnlich Rettke, Die Kriminalpoli-
zei 6/2018, 13 (15). 

332  Vgl. BT-Drs. 18/11640, S.18 f. (zur Begründung S. 83 f.). 
333  So Transparency Deutschland, Stellungnahme, S. 2 f.; im Ergebnis auch Meyer, NZWiSt 

2018, 246 (248). 
334  Vgl. Meyer, StV 2017, 343 (344). 
335  So WisteV, Stellungnahme, S. 18, noch zum Referentenentwurf und der für sie offenen 

Frage, ob die Tat als solche noch verfolgbar sein muss. 
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werde zuletzt auch deutlich, dass es sich bei der Vermögensabschöpfung 

nicht um eine strafähnliche Maßnahme handelt, sondern sie neben dem straf-

rechtlichen Sanktionssystem hauptsächlich den Zweck verfolgt, die vorherige 

Vermögenssituation wieder herzustellen.336 

 

Dieser Auffassung ist im Ergebnis zuzustimmen. Die strafrechtliche Verjäh-

rung ist vor allem in der mit zunehmendem Zeitablauf einhergehenden Schwä-

chung der präventiven Effizienz einer strafrechtlichen Ahndung begründet.337 

Nur weil aber keine strafrechtliche Ahndung mehr angezeigt ist, ist nicht er-

sichtlich, warum der Täter deliktisch erlangtes Vermögen behalten darf. Wäre 

das der Fall, würde sich die Prämisse „Straftaten lohnen sich nicht“ ins Umge-

kehrte wenden – zumindest nach einer gewissen Zeit. Auch kann das ange-

führte gesteigerte Irrtumsrisiko nicht überzeugen: Wäre die Abschöpfung an 

die Verjährung der Herkunftstat geknüpft, müsste sich das Gericht von dieser 

in groben Zügen eine Überzeugung bilden (handelt es sich um Raub, Erpres-

sung, Betrug, Betäubungsmittelhandel oder Ähnliches), denn erst dann kann 

es die entsprechende Verjährung festlegen. Dies ist aber wesentlich irrtums-

anfälliger, als schlicht zu der Überzeugung zu gelangen, dass die Gegen-

stände beziehungsweise das Vermögen aus einer Tat herrühren, die noch 

keine 30 Jahre zurückliegt. Zuzugeben ist aber zum einen, dass das Argu-

ment, Anknüpfungspunkt für den Rechtsfrieden sei die rechtswidrige Vermö-

genslage, konsequenterweise dann dazu führen müsste, dass die selbstän-

dige Einziehung an gar keine Verjährungsfrist gebunden ist, solange die 

rechtswidrige Vermögenslage besteht (was ersichtlich nicht gewollt sein kann). 

Auch wird die Überzeugungsbildung umso schwerer fallen, je länger man in 

die Vergangenheit schaut; das macht aber die Maßnahme an sich nicht unver-

hältnismäßig, sondern wird allenfalls dazu führen, dass in manchen Fällen 

schlicht keine ausreichende Überzeugungsbildung mehr möglich ist und eine 

Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB daher unterbleibt. 

 

                                            
336  Vgl. Reitemeier, ZJJ 2017, 354 (359). 
337  Vgl. ausführlich Mitsch, MüKo StGB, § 78, Rn. 3. 
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V Zwischenresümee 

Die Kritik gegen die Regelung überzeugt nach genauerer Analyse im Ergebnis 

nicht. Der Gesetzgeber hat mit § 76a Abs. 4 StGB ein Instrument geschaffen, 

das es im Einzelfall erlaubt, Gegenstände unklarer Herkunft einzuziehen, ob-

wohl weder das hierfür notwendige Anknüpfungsverfahren zu einer Verurtei-

lung führt noch der Gegenstand einer konkreten Herkunftstat zugeordnet wer-

den kann. Die bewusste Verortung im Strafrecht hat die Konsequenz, dass 

auch die hergebrachten Grundsätze des Strafprozessrechts Anwendung fin-

den. Zumindest von den hier betrachteten Prinzipien muss auch nicht abgewi-

chen werden, um die Vorschrift verfassungskonform anzuwenden. Die Vor-

schrift des § 437 StPO führt, selbst wenn der Gesetzgeber etwas anderes be-

zweckte, bei genauerer Betrachtung weder zu einer Beweislastumkehr noch 

zu einer Darlegungspflicht für den Einziehungsbeteiligten. Genauso wie bei 

der erweiterten Einziehung ist die Überzeugungsbildung des Gerichts dahin-

gehend notwendig (aber auch ausreichend), dass der Gegenstand aus irgend-

einer rechtswidrigen Straftat herrührt. Die Beschränkung der Anknüpfungsta-

ten auf den Bereich des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität stellt 

mithin auch die erforderliche Legitimation für diese mittelbare Beweisführung 

dar; der Katalog des § 76a Abs. 4 S. 3 StGB ist zumindest in seiner derzeitigen 

Form entsprechend ausreichend limitiert. Dass die Überzeugungsbildung im 

Einzelfall nicht gelingen wird, ist hinzunehmen. 

 

Damit verfängt aber auch die weitere Kritik nicht. Weder wird gegen die Selbst-

belastungsfreiheit verstoßen, noch ist die Norm aufgrund der langen Verjäh-

rungsfrist unverhältnismäßig. Inwieweit die Strafverfolgungsbehörden von ei-

gentlich notwendigen Ermittlungen absehen, um den scheinbar einfacheren 

Weg der selbständigen Einziehung zu gehen, bleibt abzuwarten; gegebenen-

falls ist die Rechtsprechung zu entsprechenden Korrekturen aufgerufen. Die 

alleinige Möglichkeit eines Missbrauchs kann jedenfalls nicht von vornherein 

zur Unzulässigkeit des gesamten § 76a Abs. 4 StGB führen. Einzig die Rechte 

der (zum Anordnungszeitpunkt regelmäßig) unbekannten Tatverletzten sind 

unzureichend geschützt; der Gesetzgeber ist gefordert, durch einen § 459h 

StPO vergleichbaren Entschädigungsanspruch Abhilfe zu schaffen. 
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D Resümee 

Die Notwendigkeit einer möglichst unkomplizierten, aber gleichzeitig effektiven 

Vermögensabschöpfung dürfte unbestritten sein, allerdings tangiert eine sol-

che mehrere schützenswerte, je nach Blickwinkel unterschiedlich gewichtete 

Interessen, die es in Einklang zu bringen gilt. Auf der einen Seite ist der Staat 

aus kriminalpolitischen und kriminologischen Erwägungen heraus daran inte-

ressiert, eine möglichst umfassende Vermögensabschöpfung zu betreiben, 

um dem Grundsatz „Straftaten lohnen sich nicht“ gerecht zu werden. Gleich-

zeitig gilt es, die Rechte des von den vermögensentziehenden Maßnahmen 

Betroffenen (in der Regel der Beschuldigte) zu wahren, und zudem auch das 

Interesse des Tatverletzten an einer schnellen und unkomplizierten Geltend-

machung seiner Ansprüche zu berücksichtigen. Die Ziele, die vom Gesetzge-

ber selbst mit der Reform verbunden wurden, sind angesichts des Umfangs 

sowie der Vehemenz der vorgebrachten Kritik gegen die alte Regelung hoch-

gesteckt; umso mehr können die Bemühungen um eine alle Interessen abwä-

gende Lösung nicht hoch genug gewürdigt werden. Fraglich ist, ob die Reform 

diesen Zielen auch gerecht wird, mithin also, ob sie geeignet ist, die Regelun-

gen der Vermögensabschöpfung zu vereinfachen, für unvertretbar erachtete 

Abschöpfungslücken zu schließen und die Bedeutung der Vermögensab-

schöpfung zu steigern, ohne dabei rechtsstaatliche Standards und die prakti-

sche Handhabbarkeit außer Acht zu lassen.  

 

Zunächst muss – zumindest was die hier betrachteten Aspekte betrifft – kon-

statiert werden, dass die Reform nur sehr vereinzelt zu tatsächlichen Verein-

fachungen beziehungsweise Erleichterungen führt. Die Neugestaltung des 

Brutto-Prinzips geht völlig fehl, einzig das angestrebte Ergebnis eines mode-

raten (beziehungsweise eingeschränkten) Brutto-Prinzips ist zu begrüßen. Ab-

gesehen von einem unnötig komplexen Weg, den der Gesetzgeber für die Be-

stimmung des Erlangten vorgeben will, sind auch weiterhin gegensätzliche 

Auffassungen darüber zu erwarten, was konkret abgeschöpft werden kann. 

Eine Vereinheitlichung der Rechtsprechung oder gar steigende Abschöp-

fungszahlen dürften diesbezüglich damit jedenfalls nicht einhergehen. Die 

Neuerungen der strafprozessualen Regelungen geben den Ermittlungsbehör-

den durch ihre differenzierte Ausgestaltung einerseits klare Regelungen vor, 
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wann vorläufige Sicherungsmaßnahmen regelmäßig vorzunehmen sind, be-

lassen ihnen aber andererseits auch den nötigen Handlungsspielraum. Nach-

dem sich aber an den konkreten Voraussetzungen nur punktuell etwas geän-

dert hat, führt auch diese Neuregelung allein wohl eher nicht dazu, die Diskre-

panz zwischen Schaden durch Straftaten und vorläufigen Sicherungen res-

pektive Einziehungen zu verringern. Und auch wenn die extensive Anwendung 

von vorläufigen Sicherungsmaßnahmen vor allem dem Tatverletzten die 

Durchsetzung seiner Ansprüche erleichtern dürfte, muss hier auch stets an die 

Rechte der Beschuldigten erinnert werden. Die Reform schlägt mit der Ab-

schaffung von Begründungspflichten eine Richtung vor, die es zu beobachten 

gilt – gegebenenfalls muss die Rechtsprechung korrigierend eingreifen. Der 

Wegfall der Rückgewinnungshilfe und die gänzlich neue Ausgestaltung des 

Verteilungsverfahrens bringen indes tatsächlich Erleichterungen mit sich, in 

erster Linie zwar (äußerst begrüßenswert und lange überfällig) für den Tatver-

letzten, da er seine Ansprüche grundsätzlich unkompliziert geltend machen 

kann, aber auch für den Staat, da dieser zunächst einmal umfangreich sichern 

kann und sich über die Verteilung des gesicherten Vermögens erst im Nach-

gang Gedanken machen muss. Damit wird die für eine vermehrte Anwendung 

notwendige Akzeptanz der Strafverfolgungsbehörden und der Justiz wohl 

deutlich erhöht, ohne unverhältnismäßig in die Rechte der Beschuldigten ein-

zugreifen. 

 

Das erklärte Ziel des Gesetzgebers, unvertretbare Abschöpfungslücken zu 

schließen, mag zwar grundsätzlich auf den ersten Blick mit der Ausdehnung 

der erweiterten Einziehung auf alle Delikte und der Einführung einer Vorschrift 

zur Einziehung von Vermögen unklarer Herkunft erreichbar erscheinen, dem 

Weg dorthin indes ist zumindest teilweise nicht zu folgen. Die Ausdehnung der 

erweiterten Einziehung auf alle Delikte muss im Ergebnis abgelehnt werden, 

da die ursprünglich in der Begrenzung auf Delikte der Organisierten Kriminali-

tät beruhende Legitimation für eine mittelbare Beweisführung und damit für 

eine Beweiserleichterung nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Hierzu 

hätte sich der Gesetzgeber auf den geringen Umsetzungsbedarf der RL 

2014/42/EU beschränken müssen. Die selbständige, verurteilungsunabhän-

gige Einziehung gem. § 76a Abs. 4 StGB stellt hingegen einen zumindest im 
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Ergebnis gelungenen Versuch dar, ein neues Abschöpfungsinstrument für 

Vermögen unklarer Herkunft zu schaffen und dadurch (so denn überhaupt vor-

handene) Abschöpfungslücken zu schließen. Insbesondere konnte bei nähe-

rer Analyse die erhebliche, auch verfassungsrechtliche Bedenken umfas-

sende Kritik in weiten Teilen entkräftet werden – was aber wohl vor allem daran 

lag, dass sich die (ursprüngliche) Intention des Gesetzgebers, eine Art Be-

weislastumkehr zu schaffen, in der konkreten Norm nicht wiederfindet und ge-

rade dadurch keine verfassungsrechtlichen Friktionen entstehen. Es bleibt ab-

zuwarten, ob die Praxis das neue Instrument anwendet und dadurch der 

Rechtsprechung ermöglicht, die finalen Konturen einer Abschöpfung nachzu-

zeichnen. Gleichwohl ist nicht zu verhehlen, dass allein dieses Abschöpfungs-

instrument ebenfalls nicht zu einer deutlichen Erhöhung der Einziehungszah-

len führen dürfte; das Erfordernis der gerichtlichen Überzeugungsbildung 

(analog zur erweiterten Einziehung) setzt auch angesichts des zwar notwen-

digen, aber doch eingeschränkten Anwendungsbereichs zu hohe Hürden, um 

großzügig zur Anwendung zu kommen. Dies ist aber gerade mit Blick auf die 

Rechte der Betroffenen ausdrücklich zu begrüßen. 

 

Wenn aber im Ergebnis die Neuerungen nur sehr punktuell hilfreich, teilweise 

zu weitgehend und damit abzulehnen sowie vereinzelt auch bewusst hinsicht-

lich ihres Anwendungsbereichs eng gefasst sind, stellt sich die Frage nach 

dem erzielten Mehrwert der Reform. Dieser ist indes nicht in einzelnen Aspek-

ten der Reform zu sehen, sondern liegt vielmehr darin, dass die Vermögens-

abschöpfung durch die Reform aus ihrem Schattendasein herausgeholt wird, 

indem sie die Chance erhält, wieder zunehmend Gegenstand einer intensiven 

strafrechtswissenschaftlichen Diskussion zu werden, sich dabei weiter zu ent-

wickeln und letztlich auch zunehmenden Einzug in die Praxis der Strafverfol-

gungsbehörden und der Justiz zu erhalten. Dabei bedingen sich eine wissen-

schaftliche Beschäftigung und eine praktische Anwendung gewissermaßen 

gegenseitig – nur was auch angewendet wird, verdient die Chance einer kriti-

schen Hinterfragung und damit die Möglichkeit einer Weiterentwicklung. Der 

erste Schritt ist vom Gesetzgeber zumindest vorbereitet worden. Im Rahmen 

des Gesetzgebungsverfahrens haben eine Vielzahl von juristischen Berufsver-
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bänden die Möglichkeit erhalten, sich einzubringen; seit Vorliegen des Refe-

rentenentwurfes fand gleichzeitig eine doch intensive Diskussion in der Litera-

tur statt. Dass ein derart viele Interessen berührendes Thema auch kontro-

verse Diskussionen und zum Teil erhebliche Kritik hervorruft, ist nachvollzieh-

bar und kann nur der Weiterentwicklung dienen. Jetzt ist die Praxis gefragt, 

die Impulse aufzugreifen, den Umgang mit den neuen Vorschriften zu erpro-

ben, Schwierigkeiten zu erkennen und gegebenenfalls zu lösen, Geschäfts-

prozesse anzupassen und die Entwicklung einer obergerichtlichen Rechtspre-

chung zuzulassen. Auch hier zeigen sich bereits erste (zaghafte) Erfolge, zum 

Beispiel wenn in verschiedenen Bundesländern seitens der Staatsanwalt-

schaften Zentralstellen geschaffen wurden und die Thematik Vermögensab-

schöpfung in die Aus- und Fortbildung eingebettet wurde – dies gilt es weiter 

voran zu treiben! 

 

Zumindest mittelfristig sind zwar wohl keine erheblich steigenden Abschöp-

fungszahlen zu erwarten, womit es zunächst weiterhin lediglich heißen wird: 

„Straftaten dürfen sich nicht lohnen“. Doch der Grundstein für eine Wandlung 

weg vom Imperativ wurde durch die Reform in jedem Fall gelegt. Je nachdem, 

ob es gelingt, die Vermögensabschöpfung in der Praxis der Strafverfolgungs-

behörden als festen Baustein zum implementieren und die Rückkopplungen 

und Grenzziehungen der Justiz und der Strafrechtswissenschaft zu akzeptie-

ren und aufzugreifen, wird es zukünftig vielleicht wirklich heißen: „Straftaten 

lohnen sich nicht!“ – mit rechtsstaatlichen Mitteln, den kriminalpolitischen An-

forderungen gerecht werdend, aber auch für die Praxis handhabbar.
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